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Abb. 1 (Titelbild). Gleich unterhalb des Bundeshauses in Bern gedeiht eine Magerwiese mit hoher Biodiversität 
(Bild Biodiversitätsmonitoring Schweiz BDM). 
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Vorwort 

Mit der Strategie Biodiversität Schweiz (SBS) und dem Aktionsplan Biodiversität will die Schweiz ihre Na-
turschutzpolitik auf eine neue Basis stellen, die den aktuellen Anforderungen besser gerecht wird. Zugleich 
erfüllt sie damit eine seit 1995 geltende Verpflichtung der internationalen Biodiversitätskonvention.  

Nationale Umweltberichte, die Roten Listen der gefährdeten Tier- und Pflanzenarten, vertiefte wissenschaft-
liche Untersuchungen, die alle zehn Jahre veröffentlichten OECD-Umwelt-Prüfberichte und die regelmässige 
Berichterstattung der Schweiz zur Umsetzung der Biodiversitätskonvention zeigen, dass die Biodiversität in 
der Schweiz weiterhin unter grossem Druck steht. Eine erweiterte, kohärentere Biodiversitätspolitik ist daher 
für unser Land dringend notwendig. 

Der vorliegende Grundlagenbericht möchte einen Beitrag leisten zu dieser Weiterentwicklung der Biodiversi-
tätspolitik der Schweiz. Die hier präsentierten Grundlagen zeigen, dass die Schweiz mit der Strategie Bio-
diversität Schweiz und mit dem Aktionsplan auf dem richtigen Weg ist, dass dieser aber konsequent weiter 
gegangen werden muss, um die Biodiversitätsziele 2020 und darüber hinaus erreichen zu können. 

Kurt Fluri
Nationalrat, Präsident der Parlamentarischen Gruppe «Biodiversität und Artenschutz»
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Stand der Biodiversitätspolitik des Bundes

Über die letzten 100 Jahre betrachtet gelten die Errichtung eines Nationalparks 1914 und die 
Verankerung des Naturschutzes in der Bundesverfassung mitsamt Natur- und Heimatschutz-
gesetz von 1966 wohl als die grössten Meilensteine der schweizerischen Naturschutzpolitik. 

Rund 50 Jahre später ist heute der Moment gekommen, um mit der Strategie Biodiversität 
Schweiz und dem dazugehörigen Aktionsplan einen neuen und zeitgemässen konzeptionellen 
Rahmen für den sektorübergreifenden Schutz der Natur und die Förderung der Biodiversität zu 
schaffen. Die Schweiz kann damit gleichzeitig eine Verpflichtung erfüllen, die sie im Rahmen 
der internationalen Biodiversitätskonvention (CBD) vor 20 Jahren eingegangen ist. 

Der Auftrag des Parlaments zur Erarbeitung der Biodiversitätsstrategie stammt aus dem Jahr 
2008. Drei Jahre später entschied die Vorsteherin des UVEK, Bundesrätin Doris Leuthard, Stra-
tegie und Aktionsplan zu trennen. Der Bundesrat verabschiedete die Biodiversitätsstrategie 
am 25. April 2012 und gab die Ausarbeitung des Aktionsplans bis Mitte 2014 in Auftrag. Im 
November 2012 wurde ein breiter partizipativer Prozess gestartet mit 650 Beteiligten aus 250 
Institutionen, die in über 20 Arbeitsgruppen rund 500 Massnahmenvorschläge einbrachten, 
diskutierten und priorisierten. Daraus entstand im Sommer 2013 eine erste Liste von gut 180 
priorisierten Massnahmen. Das BAFU und andere Bundesämter haben die Massnahmen weiter 
kondensiert, so dass Ende 2013 eine Liste von 110 priorisierten Massnahmen für den Aktions-
plan vorlag.
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20 Jahre seit die Verpflichtung für Strategie/Aktionsplan in Kraft ist 

11 Jahre seit dem ersten Vorstoss  

8 Jahre seit Parlamentsbe  schluss  

7 Jahre seit Start der Ar beiten  
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Die Schweiz braucht eine wirksame Biodiversitätspolitik 

Bund, Kantone und Gemeinden tun einiges, um die Biodiversität zu erhalten und zu fördern. 
Doch das reicht längst nicht aus. So sind heute nicht einmal die Biotope von nationaler Bedeu-
tung vollständig geschützt und unterhalten, obwohl sie weniger als 1,8% der Landesfläche 
ausmachen. Alleine für Regeneration, Schutz und Werterhaltung dieser Biotope wären gemäss 
Berechnungen der WSL und Partner im Zeitraum 2015-2020 insgesamt CHF 2‘510 Millionen 
nötig (pro Jahr CHF 418 Millionen). Tatsächlich ausgegeben werden CHF 73 Millionen pro Jahr 
(Stand 2009). Nötig wären zudem die Mittel für zahlreiche weitere Aufgaben zur Erhaltung der 
Biodiversität auf den übrigen 98,2% der Landesfläche sowie generelle Investitionen insbeson-
dere in den Bereichen Bildung und Forschung. 
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Abb. D1. Ablauf der Arbeiten an Biodiversitäts-
strategie/Aktionsplan in der Schweiz seit der 
Unterzeichnung der Biodiversitätskonvention 
1992 gemäss den Beschlüssen vor 2015. Seither 
hat es weitere Verzögerungen gegeben.

Das Wichtigste in Kürze

2 Jahre  bis zur Zwischenevaluation

5 Jahre bis zur Ziel erreichung
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Abb. D2. Aus diesen Kantonen liegen 
Antworten auf Interpellationen vor. 
Genf hat ein eigenes Biodiversitätsgesetz.

Kantone fordern klare Richtlinien und finanzielle
Unterstützung

Die Bundesverfassung verpflichtet den Bund zur Rücksicht auf Anliegen des Naturschutzes, hält 
aber auch fest, dass für den Natur- und Heimatschutz die Kantone zuständig sind. Die Bundes-
gesetzgebung macht Vorschriften zum Schutz der Tier- und Pflanzenwelt und zur Erhaltung der 
Lebensräume in ihrer natürlichen Vielfalt. Die Umsetzung dieser Ziele ist Aufgabe der Kantone 
(und zu einem weiteren Teil auch der Gemeinden).

Zwischen 2011 und 2012 wurden in einem grossen Teil der kantonalen Parlamente mit Inter-
pellationen Fragen an die Regierungen eingereicht, in denen es darum ging zu erfahren, wie 
der Kanton gedenkt, die «Biodiversitätsziele 2020» (die 20 Ziele der Weltgemeinschaft im Rah-
men der Biodiversitätskonvention) zu erreichen. Die Antworten der Kantonsregierungen zeigen 
alle, dass es im Schutz und bei der Förderung der Biodiversität deutlich verstärkte Massnahmen 
braucht. Neben Antworten zum Stand des Naturschutzes im Kanton und zu den Finanzen äus-
sern sich 16 der 18 Kantonsregierungen auch zu Biodiversitätsstrategie und Aktionsplan des 
Bundes. 

Ausnahmslos alle antwortenden Kantone beurteilen die nationale Biodiversitätsstrategie mit 
dem Aktionsplan als unabdingbar. Sie erwarten klare Vorgaben und konkrete Umsetzungsemp-
fehlungen sowie den Aufgaben entsprechende finanzielle Unterstützung. Der Regierungsrat des 
Kantons Bern fordert zum Beispiel: «Der im Anschluss an die Strategie Biodiversität Schweiz zu 
erarbeitende Aktionsplan muss Umsetzungsempfehlungen enthalten, welche ein gesamtschwei-
zerisch möglichst einheitliches Vorgehen sicherstellen.» Der Regierungsrat des Kantons Obwal-
den kann die Frage, welcher nächste Schritt geplant ist, um die Erreichung der Biodiversitätsziele 
2020 sicher zu stellen «erst beantworten, wenn die konkreten Umsetzungsmassnahmen aus 
der Biodiversitätsstrategie bekannt sind.» Der Regierungsrat des Kantons Schwyz «wird den 
eingeschlagenen Weg weiterverfolgen, die Aktivitäten zugunsten der Biodiversität bereichs-
übergreifend koordinieren, auf die Strategie Biodiversität Schweiz abstimmen und spezifische 
Massnahmen gemäss Aktionsplan des Bundes umsetzen.» Als erster Kanton hat Genf sogar ein 
eigenes Biodiversitätsgesetz erlassen.

Engagierte Gemeinden mit knappen Ressourcen

Eine Studie der Websites der Schweizer Gemeinden zeigt, dass Naturschutz und Biodiversitäts-
förderung wichtige Anliegen der Gemeinden sind, und zwar in allen Landesteilen und über die 
Sprachgrenzen hinweg. Im Vergleich zum Thema Verkehr (Nennung auf 86% der Gemeinde-
Websites) gibt es beim Naturschutz beziehungsweise der Biodiversität mit einer Erwähnung auf 
lediglich 54% der Websites noch einiges Verbesserungspotenzial. 

Eine Befragung der Gemeinde weist auf ein grosses Interesse am Naturschutz und an der 
Förderung der Biodiversität hin, indem über ein Viertel der Gemeinden mitgemacht hat. 
Nur in der Hälfte aller Gemeinden lässt sich aus den Angaben auf die Existenz einer Stelle 
schliessen, die im Bereich Naturschutz fachlich qualifiziert ist (Umweltämter, Umweltbe-
auftragte, Naturschutz-, Landschafts- oder Umweltkommissionen etc.). Die Personalres-
sourcen für den Naturschutz sind sehr unterschiedlich. Nur 43% aller Gemeinden setzen  
ein Minimum von 10 Stellenprozenten oder mehr für diese Aufgabe ein, jede sechste 
Gemeinde verfügt über null Stellenprozent. Im Durchschnitt setzen die Gemeinden für 
den Naturschutz 18 Stellenprozent ein. 

Knapp die Hälfte aller Gemeinden verfügt über ein eigenes Naturschutzbudget. Jede fünf-
te Gemeinde setzt mehr als 50‘000 Franken für den Naturschutz und die Biodiversität ein, 
bei knapp der Hälfte der Gemeinden sind es weniger als 10‘000 Franken. Drei Viertel der 
Gemeinden benötigen zur Bewältigung ihrer Aufgaben im Naturschutz «deutlich» oder 
«eher mehr» finanzielle Unterstützung. 

Abb. D3. Nennung von Naturschutz/
Biodiversität auf den Websites der 
Schweizer Gemeinden. Hellgrün: 1-4 
Nennungen, dunkelgrün: mehr als 4 
Nennungen, rot: keine Nennung, gelb: 
keine Website.
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Bevölkerung mit hoher Aufmerksamkeit für die 
Biodiversität, spezifischer Betroffenheit und
unrealistischer Einschätzung des Zustands

Seit Ende 2013 liegen die neuesten Untersuchungsergebnisse des Forschungsinstituts gfs.bern 
zur Einstellung der Schweizer Bevölkerung in Bezug auf das Thema Biodiversität vor. Zusam-
men mit Erhebungen des Bundesamts für Statistik und Vergleichen aus ähnlichen Untersu-
chungen in den Nachbarländern ergibt sich daraus ein differenziertes Bild der Einstellung der 
Bevölkerung zum Thema Biodiversität. 

Mit einem Bekanntheitsgrad von 67% ist der Begriff «Biodiversität» in der Bevölkerung weit-
gehend etabliert, nachdem dies 2005 erst bei einem kleinen Teil der Bevölkerung der Fall 
gewesen war. Der Schutz der Biodiversität geniesst heute eine relativ hohe Themenaufmerk-
samkeit. Obwohl die Biodiversität seit Jahrzehnten verarmt, gehen allerdings 74% der Befrag-
ten davon aus, dass sie sich in einem eher guten bis sehr guten Zustand befindet. Fragt man 
hingegen nach den Gefahren des Biodiversitätsverlusts für die Schweiz, rechnen 84% mit einer 
sehr oder eher grossen Gefährlichkeit, gleich viel wie beim Klimawandel. 

Bei der Frage nach Massnahmen zugunsten der Biodiversität als Teil des Aktionsplans zur Stra-
tegie Biodiversität Schweiz geniesst am meisten Zustimmung, dass die Landwirtschaft mehr 
Rücksicht auf die Biodiversität nehmen soll (91%), gefolgt vom Anliegen, dass die Planung 
von Anlagen zur Produktion erneuerbarer Energien auf Naturgebiete Rücksicht nehmen muss 
(88%). Weitere abgefragte Massnahmen sind biodiversitätsfreundlichere Produkteangebote 
(87%), Lebensraum für möglichst viele einheimische Pflanzen und Tiere im Siedlungsgebiet 
(85%) und die Korrektur biodiversitätsschädigender Subventionen (82%). 

Bern, März 2015   dialog:umwelt GmbH, Ecopolitics GmbH, Gruner AG

Abb. D4. Biodiversität geniesst, auch 
wegen des Interesses der Wirtschaft, 
heute eine grosse Themenaufmerk-
samkeit. 
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Im Vergleich mit den Nachbarländern ist die Schweiz 
im Rückstand 

In den Nachbarländern Deutschland, Frankreich, Italien und Österreich liegen Strategien und 
Aktionspläne zum Schutz und zur Förderung der Biodiversität zum Teil bereits seit einigen 
Jahren vor. Frankreich wählte den gleichen Weg wie die Schweiz und entwickelte seine 10 Ak-
tionspläne erst nach der Erstellung der Biodiversitätsstrategie. Die übrigen Länder entwickelten 
Strategie und Aktionsplan in einem Schritt. In Österreich datiert die erste Biodiversitätsstra-
tegie von 1998, sie wurde 2005 ein erstes Mal überabeitet und 2014 in der dritten Version 
veröffentlicht. Frankreich folgte 2004 (weiterentwickelt 2011), Deutschland 2007 und Italien 
2011. In den Nachbarländern weisen Biodiversitätsstrategie/Aktionsplan zwischen 147 und 
430 Massnahmen auf.   

4
Deutschland

Österreich 

Musterbaureglemente, gesamtschweizerische und regionale Zielvorgaben sowie Stan-
dards für eine biodiversitätsfreundliche Umgebungsgestaltung zum Fördern der Biodi-
versität im Siedlungsraum werden von den Gemeinden unterstützt mit 74% Zustimmung 
für die erste und je 68% für die beiden letztgenannten Massnahmen. Die Gemeinden 
bringen mit diesen Antworten ihren Willen zum Ausdruck, sich stärker für Naturschutz 
und Biodiversität zu engagieren. Die Untersuchung zeigt jedoch auch, dass es in den 
Gemeinden einen zusätzlichen Anstoss braucht. Hilfen und Vorgaben, wie sie der Aktions-
plan Biodiversität für die Gemeinden vorsieht, sind deshalb nötig. 
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Politique de la Confédération en matière de 
biodiversité

La création du Parc national en 1914 et l’ancrage de la protection de la nature dans la Cons-
titution fédérale, y compris la loi sur la protection de la nature et du paysage (LPN) de 1966, 
comptent certainement parmi les faits marquants de ces 100 dernières années en matière de 
politique de protection de la nature en Suisse.

Environ 50 ans après l‘adoption de la LPN, il est temps de créer un nouveau cadre conceptuel 
moderne et trans-sectoriel pour la protection de la nature et la promotion de la biodiversité 
avec la Stratégie Biodiversité Suisse et le Plan d’action qui l’accompagne. Cela permet égale-
ment à la Suisse de respecter un engagement pris il y a 20 ans dans le cadre de la Convention 
Internationale sur la Biodiversité (CDB).

Le mandat du Parlement d’élaborer la Stratégie Biodiversité date de l’année 2008. Trois ans 
plus tard, la Conseillère fédérale Doris Leuthard, cheffe du DETEC, a décidé de séparer la Stra-
tégie et le Plan d’action. Le Conseil fédéral a adopté la Stratégie Biodiversité le 25 avril 2012 
et a demandé l’élaboration du Plan d’action jusqu’à l’été 2014. En novembre 2012, un large 
processus participatif a été lancé avec 650 participants de 250 institutions qui ont amené, dis-
cuté et priorisé environ 500 mesures au sein des quelque 20 groupes de travail. Cela a conduit 
en été 2013 à une première liste priorisée d’environ 180 mesures. L’OFEV et les autres offices 
fédéraux ont continué à condenser ces mesures pour arriver fin 2013 à une liste de 110 mesu-
res prioritaires pour le Plan d’action. 
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20 ans depuis que l’engagement pour la stratégie/plan d’action a été pris

11 ans depuis la première intervention

8 ans depuis la décision du Parlement

7 ans depuis le début des travaux 
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La Suisse a besoin d’une politique efficace en matière de biodiversité 

La Confédération, les cantons et les communes font des efforts pour conserver et promouvoir 
la biodiversité. Mais c’est insuffisant. Aujourd‘hui, même les biotopes d’importance nationale 
ne sont pas complètement protégés et entretenus, alors qu’ils représentent moins de 1,8% de 
la surface du pays. Rien que pour la régénération, la protection et la conservation des valeurs 
de ces biotopes, il faudrait selon des calculs de l‘Institut de recherche WSL un total de CHF 
2‘510 millions pour la période 2015-2020 (CHF 418 millions par année). En comparaison, les 
dépenses actuelles pour ces travaux ne s’élèvent qu’à CHF 73 millions par année (chiffre de 
2009). Il faudrait en outre les moyens financiers pour de nombreuses autres tâches pour la 
conservation de la biodiversité sur les 98,2% restant de la surface du pays ainsi que des inves-
tissements généraux dans les domaines de la formation et de la recherche.
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Fig. F1. Déroulement des travaux d’élaboration de 
la Stratégie Biodiversité/Plan d’action en Suisse 
depuis la signature de la Convention sur la bio-
diversité en 1992 selon les décisions prises avant 
2015. Depuis, de nouveaux retards sont survenus.

L’essentiel en bref

2 ans jusqu’à l‘évaluation intermédiaire
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Fig. F2. Ces cantons ont donné une 
réponse aux interpellations. Le canton 
de Genève a sa propre loi sur la biodi-
versité. 

Les cantons demandent des directives claires et un
soutien financier 

La Constitution fédérale oblige la Confédération à respecter les préoccupations de la protection 
de la nature, mais stipule aussi que ce sont les cantons qui sont responsables de la protection de 
la nature et du paysage. Les lois fédérales donnent des directives sur la protection des animaux 
et des plantes sauvages et sur la conservation des milieux naturels et de leur diversité. La mise en 
œuvre de ces objectifs incombe aux cantons (et dans une certaine mesure aussi aux communes).

Dans une grande partie des parlements cantonaux, des questions ont été adressées entre 2011 
et 2012 aux gouvernements à travers des interpellations sur le sujet des « Objectifs biodiversité 
2020 » (les 20 objectifs de la communauté internationale dans le cadre de la Convention sur la 
biodiversité) et de leur mise en œuvre dans les cantons. Les réponses des gouvernements can-
tonaux montrent toutes qu’il faut des mesures nettement plus incisives pour la protection et la 
promotion de la biodiversité. En plus des réponses sur l’état de la protection de la nature dans les 
cantons et sur les finances, 16 des 18 gouvernements cantonaux se sont aussi prononcés sur la 
Stratégie Biodiversité et le Plan d’action de la Confédération.

Tous les cantons ayant donné une réponse trouvent la Stratégie nationale pour la biodiversité et 
son Plan d’action absolument nécessaires. Ils attendent des directives claires et des recomman-
dations concrètes pour la mise en œuvre, ainsi que des financements adéquats. Le Conseil d’Etat 
du canton de Berne demande par exemple : « Le Plan d’action à élaborer pour accompagner la 
Stratégie Biodiversité Suisse doit contenir des recommandations pour la mise en œuvre qui ga-
rantissent une procédure aussi uniforme que possible dans toute la Suisse ». Le Conseil d’Etat du 
canton d’Obwald ne peut répondre à la question de savoir quelle sera la prochaine étape pour 
atteindre les objectifs biodiversité 2020 que « quand les mesures concrètes de mise en œuvre de 
la Stratégie Biodiversité seront connues ». Le Conseil d’Etat du canton de Schwyz « poursuivra 
la voie dans laquelle il s’est engagé, coordonnera pour tous les secteurs les activités en faveur de 
la biodiversité, les accordera avec la Stratégie Biodiversité Suisse et mettra en œuvre les mesures 
spécifiques selon le Plan d’action de la Confédération ». En tant que premier canton, Genève a 
même élaboré sa propre loi sur la biodiversité. 

Des communes engagées aux ressources limitées

Une analyse des sites internet des communes suisses montre que la protection de la nature et la 
conservation de la biodiversité sont des préoccupations importantes des communes dans toutes 
les parties du pays et par-delà les frontières linguistiques. En comparaison avec le thème de la 
mobilité/du trafic que l‘on retrouve sur 86% des sites internet des communes, la protection de 
la nature, respectivement la biodiversité ne figurent que sur 54% d’entre eux. Il y a donc encore 
un grand potentiel d’amélioration. 

Une enquête auprès des communes montre le grand intérêt pour la protection de la nature et la 
promotion de la biodiversité, plus d’un quart des communes ont en effet participé. D’après les 
réponses, seulement la moitié de toutes les communes semblent disposer d’un poste spécifique 
et qualifié dans le domaine de la protection de la nature (offices de l’environnement, chargés de 
l’environnement, commissions de protection de la nature, du paysage ou de l’environnement, 
etc.). Les ressources en personnel allouées à la biodiversité sont très diverses. Seulement 43% 
des communes ont un poste à 10% ou plus consacré à ces charges, une commune sur six a 0%. 
En moyenne, les communes consacrent l’équivalent d’un poste à 18% pour la protection de la 
nature.Environ la moitié des communes possède un budget spécifique pour la protection de la 
nature. Une commune sur cinq consacre plus de 50‘000 francs à la protection de la nature et à 
la biodiversité. Pour environ la moitié des communes, cette somme représente moins de 10‘000 
francs. Trois quarts des communes auraient besoin de « nettement plus » ou « plutôt plus » de 
soutien financier pour assumer leurs tâches en faveur de la protection de la nature.

Fig. F3. Mention de la protection de la 
nature/biodiversité sur les sites internet 
des communes suisses. Vert clair: 1-4 
mentions, vert foncé: plus de 4 men-
tions, rouge: pas de mention, jaune: pas 
de site internet.

1

2
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Fig. F4. La biodiversité jouit 
aujourd’hui d’une grande attention 
thématique notamment en raison de 
l’intérêt de l’économie.

Plus de biodiversité, plus de vie

Suisse. Naturellement

La population porte une grande attention à la 
biodiversité, se sent concernée, mais a une image 
irréaliste de son état

Depuis fin 2013, les résultats d’une nouvelle enquête de l’institut de recherche gfs.bern sur 
l‘attitude de la population suisse envers le thème de la biodiversité sont connus. Avec les résul-
tats d’enquêtes de l’Office fédéral de la statistique et les comparaisons avec des études simi-
laires dans les pays voisins, ils fournissent une image différenciée de l’attitude de la population 
envers le thème de la biodiversité.

Avec un degré de notoriété de 67%, le terme de « biodiversité » est établi dans la population, 
alors qu’en 2005 ce n‘était le cas que pour une petite partie de la population. La protection de 
la biodiversité jouit aujourd’hui d’une attention thématique relativement élevée. Même si la 
biodiversité s’appauvrit depuis des décennies, 74% des personnes interrogées pensent toute-
fois qu’elle se trouve dans un état plutôt bon à très bon. Si on les interroge en revanche sur la 
menace que représente la perte de biodiversité pour la Suisse, 84% estiment que la menace est 
très élevée ou plutôt élevée, autant que pour les changements climatiques.

A la question sur les mesures en faveur de la biodiversité en tant que partie du Plan d’action 
accompagnant la Stratégie Biodiversité Suisse, l’énoncé qui obtient le plus d’avis positifs est 
celui que l’agriculture doit davantage respecter la biodiversité (91%), suivi de la demande que 
la planification des installations de production d’énergie renouvelable tienne compte des sites 
naturels (88%). D’autres mesures approuvées sont l’offre en produits respectueux de la bio-
diversité (87%), offrir un habitat pour le plus de plantes et d’animaux indigènes possibles en 
milieu construit (85%) et la correction des subventions dommageables à la biodiversité (82%).

Berne, mars 2015   dialog:umwelt Sàrl, Ecopolitics Sàrl, Gruner SA

3

En comparaison avec les pays voisins, la Suisse est 
en retard 

Dans  les pays voisins de la Suisse, en Allemagne, Autriche, France et Italie, les stratégies 
et plans d’action pour protéger et promouvoir la biodiversité existent déjà, parfois depuis 
de nombreuses années. La France a choisi la même voie que la Suisse et a développé ses  
10 plans d’action seulement après l’élaboration de la stratégie biodiversité. Les autres pays ont 
développé la stratégie et le plan d’action en même temps. La première stratégie biodiversité 
de l’Autriche date de 1998, elle a été actualisée une première fois en 2005 et, en 2014, la 
troisième version a vu le jour. La France a suivi en 2004 (actualisation en 2011), l’Allemagne 
en 2007 et l’Italie en 2011. Dans les pays voisins, les stratégies/plans d’action biodiversité 
comprennent entre 147 et 430 mesures. 

4
France

Italie

Des règlements de construction exemplaires, des objectifs nationaux et régionaux ainsi que des 
standards pour un aménagement des espaces verts favorisant la biodiversité en milieu urbain 
sont soutenus à 74% pour la première mesure et à 68% pour les deux autres. Avec ces 
réponses, les communes expriment leur volonté de s‘engager plus fortement pour la biodi-
versité. Le soutien et les directives que prévoit le Plan d‘action biodiversité pour les communes 
sont acceptés et pourront livrer l‘impulsion nécessaire.

Roma, 20 - 21 - 22  Maggio 2010
Università degli Studi di Roma "Sapienza"

Aula  Magna del Rettorato

CONFERENZA NAZIONALE 
per la BIODIVERSITÀ

In collaborazione con:

In collaborazione con:
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Stand der Biodiversitätspolitik in der 
Schweiz 

Der Schutz der Natur hat in der Schweiz eine lange Tradition. So verboten die Zürcher be-
reits 1335 das Fangen von Vögeln, damit diese Käfer und andere Schädlinge vertilgten. 
Die Glarner richteten 1548 am Kärpf das erste Jagdbanngebiet ein, und 1870 entstand am 
Creux-du-Van erstmals in der Schweiz ein Naturschutzgebiet. Der erste und bis heute ein-
zige Nationalpark besteht seit 1914. Eingang in die Bundesverfassung fand der Naturschutz 
1962, vier Jahre später folgte das zugehörige Natur- und Heimatschutzgesetz. 2012 verab-
schiedete der Bundesrat die Strategie Biodiversität Schweiz, die nun mit dem Aktionsplan 
konkretisiert wird.

Klarer Verfassungsauftrag

Nach dem Bundesbeschluss zur Errichtung des National-
parks vor hundert Jahren dauerte es beinahe ein halbes 
Jahrhundert, bis der Naturschutz in der Bundesverfassung 
verankert wurde. Der Verfassungsartikel zum Natur- und 
Heimatschutz (Art. 78 BV) wurde 1962 in einer Volksab-
stimmung mit 79% der Stimmen angenommen. Er legt fest, 
dass für den Natur- und Heimatschutz die Kantone zustän-
dig sind, nimmt aber auch den Bund selbst in die Pflicht: 
Dieser muss bei der Erfüllung seiner Aufgaben Rücksicht 
auf die Anliegen des Natur- und Heimatschutzes nehmen 
und Landschaften sowie Natur- und Kulturdenkmäler scho-
nen und sie ungeschmälert erhalten, wenn das öffentliche 
Interesse es gebietet. Der Bund erlässt Vorschriften zum 
Schutz der Tier- und Pflanzenwelt und zur Erhaltung ihrer 
Lebensräume in der natürlichen Vielfalt, und er schützt be-
drohte Arten vor Ausrottung. 

Zudem regelt Art. 78 BV auch den Schutz der Moore und 
Moorlandschaften von besonderer Schönheit und ge-
samtschweizerischer Bedeutung. Im Verfassungsartikel zur 
Nachhaltigkeit (Art. 73 BV) wird ausserdem verlangt, dass 
Bund und Kantone ein auf Dauer ausgewogenes Verhältnis 
zwischen der Natur und ihrer Erneuerungsfähigkeit einer-
seits und ihrer Beanspruchung durch den Menschen ande-
rerseits anstreben.

In den Grundzüge unverändertes 
Natur- und Heimatschutzgesetz

Bereits vier Jahre nach der Verfassungsabstimmung verab-
schiedete das Parlament das Natur- und Heimatschutzge-
setz NHG, das nach Ablauf der Referendumsfrist auf den 
1. Januar 1967 in Kraft trat. Das heutige NHG entspricht 
in seinen Grundzügen immer noch weitgehend der ersten 
Fassung von 1966. Es wurde im Gegensatz zu anderen Ge-
setzen, die ungefähr alle 20 Jahre total überarbeitet wer-
den, nie einer Totalrevision unterzogen, sondern sukzessive 
mit Teilrevisionen ergänzt. Die wichtigsten Ergänzungen 

waren Ende der 1980er-Jahre der Moorschutz (basierend 
auf dem Rothenthurm-Artikel in der Verfassung), der 
Schutz der Biotope und der ökologische Ausgleich sowie 
in den 2000er-Jahren Präzisierungen des Beschwerderechts 
der Gemeinden und Organisationen, die Einführung des 
NFA bei der Finanzierung von Umsetzungsmassnahmen so-
wie Ergänzungen zu den Pärken von nationaler Bedeutung. 

Neukonzeption mit Strategie Biodi-
versität Schweiz und Aktionsplan 

Dass das Natur- und Heimatschutzgesetz während bald 50 
Jahren keiner Totalrevision unterzogen wurde, kann als Beleg 
gewertet werden, dass es sich auch in einer umweltpolitisch 
sehr bewegten Zeit in seinen Grundzügen bewährt hat. Im 
Naturschutz haben derweil allerdings verschiedene Wech-
sel stattgefunden. So hat sich beispielsweise die Erkenntnis 
durchgesetzt, dass es nicht möglich ist, einzelne Arten und 
Naturschutzgebiete isoliert zu erhalten. Vielmehr gilt, es die 
Vielfalt des Lebens in ihrer Vernetztheit und wechselseitigen 
Abhängigkeit auf allen Ebenen, das heisst von den Genen 
über die Arten bis zu den Ökosystemen, zu berücksichtigen. 
Aus diesem Grund ist es wichtig und sinnvoll, die konzeptio-
nellen Linien der Naturschutz- und Biodiversitätspolitik den 
aktuellen Erkenntnissen und Gegebenheiten anzupassen. 

Die Gesamtkonzeption im Bereich Naturschutz und Bio-
diversität erfolgt gegenwärtig im Rahmen der Strategie 
Biodiversität Schweiz (SBS) und des dazugehörigen Akti-
onsplans. Es ist absehbar, dass diese konzeptionelle Neu-
ordnung mit dem Aktionsplan auch zu einer Teilrevision des 
NHG führt, über die das Parlament in den nächsten Jahren 
wird beschliessen können. Neben dem NHG regeln zahlrei-
che weitere Gesetze wesentliche Aspekte der Biodiversität 
(Umweltschutzgesetz, Raumplanungsgesetz, Jagdgesetz, 
Fischereigesetz, Waldgesetz, Landwirtschaftsgesetz, Ge-
wässerschutzgesetz).

Die konzeptionelle Neugestaltung des Naturschutzes und 
der Biodiversitätsförderung im Rahmen der breitangelegten 
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Biodiversitätsstrategie und eines umfassenden Aktionsplans 
erlaubt es, über den Rand einzelner Gesetzesrevisionen hin-
auszublicken und die Erhaltung und Förderung der Biodi-
versität als eine sektorübergreifende Aufgabe anzugehen, 
bei der sehr viel mehr Bereiche involviert sind, als die Na-
turschutzgesetzgebung allein. 

Handlungsbedarf beim Vollzug

Die Massnahmen zur Erhaltung und Förderung der Biodi-
versität werden von Kantonen, Gemeinden und Privaten 
umgesetzt. Heute gibt es dabei aber grosse Vollzugslücken. 
So hat ein systematischer Vergleich der streng geschützten 
Moore zwischen 1997 und 2006 gezeigt, dass sich deren 
Zustand in nur zehn Jahren in mehr als jedem fünften Fall 
deutlich verschlechtert hat (Klaus et al. 2007). Unterhalt 
und Substanzerhaltung werden wegen fehlenden Mitteln 
stark vernachlässigt. Wie eine Auswertung der Antworten 
von 18 Kantonsregierungen auf entsprechende Interpellati-
onen ihrer Parlamente zeigt, werden die finanziellen Mittel 
für Erhaltung und Förderung der Biodiversität generell als 
ungenügend beurteilt (Seiten 20 und 21). 

Eine Studie zu den Kosten des Nicht-Handelns zugunsten 
der Biodiversität schätzt, dass in Europa bis 2050 jährli-
che Kosten von rund 4% des Bruttoinlandprodukts (BIP) 
anfallen dürften, um jene Leistungen der Ökosysteme zu 
kompensieren, die durch den Biodiversitätsverlust wegfal-
len (Braat et al. 2008). Übertragen auf die Schweiz sind 
das bei einem BIP von CHF 632 Milliarden (Stand 2012) 
rund CHF 25 Milliarden pro Jahr. Nicht-Handeln dürfte die 
Schweiz langfristig deutlich teurer zu stehen kommen, als 
ein wirkungsvoller Schutz der Biodiversität zum heutigen 
Zeitpunkt.
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20 Jahre seit die Verpflichtung in Kraft ist. 

11 Jahre seit dem ersten Vorstoss.  

Biodiversitätsstrategie und Aktionsplan

Die Vorgeschichte der 2012 verabschiedeten Biodiversitäts-
strategie und des darauf basierenden Aktionsplans ist lang: 
Am 19. Februar 1995 trat die Biodiversitätskonvention 
(Convention on Biological Diversity CBD) für die Schweiz 
in Kraft. Sie enthält die Verpflichtung, eine nationale Biodi-
versitätsstrategie und einen Aktionsplan zu verabschieden 
und umzusetzen. Ende 2004, nachdem bereits über 130 
Staaten eine Biodiversitätsstrategie erarbeitet hatten, wur-
de in der Schweiz aus den Reihen der FDP ein parlamenta-
rischer Vorstoss eingereicht, der den Bundesrat aufforderte, 
die zehn Jahre zuvor eingegangene Verpflichtung endlich 
einzulösen. Der Bundesrat anerkannte in seiner Antwort 
vom August 2005 zwar die Zweckmässigkeit eines solchen 
Instruments, widersetzte sich dieser Aufforderung jedoch 
mit dem Verweis, das sei eine «neue Aufgabe». 2008 
verpflichtete das Parlament den Bundesrat schliesslich via  
Legislaturplanung zur Erarbeitung der Biodiversitätsstrate-
gie. 

2009 liefen die Arbeiten zügig an, und der Bundesrat for-
mulierte schon am 1. Juli 2009 das übergeordnete Ziel der 
Strategie: «Die Biodiversität ist reichhaltig und gegenüber 
Veränderungen reaktionsfähig. Die Biodiversität und ihre 
Ökosystemleistungen sind langfristig erhalten». Anfang 
2011 entschied die neue Vorsteherin des UVEK, Bundes-
rätin Doris Leuthard, zuerst die Biodiversitätsstrategie und 
dann den Aktionsplan zu erarbeiten. Bereits am 25. April 
2012 beschloss der Bundesrat die aus einer breiten Ver-
nehmlassung hervorgegangene «Strategie Biodiversität 
Schweiz» (SBS) und beauftragte das BAFU, bis Mitte 2014 
den Aktionsplan zu erarbeiten. 

Abb. 3. Von der Biodiversitätskonvention bis zum 
Aktionsplan der Strategie Biodiversität Schweiz gemäss 
den Beschlüssen vor 2015. Seither hat es weitere Ver-
zögerungen gegeben.
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20 Jahre seit die Verpflichtung in Kraft ist. 

11 Jahre seit dem ersten Vorstoss.  

8 Jahre seit dem Parlamentsbeschluss.  

2 Jahre bis zur  Zwischenevaluation des Bundesrates

5 Jahre bis zur Erreichung der Biod iversitätsziele 2020

Die Arbeiten am Aktionsplan Biodiversität begannen Mit-
te 2012. Im November gleichen Jahres wurde ein breiter 
partizipativer Prozess gestartet mit 650 Beteiligten aus 250 
Institutionen und Organisationen, die in über 20 Arbeits-
gruppen rund 500 Massnahmenvorschläge einbrachten, 
diskutierten und priorisierten. Daraus entstand im Sommer 
2013 eine erste Liste von gut 180 Massnahmen. Das BAFU 
und andere Bundesämter kondensierten die Massnahmen-
liste weiter, so dass Ende 2013 ein Aktionsplan mit 110 
priorisierten Massnahmen bereitstand. Bis zur Verabschie-
dung durch den Bundesrat durchläuft diese bereits umfas-
send konsultierte Vorlage nun nochmals eine verwaltungs-
interne sowie eine externe Begutachtung und Würdigung. 

Die vorliegende Situationsanalyse in den Kantonen, den 
Gemeinden, der Bevölkerung sowie der internationale Ver-
gleich mit Nachbarländern lassen den Schluss zu, dass der 
Bund mit dem Aktionsplan Biodiversität auf dem richtigen 
Weg ist, dass er diesen aber konsequent weitergehen und 
dabei insbesondere auch die Finanzierung berücksichtigen 
muss.

7 Jahre seit dem Start der Arbeiten.  

Abb. 4. Externe Kosten des Verkehrs 2009 und Anteil 
der jährlichen Schäden an Natur, Landschaft und Biodi-
versität. ARE 2009

Schäden an der Biodiversität als 
externe Kosten  

Viele Aktivitäten des Menschen verursachen Kosten an 
Biodiversität, Natur und Landschaft. Die vom Verkehr 
verursachten externen Kosten werden regelmässig vom 
ARE erfasst; die aktuellsten Berechnungen stammen von 
2009. Der Strassenverkehr verursachte demnach jähr-
liche Kosten von CHF 8074 Millionen, davon 9% an 
Natur und Landschaft, was 727 Millionen entspricht. 
Beim Schienenverkehr waren es insgesamt 455 Millio-
nen, wovon 25% auf Natur und Landschaft entfallen, 
was 114 Millionen bedeutet. Die Schäden an Natur und 
Landschaft belaufen sich zusammengezählt allein beim 
Verkehr auf mehr als CHF 841 Millionen pro Jahr.  
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Kantone fordern klare Richtlinien und 
finanzielle Unterstützung 

Für die Umsetzung der Biodiversitätsziele 2020* in der 
Schweiz sind die Kantone von besonderer Bedeutung: 
Sie sind es, welche die entsprechenden Bundesgesetze 
zusammen mit den Gemeinden vollziehen müssen. 2011 
und 2012 wurden daher in der Mehrzahl der Kantone 
Interpellationen bezüglich der Umsetzung der Biodiver-
sitätsziele eingereicht. Diese wurden zwischen 2011 und 
2013 von den Regierungen beantwortet. Da sich die Vor-
stösse ähneln, ist eine systematische Auswertung mög-
lich. Dies, obwohl sich die 18 Antworten in Umfang und 
Detaillierungsgrad unterscheiden. Insgesamt entstand ein 
Überblick über den aktuellen Stand der Biodiversitätspoli-
tik und die Bedürfnisse in den Kantonen.

*Die Biodiversitätsziele 2020 werden auch Aichi Biodiversity Targets ge-
nannt, nach der japanischen Provinz, in der Nagoya liegt und in der die 
Ziele im Jahr 2010 von der Weltgemeinschaft  beschlossen wurden.

Biodiversität kann man nur schützen 
und fördern, wenn man weiss, wo sie 
zu finden ist

Der Bund ist nach Verfassung und Gesetz verpflichtet, 
besonders schützenswerte Gebiete systematisch zu er-
fassen und in das Bundesinventar der Landschaften und 
Naturdenkmäler von nationaler Bedeutung (BLN) sowie 
in die Inventare der Biotope von nationaler Bedeutung 
aufzunehmen. Für die Umsetzung der Schutz- und Unter-
haltsmassnahmen sind die Kantone zuständig. Werden sie 
nach ihren Biodiversitäts-Hotspots gefragt, verweisen sie 
zuerst auf diese Gebiete. Diese sind in der Regel auch in 
den kantonalen Richtplänen und Inventaren ausgewiesen. 
Nebst ihnen gibt es in den Kantonen meist zahlreiche wei-

Abb. 5. Grossratssaal Bern (Bild Staatskanzlei des Kantons Bern). 

Der Schutz der Biodiversität ist ein gesellschaftliches Anliegen von Verfassungsrang und 
bezieht alle Ebenen unseres Landes in die Verantwortung ein. Dementsprechend hat sich 
die Schweiz verpflichtet, bis 2020 die Ziele der Biodiversitätskonvention zu erreichen – eine 
Aufgabe, die sich nur im Verbund mit den Kantonen und den Gemeinden lösen lässt. Nach-
dem bis 2010 keines der 2010er-Ziele erreicht worden ist, sind Politikerinnen und Politiker 
verschiedener Kantone aktiv geworden. Mit Blick auf die schweizerische Biodiversitätsstra-
tegie und den daraus resultierenden Aktionsplan haben sie ihre Regierungen um Stellung-
nahmen gebeten. Aus deren Antworten lassen sich Rückschlüsse ziehen auf den Stand der 
Dinge in Sachen Biodiversität, aber auch auf die Bedürfnisse der Kantone. Der vorliegende 
Bericht fasst die Antworten der 18 Regierungen zusammen, die von ihren Parlamenten mit-
tels Interpellationen zu den Biodiversitätszielen 2020 befragt wurden.

1
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tere schützenswerte Biotope von regionaler und lokaler 
Bedeutung.

Die Mehrheit der Kantone kann ihre wichtigsten Hotspots 
klar benennen. Gleichzeitig wird jedoch von vielen Kanto-
nen bemängelt, es fehlten die Grundlagen, um überhaupt 
herauszufinden, ob und wo es weitere solche Hotspots 
gibt. So schreibt der Kanton Bern, dass man zum Teil gar 
nicht wisse, ob und wo gefährdete Arten vorkommen. 
Ähnlich klingt es beim Kanton Glarus: «Vor allem in höhe-
ren Lagen und bei wenig bekannten Gruppen von Tieren 
und Pflanzen ist das Wissen um den Wert unserer Flora 
und Fauna ungefestigt.» Der Kanton Jura ist derzeit daran, 
die fehlenden Daten zu erheben. Der Kanton Nidwalden 
erklärt, dass eine systematische Erfassung der Arten oder 
bestimmter Artengruppen fehle. Auch die Aussage des 
Kantons Uri verweist auf die fehlende Datenbasis: «Da 
vor allem für die meisten Tierarten Grundlagendaten zur 
Verbreitung fehlen, sind Aussagen zu Flächen, auf denen 
besonders gefährdete Arten vorkommen, oder zu Arten, 
für die der Kanton Uri eine spezielle Verantwortung trägt, 
nur ausnahmsweise möglich.» Aufgrund der klimatischen 
und topografischen Gegebenheiten erklärt der Kanton 
Wallis gleich das gesamte Kantonsgebiet als Hotspot der 
Biodiversität. 

Mehrere Kantone unterstreichen die Wichtigkeit der Ver-
netzungsgebiete für die Biodiversitäts-Hotspots. Manche 
bezeichnen diese Gebiete selbst als Hotspots. So wird 
etwa in der Antwort des Kantons Bern erwähnt, dass 
BLN-Gebiete ihre wichtigen Funktionen nur im Verbund 
mit Biotopen von regionaler und lokaler Bedeutung wahr-
nehmen können. Auch die Kantone Obwalden, St. Gallen 
und Thurgau weisen auf diesen Umstand hin. Der Kanton 
Waadt beschreibt zudem, welch wichtige Funktion seine 
BLN-Gebiete für den Austausch der Arten zwischen Jura 
und Alpen haben.

Anstrengungen zum Schutz werden 
ausgewiesen, aber reichen sie aus? 

Die Kantone sind sich der Wichtigkeit ihrer Rolle bei der 
Erfüllung der Biodiversitätsziele 2020 bewusst. Sie haben 
Gesetze und Verordnungen erlassen, die den Schutz der 
Biodiversität gewährleisten sollen. Dabei verweisen alle 
auf die herausragende Bedeutung der Vernetzung von 
Hotspots. In einigen Kantonen bestehen bereits einzelne 
Aktionspläne, Programme oder Projekte zum Schutz der 
Biodiversität. So läuft etwa im Kanton Bern seit 2008 ein 
Aktionsprogramm zur Stärkung der Biodiversität. Der Kan-
ton Basel-Landschaft führt seit 2011 eine Erfolgskontrolle 
seines Biodiversitätsprogrammes durch, und der Kanton 
Neuenburg betont, dass er sich bei der Ausarbeitung von 
Aktionsplänen zum Schutz von seltenen Arten von einer 
statischen hin zu einer dynamischen Sicht bewegt hat. 

Bei der Aufzählung von Massnahmen zum Erhalt und zur 
Förderung der Biodiversität verweisen mehrere Kanto-
ne auf die  Neugestaltung des Finanzausgleichs und der 
Aufgabenverteilung zwischen Bund und Kantonen (NFA) 
sowie die darin enthaltenen Programmvereinbarungen im 
Umweltbereich. Diese machen den Kantonen seit 2008 
klare Vorgaben über Leistungen, die sie erfüllen müssen, 
um gewisse Subventionen zu erhalten. Gleichzeitig ver-
weisen die Kantone darauf, dass ihre Anstrengungen und 
die zur Verfügung stehenden Mittel nicht ausreichen. So 
erwähnt der Kanton Waadt, dass auf seinem Hoheitsge-
biet erst 20 Prozent aller Objekte von nationaler Bedeu-
tung geschützt seien. Zudem bemerkt er, dass der Prozess 
der Unterschutzstellung sehr langsam verlaufe und weit 
unter dem tatsächlichen Bedarf liege.

Die Sensibilisierung der Bevölkerung für den Schutz der 
Biodiversität ist sowohl in der Gesetzgebung gefordert, als 

Abb. 6. Die 18 Kantone, von denen Antworten vorliegen. Genf hat ein eigenes Biodiversitätsgesetz.
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Das neue Biodiversitätsgesetz des 
Kantons Genf 

Als erster Kanton der Schweiz hat Genf 2012 ein ei-
genständiges Biodiversitätsgesetz verabschiedet. Die-
ses stellt nicht nur die rechtliche Basis einer kantona-
len Biodiversitätsstrategie und grenzüberschreitender 
Wildtierkorridore dar, sondern legt grossen Wert auf 
Umweltbildung und ist Grundlage für das Programm 
Natur in der Stadt «La nature en ville», das die Bio-
diversität im urbanen Raum fördern soll. Der Kanton 
Genf sieht sein Gesetz international und national mit 
der Strategie Biodiversität Schweiz und dem Aktions-
plan breit abgestützt.

auch eines der Ziele der Biodiversitätskonvention. Ledig-
lich drei Kantone wiesen in ihren Antworten auf entspre-
chende Bemühungen hin. So schreibt der Kanton Zürich: 
«Durch gezielte Öffentlichkeitsarbeit und die Unterstüt-
zung von Naturschutzzentren wird die Bevölkerung für die 
Schönheit, die Bedeutung und den Zustand der Biodiver-
sität sensibilisiert.» St. Gallen erwähnt, dass die Umwelt-
bildung schon seit vielen Jahren ein fixer Bestandteil des 
Lehrplans in den Volks- und Mittelschulen sei. Der Kanton 
Waadt schreibt, er unterstütze Projekte zur Sensibilisie-
rung der Bevölkerung.

Biodiversitätsziele 2020 stellen eine 
Herausforderung dar

In den Antworten der 18 Kantone finden sich direkte 
Hinweise auf die Biodiversitätsziele 2020. Dabei halten 
die Kantone fest, dass zu deren Erreichung deutlich grös-
sere Anstrengungen notwendig sind, als bis anhin. Die 
meisten Kantone sehen etwa bei den Zielen «Schutz von 
natürlichen Lebensräumen» und «Artenschutz» grossen 
Handlungsbedarf. Der Kanton Graubünden bemerkt 
dazu, dass in Bezug auf den Schutz terrestrischer Biotope 
den raumplanerischen Massnahmen sowie der Agrarpo-
litik von Bund und Kantonen eine entscheidende Rolle 
zukomme. 

Der Kanton Freiburg sieht die Herausforderung des Bio-
diversitätsschutzes weniger beim «WO» – die Standorte 
seien in der Regel bekannt – als beim «WIE». Das Unter-
Schutz-Stellen alleine reiche nicht aus, um die Biodiver-
sität zu schützen und zu fördern. Es brauche auch eine 
aktive Pflege und Verwaltung der Gebiete. Dabei komme 
wiederum die Frage der Finanzierung zum Tragen.

Handlungsbedarf erkennen die Kantone bei der Infor-
mation der Bevölkerung: Der Kanton Nidwalden weist 
darauf hin, dass die entsprechenden Ziele nur erreicht 
werden könnten, wenn die Informations- und Öffent-
lichkeitsarbeit auf der Ebene der gesamten Bevölkerung 
ansetze. Auch der Kanton St. Gallen will die öffentliche 
Wahrnehmung mit gezielter Informations- und Bildungs-
arbeit weiter stärken. Der Kanton Graubünden erhofft 
sich mit der Errichtung von Naturpärken ein verbessertes 
Bewusstsein der Bevölkerung.

Nidwalden stellt nüchtern fest, dass die Biodiversitätsziele 
2020 mit den heutigen personellen und finanziellen Res-
sourcen in vielen Bereichen nicht erfüllt werden könnten. 
Auch die Kantone Bern, Basel-Landschaft und St. Gallen 
weisen darauf hin, dass sie gewisse Ziele bis 2020 nicht 
erfüllen können. 

Einige Kantone nehmen Bezug auf das Ziel der Neophy-
ten-Bekämpfung. So will der Kanton St. Gallen hierbei 
eine aktive Rolle einnehmen. Der Kanton Glarus kritisiert: 
«Eine grosse Herausforderung stellen die Neobiota dar, 
welche die Biodiversität stark negativ beeinflussen kön-

nen. Diesbezüglich sind die Anliegen der Kantone zu Stra-
tegie und effizienten Bekämpfungsmethoden vom Bund 
zu wenig beachtet worden.»

Nach eigenen Angaben positive Beispiele, scheinen die 
Kantone Neuenburg und Uri zu sein. Ersterer ist nach einer 
Durchsicht der Biodiversitätsstrategie Schweiz der Ansicht, 
gar nicht so weit von der Erreichung der Ziele entfernt zu 
sein. Auch der Kanton Uri sieht sich im schweizerischen 
Vergleich im Fahrplan – insbesondere in den Bereichen 
Landwirtschaft und Wald. Trotzdem seien viele Gebiete 
derzeit noch ungenügend gesichert. 

Kantone erwarten vom Bund klare 
Vorgaben

Von den 18 Kantonsregierungen, welche entsprechende 
Interpellationen beantworteten, äussern sich 16 zur Biodi-
versitätsstrategie und zum Aktionsplan (siehe Tab. 1). Alle 
erwarten vom Bund klare Vorgaben. Besonders deutlich 
sagen dies die Kantone Appenzell-Ausserrhoden, Bern, 
Obwalden, St. Gallen und Uri. Der Kanton Bern erwar-
tet, dass der im Anschluss an die Strategie Biodiversität 
Schweiz zu erarbeitende Aktionsplan Umsetzungsemp-
fehlungen enthalten wird, welche ein gesamtschweize-
risch möglichst einheitliches Vorgehen sicherstellen. Der 
geplante nationale Sachplan Biodiversität könne in diesem 
Zusammenhang sehr hilfreich sein. Der Kanton Glarus hält 
fest: «Um verbindliche Biodiversitätsziele zu erreichen, 
muss die Strategie des Bundes vorliegen.» Der Kanton 
Graubünden  äussert sich praktisch in denselben Worten. 
Der Regierungsrat des Kantons Obwalden kann die Frage, 
welcher nächste Schritt geplant ist, um die Erreichung der 
Biodiversitätsziele 2020 sicher zu stellen «erst beantworten, 
wenn die konkreten Umsetzungsmassnahmen aus der Biodi-
versitätsstrategie bekannt sind.» 

Der Kanton Jura erwartet viel von Strategie/Aktionsplan. 
Der Kanton Neuenburg verlangt eine umfassende Vision 
für die Biodiversität. Der Kanton Schwyz will Aktivitäten 
zugunsten der Biodiversität bereichsübergreifend koordi-
nieren, auf die Strategie Biodiversität Schweiz abstimmen 
und spezifische Massnahmen gemäss Aktionsplan des 
Bundes umsetzen. Der Kanton Waadt hält fest: «Le can-
ton a besoin d’un cadre légal et instrumental clair de la 
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Stellungnahmen der Kantonsregierungen in den Interpellationen zu den Biodiversitätszielen 2020

Tab. 1. Strategie Biodiversität Schweiz (SBS) und Aktionsplan

AR	 «Mit guten fachlichen Vorgaben und Vorleistungen, sogenannten Aktionsplänen, erleichtert der Bund den Kantonen 
die Umsetzungsarbeit im Bereich des Artenschutzes.» «Zusammengefasst benötigt der Kanton vom Bund rasch klare 
Vorgaben, er erwartet aber auch fachliche und finanzielle Unterstützung.»

BE	 «Der Kanton Bern benötigt vom Bund rasch klare Vorgaben, erwartet aber auch fachliche und finanzielle Unterstüt-
zung. Die Vorgaben werden im Rahmen der Strategie Biodiversität Schweiz erarbeitet.» «Der im Anschluss an die 
Strategie Biodiversität Schweiz zu erarbeitende Aktionsplan muss Umsetzungsempfehlungen enthalten, welche ein 
gesamtschweizerisch möglichst einheitliches Vorgehen sicherstellen. Der geplante nationale Sachplan Biodiversität kann 
in diesem Zusammenhang auch sehr hilfreich sein.»

FR	 «Der Kanton Freiburg ist nämlich nicht bereit, in einem Bereich, in welchem eine nationale Strategie und Finanzierung 
unabdingbar ist, an die Stelle des Bundes zu treten.»

GL	 «Um verbindliche Biodiversitätsziele zu erreichen, muss die Strategie des Bundes vorliegen.»

GR	 «Damit verbindliche Biodiversitätsziele erreicht werden können, muss zunächst die Biodiversitätsstrategie des Bundes 
vorliegen.»

JU	 «Sur le plan logistique, la stratégie nationale pour la biodiversité est en préparation. Elle doit définir des objectifs et 
mesures claires à même de guider les cantons dans leurs actions. Donc, nous attendons beaucoup de ce document-là.» 

NE	 «Un premier soutien est d‘abord la stratégie „Biodiversité suisse“. Nous ne demandons pas à la Confédération 
d‘effectuer le travail, mais peut-être d‘avoir une vision globale, ceci ressort du rapport.»

NW	 «Es wäre sinnvoll, wenn der Bund zusammen mit den Kantonen Biodiversitätsstrategien ausarbeiten würde.»

OW	 «Vertieft kann der Regierungsrat diese Frage [Welchen nächsten Schritt plant der Regierungsrat, um die Erreichung der 
Biodiversitätsziele 2020 in unserem Kanton sicher zu stellen?] deshalb erst beantworten, wenn die konkreten Umset-
zungsmassnahmen aus der Biodiversitätsstrategie bekannt sind.»

SZ	 «Mit der Verabschiedung der Bundesstrategie „Biodiversität Schweiz“ besteht Handlungsbedarf. Nach Vorliegen des 
Aktionsplans des Bundes, geplant ist Ende 2013, wird sich der Regierungsrat mit der Umsetzung befassen, dabei die 
Vorgaben des Bundes konkretisieren und den spezifischen Gegebenheiten im Kanton Schwyz Rechnung tragen.» «Der 
Regierungsrat wird den eingeschlagenen Weg weiterverfolgen, die Aktivitäten zugunsten der Biodiversität bereichs-
übergreifend koordinieren, auf die Strategie „Biodiversität Schweiz“ abstimmen und spezifische Massnahmen gemäss 
Aktionsplan des Bundes umsetzen.»

SG	 «Ebenfalls erwartet die Regierung vom Bund die baldige Verabschiedung einer nationalen Biodiversitätsstrategie.»

TG	 «Dem Regierungsrat erscheint es zielführend, die „Strategie Biodiversität Schweiz“ sowie die ersten Resultate des kan-
tonalen Biodiversitätsmonitoring abzuwarten, bevor er zusätzliche Massnahmen ins Auge fasst.»

UR	 «Damit die Kantone die Biodiversitätsziele umsetzen können, ist es von Bedeutung, dass der Bund die nationale Biodi-
versitätsstrategie inklusive Aktionsplan verabschiedet.»

VD	 «Le canton a besoin d’un cadre légal et instrumental clair de la part de la Confédération, afin de lever toute ambiguïté 
entre les politiques sectorielles en vigueur.» «Le canton fera part de ses remarques à la Confédération dans le cadre 
de la consultation en cours relative à la stratégie sur la biodiversité (Stratégie Biodiversité Suisse), afin que les outils de 
mise en oeuvre soient clarifiés.»

VS	 «Le projet Stratégie Biodiversité Suisse en consultation servira de base aux futures conventions programmes canton-
Confédération.»

ZH	 «Um die Kantone bei der Umsetzung der Biodiversitätsziele 2020 zu unterstützen, muss der Bund zunächst eine 
nationale Biodiversitätsstrategie verabschieden, wie dies in den UNO-Zielen vorgesehen ist. Diese Strategie sollte 
die Biodiversitätsziele 2020 übernehmen und konkretisieren, den Finanzbedarf ermitteln sowie neue und innovative 
Finanzquellen identifizieren.»

Die Regierungen von BL und BS äusserten sich in ihrer Interpellationsantwort nicht zur SBS. 

In den Kantonen AG, AI, LU, SH, SO, TI und ZG wurden keine entsprechenden Interpellationen eingereicht. 	
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Stellungnahmen der Kantonsregierungen in den Interpellationen zu den Biodiversitätszielen 2020

Tab. 2. Finanzierung des Naturschutzes und der Biodiversität

AR	 «Der Bund hat seine finanziellen Mittel (Bundesbeiträge) für Massnahmen der Biodiversität im Rahmen der NFA-Pro-
grammvereinbarungen laufend reduziert. Gesamtschweizerisch liegt der Bundesanteil an den Gesamtaufwendungen 
für den Natur- und Landschaftsschutz noch bei circa 30%, vor 2008 betrug der Bundesanteil circa 50%.» «Die fehlen-
den finanziellen Mittel des Bundes gefährden ansonsten die Umsetzung der Biodiversitätsziele.»

BL	 «Im Zusammenhang mit der Einführung des NFA wurden die finanziellen Mittel des Bundes für die Bereiche Natur und 
Landschaft und Biodiversität im Wald massiv gekürzt. Eine substanzielle Aufstockung der Bundesmittel wäre dringend 
notwendig, um die Biodiversitätsziele 2020 von Nagoya erreichen und die Kantone beim Vollzug im notwendigen 
Mass unterstützen zu können.»

BS	 «Es bestehen Anzeichen, dass der Bund seine Beträge reduzieren möchte. Der Kanton erwartet aber vom Bund, dass er 
seine Beiträge mindestens beibehält.»

BE	 «Der Regierungsrat hat in seiner Vernehmlassungsantwort [zur SBS] den Bund aufgefordert, die zusätzlich erforderli-
chen finanziellen Mittel in den kommenden Jahren auch tatsächlich zur Verfügung zu stellen. Diese müssen spätestens 
ab der nächsten NFA-Periode bereitgestellt werden.»

FR	 «Zweifellos sollten die Mittel, über die das Bundesamt für Umwelt (BAFU) verfügt, um die Kantone bei ihren Bemü-
hungen zugunsten der Biodiversität zu unterstützen, erhöht werden. So stehen beispielsweise nur etwa die Hälfte der 
Mittel zur Verfügung, die für den Unterhalt der Biotope von nationaler Bedeutung nötig wären.»

GL	 «Zudem muss der Bund für ausreichende Mitfinanzierung der Massnahmen und Untersuchungen zur Erhaltung, Pfle-
ge, Sicherung und wo notwendig Aufwertung der schützenswerten Lebensräume sorgen.»

GR	 «Zudem müssen ausreichende Mittel für die Umsetzung der Programmvereinbarungen mit dem Bund in den genann-
ten Bereichen sowie im Landwirtschaftsbereich bereit gestellt werden.»

JU	 «D‘un point de vue financier, le soutien de la Confédération dans les mesures de valorisation et d‘entretien des milieux 
ou espèces dignes de protection (jusqu‘à 60 % des coûts lorsque l‘importance nationale est reconnue) est aussi fonda-
mental.»

NE	 «Il y a bien sûr des mesures de soutien qui sont faites dans le cadre de la RPT 2012-2015 de la part de la Confédérati-
on.»

NW	 «Im Bereich des Natur- und Heimatschutzgesetzes beispielsweise müsste der Bund nach einer generellen Schätzung 
sein heutiges finanzielles Engagement gegenüber den Kantonen mindestens verdoppeln, um seinen eigenen Ansprü-
chen gerecht zu werden.»

OW	 «Um die Umsetzung der Ziele sichern zu können, ist es von hoher Wichtigkeit, dass die Bundesmittel entsprechend 
aufgestockt werden. Das Bundesamt für Umwelt (BAFU) muss genügend Mittel zur Verfügung haben, um die Biodi-
versität in den Kantonen fördern zu können.»

SG	 «Die Höhe der kantonalen Mittel hängt auch vom gesamten finanzpolitischen Umfeld ab.»

SZ	 «Eine nationale Auswertung der geschätzten Unterhaltskosten für Biotope von nationaler Bedeutung mit den derzei-
tigen Ausgaben für Natur- und Landschaftsschutz ergab, dass zum Schutz und zur Pflege der Biotope grundsätzlich 
mehr Mittel, als heute zur Verfügung stehen, eingesetzt werden müssten. Das bedeutet, dass der Bund für die Umset-
zung der Strategie „Biodiversität Schweiz“ mehr Mittel zur Verfügung zu stellen hat.»

TG	 «Wichtig ist, dass der Bund für die Umsetzung künftiger Ziele und Massnahmen ausreichend Mittel zur Verfügung 
stellt und die Mittel für bestehende Aufgaben nicht kürzt.» «Es geht nicht an, dass Bern befiehlt und die Kantone ein-
fach zahlen müssen.»

UR	 «Zudem sind die finanziellen Mittel des Bunds für den Bereich Natur und Landschaft Voraussetzung. Die Verhandlun-
gen zur NFA-Programmvereinbarung 2012 bis 2015 haben klar aufgezeigt, dass die für Unterhalts- und Aufwertungs-
massnahmen von Biotopen wie auch für die Artenförderungsmassnahmen zur Verfügung stehenden Bundesmittel 
nicht ausreichen.»

VD	 «Or dans le cadre des négociations sur les conventions programmes (RPT 2012-2015), le canton a évalué qu’il devait 
disposer d’un montant annuel deux fois supérieur à celui proposé par la Confédération pour tenir les délais de mise en 
oeuvre des ordonnances fédérales sur la protection des biotopes d’importance nationale, sans même procéder à des 
opérations de restauration.» «En conséquence, le Conseil d‘Etat souligne qu’il ne pourra atteindre les objectifs 2020 
que si la Confédération alloue les moyens nécessaires à leur réalisation et que les possibilités budgétaires cantonales 
puissent être ajustée à cette ambition.»

VS	 «L’aide financière de la Confédération de 900‘000 par an doit être sensiblement augmentée pour la faire correspondre 
aux besoins.»

ZH	 «Für die NFAProgrammvereinbarung 2012–2015 hat der Kanton Zürich für seine vorgesehenen Naturschutzleistungen 
Bedarf auf rund 35 Mio. Franken Bundesbeiträge angemeldet. Der Bund hat aufgrund seines engen Finanzrahmens 
jedoch nur 14 Mio. Franken in Aussicht gestellt.»

In den Kantonen AG, AI, LU, SH, SO, TI und ZG wurden keine entsprechenden Interpellationen eingereicht. 	
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Fazit für die Biodiversitätspolitik des 
Bundes

Die Antworten von 18 Kantonsregierungen auf Inter-
pellationen zum Schutz und zur Förderung der Biodi-
versität geben einen interessanten Überblick über den 
Stand der Dinge in den Kantone und deren Erwartun-
gen an den Bund. So sind sich die Stände ihrer gros-
sen Bedeutung bei der Erfüllung der Biodiversitätsziele 
bewusst. Mit Blick auf die Biodiversitätsstrategie und 
den damit zusammenhängenden Aktionsplan verlan-
gen sämtliche antwortenden Kantone vom Bund kon-
krete Vorgaben für die kantonale Umsetzung. Ausser-
dem erwarten die Kantone vom Bund deutlich mehr 
finanzielle Mittel für den Schutz und die Förderung 
der Biodiversität.

part de la Confédération, afin de lever toute ambiguïté 
entre les politiques sectorielles en vigueur.» Der Kanton 
Wallis braucht die Strategie und den Aktionsplan als Basis 
für die Leistungsvereinbarungen mit dem Bund. Der Kan-
ton Zürich verlangt, dass der Bund die Biodiversitätsstrate-
gie verabschiedet, um die Kantone zu unterstützen. 

Die Biodiversitätsstrategie und der Aktionsplan werden 
von sämtlichen sich dazu äussernden Kantonen unter-
stützt. Zudem verlangen die Kantone vom Bund klare 
Vorgaben zur Umsetzung. Lediglich Basel-Landschaft und 
Basel-Stadt erwähnen die Biodiversitätsstrategie/Aktions-
plan in ihren Antworten nicht. 

Die Kantone sind auf die Unterstüt-
zung des Bundes angewiesen 

Die Kantone machen in ihren Antworten deutlich, dass 
für zusätzliche kantonale Leistungen auch zusätzliche  
finanzielle Mittel bereitgestellt werden müssen (siehe  
Tab. 2). Auch die Gemeinden weisen auf ihre teilweise 
fehlenden finanziellen Ressourcen hin (siehe Seite 23 in 
«Engagierte Gemeinden mit knappen Ressourcen»). Die 
Regierung von Basel-Landschaft gibt zu bedenken, dass 
dem Kanton die Mittel für eine Ausgabenausweitung fehl-
ten. Andernfalls befürchtet man in manchen Kantonen, 
dass die Biodiversität in der Schweiz weiter abnimmt. So 
schreibt der Kanton Bern: «Wie diverse Untersuchungen 
zeigen, verschlechtert sich der Zustand zum Beispiel der 
Hochmoore und Flachmoore trotz Unterschutzstellung 
und Bewirtschaftungsverträgen weiter. Unterhalt und Sa-
nierung der Inventarobjekte müssen deshalb intensiviert 
und optimiert werden, wenn die Biodiversitätsziele 2020 
erfüllt werden sollen. Dies erfordert ebenfalls zusätzliche 
Ressourcen.» 

Bei der Frage der Finanzen wird auf die Programmverein-
barungen des NFA im Umweltbereich verwiesen. So wird 
gefordert, dass die Mittel aufgestockt werden, um die 
Verpflichtungen einhalten zu können. Der Kanton Waadt 
verweist in diesem Zusammenhang auf die «Konferenz 
der Beauftragten für Natur- und Landschaftsschutz», die 
schätzt, dass es für die vierjährige NFA-Periode 2012-
2015 mindestens CHF 750 Millionen von Bund und Kan-
tonen brauche, um alle Aufgaben des Natur- und Heimat-
schutzgesetzes (NHG) zu erfüllen. Aktuell seien es jedoch 
nur CHF 340 Millionen, wovon der Bund nur 33 Prozent 
trage. 

Der Kanton Bern betont, dass in den aktuellen NFA-Ver-
einbarungen (bis Ende 2015) keine Mittel für die Um-
setzung der Biodiversitätsstrategie vorgesehen sind. Aus 
diesem Grund erklärt die Regierung von Appenzell Aus-
serrhoden vor dem Kantonsrat: «Wir erwarten grössere 
finanzielle Unterstützung seitens des Bundes, zudem be-
nötigen wir auch fachliche Unterstützung.»

In ihren Antworten auf die Interpellationen zu den Biodi-
versitätszielen betonen alle 18 Kantonsregierungen  den 
Bedarf für eine deutliche Aufstockung der finanziellen 
Mittel.

Finanzen von Bund, Kantonen und 
Gemeinden für die Biodiversität 

2012 gaben Bund, Kantone und Gemeinden gemäss Fi-
nanzstatistik zusammen CHF 160‘000 Millionen aus. 
Davon wurden 1,6 Promille für den Arten- und Land-
schaftsschutz eingesetzt oder jährlich rund CHF 32 pro 
Bewohnerin und Bewohner. Im Vergleich dazu gab die öf-
fentliche Hand für den Verkehr 10,3 Prozent aus (jährlich 
CHF 2‘040 pro BewohnerIn), also 64 Mal mehr. 

Die heute eingesetzten Finanzen reichen bei weitem nicht 
aus, um den Zustand der Biodiversität zu sichern und zum 
Beispiel die Werterhaltung der bestehenden Biotope von 
nationaler Bedeutung zu garantieren. Dafür allein wären 
laut einer Studie der Eidgenössischen Forschungsanstalt 
für Wald, Schnee und Landschaft (WSL) und Partnern 
von 2009 mindestens CHF 165 Millionen pro Jahr nötig. 
Eingesetzt wurden von Bund und Kantonen aber lediglich 
CHF 73 Millionen (Stand 2009). Damit fehlen zum Erhalt 
des Status Quo jährlich mindestens CHF 92 Millionen. 

Die Studie der WSL untersuchte auch den Aufwand zur 
Behebung der durch den unzureichenden Unterhalt ver-
ursachten Schäden an den Biotopen von nationaler Be-
deutung. 2009 wurde dieser Bedarf auf mindestens CHF 
1‘062 Millionen geschätzt. In den vergangenen fünf 
Jahren sind durch die fehlenden Mittel  beim Unterhalt 
zusätzliche Schäden in der Höhe von CHF 460 Millionen 
dazu gekommen. Demnach belaufen sich die notwen-
digen Mittel zur Behebung der bis anhin entstandenen 
Schäden auf rund CHF 1‘520 Millionen. 

Sollen bis 2020 einerseits die Schadensbehebung erfol-
gen und andererseits die Werterhaltung der Biotope von 
nationaler Bedeutung gewährleistet werden, sind gemäss 
der WSL-Studie folgende Mittel nötig: (1) CHF 1‘520 
Millionen für die Behebung der bis 2014 aufgelaufenen 
Schäden und (2) CHF 165 Millionen pro Jahr zur Wert-
erhaltung und Verhinderung neuer Schäden, über die 
sechs Jahre also CHF 990 Millionen. Alleine für Regene-
ration, Schutz und Werterhaltung der Biotope von natio-
naler Bedeutung bedarf es bis 2020 demnach rund CHF 
2‘510 Millionen. Hinzu kommen alle weiteren Aufgaben 
betreffend des Erhalts der Biodiversität auf den übrigen 
98,1% der Landesfläche sowie in den Bereichen Bildung 
und Forschung. 
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Engagierte Gemeinden mit knappen 
Ressourcen

Die Gemeinden leisten beim Naturschutz und bei der 
Förderung der Biodiversität einen substanziellen Beitrag. 
Allerdings ist ihre Rolle je nach Gegenstand (Vernet-
zungsprojekte, Biotopschutz, Baureglemente etc.) und 
von Kanton zu Kanton sehr unterschiedlich. So gibt es 
Kantone, die wie Graubünden oder Zug sehr grosse Tei-
le der Aufgaben an die Gemeinden delegieren, während 
der Lead in Genf oder in Solothurn überwiegend beim 
Kanton liegt. 

Ein Vergleich der Ausgaben für den Arten- und Land-
schaftsschutz erlaubt eine grobe Abschätzung des Bei-

Abb. 7. Eine Gemeindeversammlung in der Schweiz (Bild Rontaler Elia Saeed)

Die Gemeinden sind als dritte Staatsebene neben Bund und Kantonen für die Förderung der 
Biodiversität vor Ort und die konkrete Umsetzung des Naturschutzes unabdingbar. Die im 
Folgenden präsentierten Ergebnisse einer Online-Befragung bei allen Gemeinden der Schweiz 
sowie die Analyse ihrer Internetauftritte dokumentieren ein sehr vielseitiges Engagement, 
decken aber auch beträchtliche personelle und finanzielle Engpässe auf und lassen grosse 
Unterschiede zwischen den Gemeinden erkennen. Musterbaureglemente, gesamtschweizeri-
sche und regionale Zielvorgaben für Grün- und Freiflächen im Siedlungsraum oder Standards 
für eine biodiversitätsfreundliche Umgebungsgestaltung sind Beispiele für zusätzliche Mass-
nahmen, die von einer breiten Mehrheit der Gemeinden unterstützt werden. 

2

trags der verschiedenen föderalen Stufen: Der Bund 
gab 2012 gemäss Eidgenössischer Finanzstatistik 117,2 
Millionen Franken für den Arten- und Landschaftsschutz 
aus, die Kantone 201,7 Millionen und die Gemeinden 
zusammen 47,8 Millionen Franken. Dies entspricht ei-
nem Anteil an den Gesamtausgaben von jeweils 0,19% 
(Bund), 0,24% (Kantone) beziehungsweise 0,11%  
(Gemeinden). Zahlungen im Rahmen der Neugestaltung 
des Finanzausgleichs und der Aufgabenteilung zwischen 
Bund und Kantonen (NFA) verzerren diese Darstellung 
allerdings. Unter Berücksichtigung dieser Finanzströme 
betragen die Ausgaben für den Arten- und Landschafts-
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schutz insgesamt 258,8 Millionen Franken (oder 0,16% 
der Staatsausgaben). Zusätzliche Antworten zur Finan-
zierung – aber auch zu weiteren Themen des Natur-
schutzes auf Gemeindestufe – gibt eine neue Befragung 
vom Sommer 2014.

Antworten von über einem Viertel der Gemeinden

In der Befragung wurden im Auftrag des Schweizer  
Vogelschutzes SVS/BirdLife Schweiz, des Verbandes der 
Naturschutzvereine in den Gemeinden, sämtliche 2319 
Gemeinden der Schweiz angeschrieben, deren Adresse 
zu Beginn der Befragung am 30. Juli 2014 verfügbar wa-
ren. Der Online-Fragebogen blieb bis am 4. September 
2014 zugänglich und wurde von 630 Personen bzw. Ge-
meinden ausgefüllt, was einem Rücklauf von 27% ent-
spricht. Das Total der Antworten variiert (aufgrund von 
Nichtwissen oder lückenhafter Angaben) je nach Frage 
zwischen 507 und 628. 

Vergleicht man die Einwohnerzahlen der antwortenden 
Gemeinden mit denjenigen sämtlicher Gemeinden (ge-
mäss Bundesamt für Statistik BFS), kann die Befragung 
als repräsentativ bezeichnet werden. Die Städte sind et-
was überrepräsentiert (6% aller Gemeinden, 13% der 
Antwortenden), doch ist die absolute Zahl gering und 
beeinflusst die Ergebnisse darum nicht entscheidend. Die 
kleinsten Gemeinden mit weniger als 700 EinwohnerIn-
nen haben etwas weniger oft geantwortet (32% aller 
Gemeinden, 25% der Antwortenden), was möglicher-
weise mit deren besonders knappen personellen Res-
sourcen zu erklären ist (s.u.). 

Hinsichtlich der Flächen und der Sprache entspricht die 
Verteilung der antwortenden Gemeinden weitgehend 
(Fläche) bzw. sehr genau (Sprache) der Verteilung aller 
Schweizer Gemeinden. Das gilt auch für die Gemeinden 
des Berggebiets und des weiteren ländlichen Raums aus-
serhalb der Agglomerationen (gemäss der Verordnung 
über Regionalpolitik): Diese machen 67% aller Gemein-
den aus, geantwortet haben 70% (Abb. 8).

Drei Viertel der Gemeinden benötigen zusätzli-
che Finanzen für die Biodiversität 

Die finanziellen Ressourcen (Sachmittel ohne Löhne) für 
Naturschutzgebiete, biodiversitätsfördernde Massnah-
men im Landwirtschaftsgebiet, im Wald, bei Gewässern 
und im Siedlungsbereich (sowohl Ausführung, Unter-
halt als auch Planung) wurden innerhalb von vier gro-
ben Kategorien erhoben (Abb. 9, Seite 24). Nur 13 von 
507 antwortenden Gemeinden haben ein Naturschutz-
Budget von mehr als 250‘000 CHF (3%). 86 Gemeinden 
verfügen über 50‘000 bis 250‘000 CHF (17%), 180 be-
gnügen sich mit 10‘000 bis 50‘000 CHF (35%) und 228 
Gemeinden geben für den Naturschutz jährlich weniger 
als 10‘000 CHF aus (45%). 

Unabhängig von der Höhe der Ausgaben verfügen nur 
46% der Gemeinden über ein speziell für den Natur-
schutz ausgewiesenes Budget (271 Antworten). 

71% der Gemeinden erachten ihr Budget als «gut» oder 
«eher ausreichend» (128 bzw. 292 Antworten). Die rest-
lichen 29% schätzen ihr Budget als «eher» oder «deutlich 
unzureichend» ein (146 bzw. 23 Antworten). Allerdings 
äussern auch Gemeinden einen zusätzlichen Finanzie-
rungsbedarf, die ihr Budget als mehr oder weniger aus-
reichend einschätzen: 74% benötigen zur Bewältigung 
ihrer Aufgaben im Naturschutz nach eigenen Angaben 
«deutlich mehr» oder «eher mehr» finanzielle Unterstüt-
zung (176 bzw. 269 Antworten), 23% der Gemeinden 
wünschen sich «gleich viel» und lediglich 3% «weniger» 
finanzielle Unterstützung (142 bzw. 16 Antworten, Abb. 
10, Seite 24). 

Gesamthaft kann zu den Finanzen der Gemeinden für 
den Naturschutz gesagt werden, dass diese sowohl ge-
genüber Bund und Kantonen, als auch verglichen mit 
den fast 100-mal höheren Ausgaben für den Verkehr 
gering sind (gemäss eidgenössischer Finanzstatistik belie-
fen sich die Gemeindeausgaben für den Strassenverkehr 
und den öffentlichen Verkehr 2012 zusammen auf rund  
4,5 Mia. CHF).

Nur jede zweite Gemeinde verfügt über Stelle für 
Biodiversität

Angeschrieben wurden die «Verantwortlichen für  
Naturschutz der Gemeinde». Beantwortet wurden die 
Fragen nach eigenen Angaben von folgende Personen-
gruppen:

–	 Mit 62% am häufigsten sind Mitglieder der Exekutive 
beziehungsweise Vorsteher der Gemeindeverwaltung 
(389 Personen): GemeindeschreiberInnen, Gemein-
desekretärInnen, GemeinderätInnen, Bürgermeister-
Innen, Gemeindevorstände, GemeindeverwalterIn-
nen, Gemeindeammann und vereinzelte (nicht weiter 
spezifizierte) Gemeindeangestellte. Nur selten geht in 
diesen Fällen aus der Funktionsangabe ein Bezug zu 
Naturschutz oder Biodiversität hervor – am ehesten 
ist dies noch bei GemeinderätInnen mit Ressorts wie 
Bau und Umwelt oder Umwelt und Sicherheit der Fall. 

Abb. 8. Berggebiet und ländlicher Raum in der Schweiz 
gemäss der Schweizerischen Arbeitsgemeinschaft für 
das Berggebiet (SAB) verglichen mit den Antworten in 
der Gemeinde-Befragung. 

Berggebiet und ländicher Raum 
Anteil aller Gemeiden	 67%
Anteil der Antworten	 70%
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–	 Bei 21% der Antwortenden lässt sich ein fachlicher 
Bezug zu den Themen Natur, Biodiversität, Umwelt 
oder Landschaft herauslesen (131 Personen): Sekre-
tärIn Arbeitsgruppe Natur und Landschaft, Präsiden-
tIn der Umwelt- oder Naturschutzkommission, Präsi-
dentIn Fachgruppe Umwelt & Natur, AmtsvorsteherIn 
Umwelt, UmweltschutzbeauftragteR, Abteilungs-
leiterIn Planung und Naturschutz, SachbearbeiterIn 
Umweltschutz, LeiterIn Natur und Landwirtschaft, 
SekretärIn Natur- und Heimatschutzkommission, 
ProjektleiterIn Natur und Landschaft, DirektorIn Um-
weltamt, KoordinatorIn Agenda 21 etc.

–	 Bei weiteren 15% ist mit 95 Antwortenden ein beruf-
licher Bezug zu einem dem Naturschutz verwandten 
Thema ersichtlich, so z.B.: RevierförsterIn, ForstwartIn, 
AbteilungsleiterIn Landwirtschaft, Erhebungsstellenlei-
terIn, StadtplanerIn, StadtarchitektIn, LeiterIn Hoch-
bau, BauverwalterIn, WerkhofchefIn, Verantwortliche 
technische Dienste, Verantwortliche Entsorgung.

Nur in der Hälfte aller Gemeinden lässt sich aus diesen 
Angaben und den Antworten zur Frage nach weite-
ren, für die Biodiversität zuständigen Stellen oder Gre-
mien auf die Existenz einer Stelle schliessen, die im Be-
reich Naturschutz fachlich qualifiziert ist (Umweltämter, 
Umweltbeauftragte, Naturschutz-, Landschafts- oder 
Umweltkommissionen etc.). Zusammengefasst ergibt 
die Einteilung 313 Gemeinden mit einer fachlichen Zu-
ständigkeit im Bereich Naturschutz und 315 Gemeinden 
ohne eine entsprechende Zuständigkeit. 

Für Biodiversität im Durchschnitt 18 Stellen-
prozente 

Die antwortenden Gemeinden setzen für Naturschutz 
und Biodiversität zwischen 0 und 400 Stellenprozente 
ein (Abb. 11, Seite 25). 50 Stellenprozente oder mehr 
gibt es nur in 56 der antwortenden Gemeinden (11%). 
Zwischen 10 und 49 Stellenprozente findet man in 168 
Gemeinden (32%). Zwischen 5 und 10 Stellenprozente 
für den Naturschutz gibt es in 124 Gemeinden (23%). 
Die restlichen 180 Gemeinden (34%) setzen für den Na-
turschutz weniger als 5 Stellenprozente ein – unter ihnen 
auch 87 Gemeinden mit null Stellenprozent (16% aller 
antwortenden Gemeinden). 

Der Mittelwert aus allen Angaben zu den Stellenprozen-
ten für den Naturschutz und die Biodiversität beträgt 
18%, der Median liegt bei 5% (was bedeutet, dass die 
Stellenprozente je in der Hälfte aller Gemeinden unter 
bzw. über diesem Wert liegen). Rechnet man den Mit-
telwert von 18% gewichtet nach Einwohnerzahlen hoch 
auf alle Gemeinden, ergibt dies für die ganze Schweiz 
352 Stellen für Naturschutz und Biodiversität. Knoepfel 
(2013) schätzt für die Schweizer Gemeinden, dass sie im 
Umweltschutz über 6000 Stellen verfügen. Nicht einmal 
6% dieser Stellen wären demnach mit Naturschutz und 
Biodiversität beschäftigt. 

Die Befragung zeigt weiter, dass 66% der Gemeinden 
ihre Personalressourcen für Naturschutz und Biodiversität 
als «gut» oder «eher ausreichend» beurteilen (123 bzw. 

45%

35%

17%

Finanzen  bis            10‘000.–      50‘000.–        über
CHF       10‘000.–      -50‘000.–    -250‘000.–   250‘000.–

Abb. 10. Beurteilung des zusätzlichen Bedarfs an finan-
zieller Unterstützung für Naturschutz und Biodiversität 
durch die Gemeinden (N=589).
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Abb. 9. Finanzen pro Jahr für Naturschutz und Biodi-
versität in den Gemeinden, ohne Löhne (N=507).
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274 Antworten, Abb. 12). Die restlichen 34% schätzen 
ihre Stellenprozente als «eher» oder «deutlich unzurei-
chend» ein (169 bzw. 35 Antworten). 

Die durchschnittlichen Personalressourcen für Natur-
schutz und Biodiversität sind mit einer Fünftel Stelle of-
fensichtlich gering. Dass nur 6% der Gemeinden diese 
Situation als deutlich unzureichend einschätzen, hängt 
wohl einerseits mit einer unrealistisch optimistischen 
Einschätzung des Zustandes der Biodiversität zusammen 
(siehe Seite 29) und andererseits damit, dass die Chan-
cen einer Erhöhung in vielen Fällen als gering angese-
hen werden und die aktuelle Situation als unveränderbar  
akzeptiert wird. Gestützt wird diese Vermutung durch 
den verbreitet geäusserten Wunsch nach Unterstützung. 

So melden 42% der Gemeinden einen Bedarf an zusätz-
licher fachlicher Unterstützung seitens anderer staat-
licher oder privater Stellen (58 Gemeinden antworten 
mit «deutlich mehr», 198 mit «eher mehr»). 52% der 
Gemeinden brauchen «gleich viel», 6% wünschen sich 
gar «weniger» fachliche Unterstützung (313 bzw. 34 
Antworten).

Andere Untersuchungen zur Stärkung des Vollzugs im 
Natur- und Umweltbereich zeigen, dass nach Einschät-
zung von rund der Hälfte aller Kantone die Gemeinden 
beim Biotop- und Artenschutz über ungenügende Res-
sourcen verfügen, sowohl finanziell, als auch personell 
(Rieder et al. 2007 und 2013). 

Analyse der Websites

Viele Kantone sehen gemäss der Untersuchung von Rie-
der et al. (2013) die mangelhafte Akzeptanz der Gesetz-
gebung bei den Adressaten des Vollzugs (Personen und 
Institutionen) als weiteren Grund für die bestehenden 
Vollzugsdefizite. Aufgrund ihrer Bürgernähe können die 
Gemeinden durch Informationen und Wissensvermitt-
lung einen wesentlichen Beitrag zur Verbesserung der 
Situation leisten. Über diverse Verwaltungstätigkeiten 
stehen sie im direkten Kontakt mit Grundeigentümern, 
Bewirtschaftern, aber auch mit Nutzniessern von Na-
turschutzgebieten und anderen biodiversitätsreichen  
Lebensräumen (Freizeit, Erholung, Wohnen etc.). 

Die Online-Kommunikation nimmt im gesamten Me-
dienmix eine immer wichtigere Rolle ein. Praktisch alle 
Schweizer Gemeinden verfügen denn auch über einen 
Internetauftritt. Eine Anfang 2014 durchgeführte Ana-
lyse dieser Websites (Stand 28.1.2014) gibt Einblick in 
all jene Gemeindeaktivitäten zur Biodiversität, die online 
ihren Niederschlag finden, so beispielsweise in Form von 
Beschlüssen, Planungsinstrumenten, Budgets oder Öf-
fentlichkeitsarbeit. 

Grundsätzlich kann davon ausgegangen werden, dass 
Gemeinden, denen ein bestimmter Aufgabenbereich 
wichtig ist und die darin auch aktiv sind, auf ihrer Web-
site oder in online zugänglichen Dokumenten darüber 
berichten. Im Einzelfall kann es allerdings sein, dass eine 
Gemeinde beim Naturschutz oder der Förderung der  

Abb. 11. Stellenprozente für den Naturschutz und die 
Biodiversität in den Gemeinden (N=528).
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Biodiversität zwar Aktivitäten vorzuweisen hat, diese auf 
ihrer Website jedoch nicht dokumentiert. 

Nennung auf der Website 

Innerhalb der offiziellen Website jeder Gemeinde wur-
de über die Google Custom Search API nach folgenden 
Stichworten gesucht:

-	 «Naturschutz» / «protection de la nature» / «protezi-
one della natura»

-	 «Biodiversität» / «biodiversité» / «biodiversità»
-	 «Naturschutzkommission» / «commission de la pro-

tection de la nature» / «commissione per la protezio-
ne della natura»

-	 «Vernetzungsprojekt», «ökologische Vernetzung» 
/ «réseaux écologiques», «mise en réseau écolo-
gique» / «interconnessione ecologica», «progetto 
d’interconnessione», «OQE» - «Landschaftsentwick-
lungskonzept», «LEK» / «Conception d‘évolution du 
paysage», «CEP», «projet d‘aménagement du paysa-
ge» / «Piano di sviluppo paesaggistico»

Die gefundenen Seiten wurden verschiedenen Stich-
worten zugeordnet und deren Häufigkeit ausgezählt. 
In einigen wenigen Gemeinden unterhalten die für den 
Naturschutz zuständigen Amtsstellen Spezialwebsites (so 
z.B. die Stadtgärtnerei Winterthur). Wo bekannt, wurden 
diese Websites ebenfalls durchsucht. 

Um zu prüfen, ob Gemeinden, für die keine Treffer zu 
«Naturschutz» und «Biodiversität» gezählt wurden, ge-
nerell keine öffentlichen Aufgaben nennen, wurde auf 
allen untersuchten Seiten zusätzlich auch nach dem 
Stichwort «Verkehr» gesucht (Abbildung 14). Es zeigt 
sich, dass das Thema Verkehr mit einer Häufigkeit von 
86% auf einem sehr grossen Teil der Gemeinde-Websites 
präsent ist (1928 Gemeinden). Bei Naturschutz und Bio-
diversität ist dies (noch) nicht in gleichem Mass der Fall. 

Abb. 13. Verteilung der Nennung von «Naturschutz» und/oder «Biodiversität» auf den Websites der Gemeinden. 

Abb. 14. Nennung des Begriffs «Verkehr» auf den Web-
sites der Gemeinden. Die Analyse erfolgte, um die Nen-
nung der Begriffe «Naturschutz» und/oder «Biodiversi-
tät» (Abb. 13) einordnen zu können. Legende wie Abb. 
13. 
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Gut die Hälfte der Gemeinden nennt Naturschutz 
und/oder Biodiversität

Von den aktuell 2352 Gemeinden war bei 2238 die Web-
site zugänglich. Auf diesen erwähnen 1209 Gemeinden 
die Begriffe «Naturschutz» und/oder «Biodiversität» 
(Abb. 13, Seite 26), was 54% aller Gemeinden mit Web-
site entspricht. Vergleicht man die Häufigkeit, mit der das 
Thema Biodiversität auf den Gemeindewebsites aufge-
nommen wird, mit den Treffern zum Thema Verkehr, ist 
das Ergebnis angesichts des massiven finanziellen Über-
gewichts der Verkehrsausgaben (Faktor 100) für das 
Thema Biodiversität aber immer noch beachtlich. 

Die Anzahl der Nennungen pro Website kann als Mass 
für das Engagement der Gemeinde gewertet werden. 
42% der funktionierenden Gemeinde-Websites erwäh-
nen die Begriffe «Naturschutz» und/oder «Biodiversität» 
1-4-mal (931 Gemeinden), 12% tun dies mehr als 4-mal 
(278 Gemeinden). Bei einer detaillierteren inhaltlichen 
Prüfung finden sich auf den Websites von 156 Gemein-
den umfassende Angaben zu Naturschutz und/oder Bio-
diversitätsförderung (Abb. 15). 

Nicht unerwartet ist der Begriff «Naturschutz» auf den 
Gemeinde-Websites verbreiteter als jener der «Biodiver-
sität». «Naturschutz» wird in 1103 Gemeinden genannt 
(49% der Websites), «Biodiversität» auf 443 Websites 
(20%, Abb 16). Bei 108 Gemeinden findet man nur den 
Begriff «Biodiversität»; je etwa zur Hälfte auf deutsch-
sprachigen und auf französischsprachigen Websites. 

Die Nennung des erst seit wenigen Jahren in der Um-
gangssprache gebräuchlichen Begriffs der Biodiversität 
konzentriert sich keineswegs nur auf grössere städtische 
Gemeinden (Abb. 16). Auch die 156 Gemeinden mit um-

fassenden Angaben zu Naturschutz und/oder Biodiversi-
tät unterscheiden sich hinsichtlich der Grösse stark und 
sind räumlich weitgehend zufällig verteilt (Abb. 15). 

Inhaltlich finden sich auf den 1209 Gemeinde-Websites 
mit mindestens einem Treffer für die Begriffe «Natur-
schutz» und/oder «Biodiversität» am häufigsten Hin-
weise auf gesetzliche Grundlagen wie die Bau- und 
Zonenordnung oder auf ein anderes Instrument der Nut-
zungsplanung. Dies trifft auf total 506 Gemeinden zu 
(42% der Gemeinden mit Nennung der Begriffe). Wie 
umfassend der Naturschutz in der Bau- und Zonenord-
nung berücksichtigt wird, lässt sich aus der blossen Er-
wähnung allerdings nicht schliessen. Die Nennung ge-
setzlicher Grundlagen ist bei 259 Gemeinde-Websites die 
einzige Angabe zum Naturschutz und/oder der Biodiver-
sität (21% der Gemeinden mit Seiten zum Thema). 

Am zweithäufigsten ist die Nennung von Zuständigkei-
ten für den Naturschutz und die Biodiversitätsförderung. 
Auf 349 Websites ist eine entsprechende Ansprechstelle 
genannt (29% der Gemeinden, die «Naturschutz» und/
oder «Biodiversität» erwähnen). In den meisten Fällen 
handelt es sich bei der Ansprechperson um ein Mitglied 
des Gemeinderates und etwas seltener um eine Person 
der Gemeindeverwaltung, oft des Forstdienstes. Die 
Analyse der Internetauftritte bestätigt somit die Ergeb-
nisse der Gemeindeumfrage (Seite 23/24). 

Am dritthäufigsten werden auf den Gemeinde-Websites 
zum Thema Naturschutz und Biodiversitätsförderung ei-
gene Projekte erwähnt. Dies ist bei insgesamt 261 Ge-
meinden der Fall (22% der Gemeinden mit Seiten zum 
Thema). 

Abb. 15. Verteilung der 156 Gemeinden (dunkelgrün) 
mit umfassenden Angaben zu Naturschutz/Biodiversität 
auf der Website.

Abb. 16. Verteilung der Gemeinden mit Nennung des 
Begriffs «Biodiversität». Legende wie Abbildung 13. 
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Auf den Websites der Gemeinden werden ausserdem er-
wähnt (Prozentwerte beziehen sich auf die Gesamtheit 
der Gemeinden mit Websites zum Thema):

–	 252 Vernetzungsprojekte (21%);
–	 209 Landschaftsentwicklungskonzepte (LEK) (17%);
–	 145 Veranstaltungen zum Thema (12%);
–	 143 Nennungen im Zusammenhang mit dem Ge-

meindebudget (12%);
–	 108 Hinweise auf lokale Naturschutzvereine (9%) 

(auf rund 20 Gemeindewebsites findet sich darüber 
hinaus nichts zum Thema Naturschutz und Biodiver-
sität);

–	 100 Erwähnungen von Naturschutzkommissionen 
(8%). 

Die Gemeinden werben mit der Natur

Praktisch auf allen Gemeinde-Websites, die den Natur-
schutz und/oder die Biodiversität erwähnen, ist auch von 
«Natur» die Rede. Häufig wird die Schönheit der Natur 
angepriesen, so beispielsweise wenn Neuzuziehende 
oder BesucherInnen und TouristInnen angesprochen 
werden. 844 Gemeinden loben auf ihrer Website zwar 
die Natur, sprechen jedoch mit keinem Wort von Natur-
schutz. 

Abb. 17. Der Ressourcenbedarf und die aktuellen Möglichkeiten sind in den einzelnen Gemeinden ganz unterschiedlich. 

Was wissen die Gemeinden über ihre Bio-
diversität? 

Um in Sachen Naturschutz und Biodiversitätsförderung 
überhaupt einen Handlungsbedarf erkennen zu können, 
müssen die Gemeinden über entsprechende Beurtei-
lungsgrundlagen verfügen, so zum Beispiel Bestands-
aufnahmen von prioritären oder seltenen Arten und zu 
Lebensräumen oder Daten zu  deren Entwicklung. In der 
Gemeindebefragung wurde daher auch nach den ent-
sprechenden Grundlagen gefragt. 

39% der Antwortenden gehen davon, dass sie nicht in 
der Lage sind, den Zustand der Biodiversität kompetent 
zu beurteilen (Abb. 19, Seite 29). Sie sind «eher nicht» 
oder «absolut nicht einverstanden» mit der Aussage: 
«In unserer Gemeindeverwaltung haben wir die nötigen 
Grundlagen, um den Zustand der Biodiversität kompe-
tent beurteilen zu können» (205 bzw. 37 Antworten). 
48% der Antwortenden glauben, den Zustand «eher» 
kompetent beurteilen zu können (298 Antworten). Sehr 
sicher, über das nötige Wissen zu verfügen, sind nur 
13% der Gemeinden (80 Antworten). 

Vor dem Hintergrund dieser unsicheren Beurteilungs-
grundlagen geht dennoch ähnlich wie die Bevölkerung 
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(Seite 35) eine Mehrheit der GemeindevertreterInnen 
von einem mehrheitlich positiven Zustand aus: 64% 
der Befragten (401 Antworten) sind der Meinung, dass 
der Zustand der Biodiversität in ihrer Gemeinde «eher 
gut» ist (in der Gesamtbevölkerung kommen 65% der 
Antwortenden bezogen auf die Schweiz zum gleichen 
Schluss, Abb. 20). Einen «sehr guten» Zustand nehmen 
15% der GemeindevertreterInnen an (92 Antworten und 
9% der Bevölkerung). 11% der Gemeinden (70 Antwor-
ten) und 20% der Bevölkerung sind der Meinung, dass 
der Zustand der Biodiversität «eher schlecht» ist und le-
diglich 2 Gemeinden (<1%) sowie 1% der Bevölkerung 
rechnen mit einem «sehr schlechten» Zustand. 10% der 
Gemeinden (63 Antworten) geben an, den Zustand der 
Biodiversität «nicht beurteilen» zu können, während die-
ser Anteil in der Bevölkerungsumfrage (Seite 35) bei 5% 
liegt. 

Die Gemeinden schätzen also insgesamt den Zustand 
der Biodiversität bezogen auf ihre Gemeinde noch et-
was positiver ein als die Bevölkerung bezogen auf die 
Schweiz. Gemeinden, die angeben, nicht über genügen-
de Grundlagen zu verfügen, beurteilen den Zustand der 
Biodiversität eher pessimistischer als jene Gemeinden, die 
glauben, über gute Grundlagen zu verfügen. Gemeinde-
vertreter, die davon ausgehen, nicht über ausreichende 
Grundlagen zu verfügen, fühlen sich erwartungsgemäss 
auch weniger in der Lage, den Zustand zu beurteilen. Die 
positive Meinung zur Situation der Biodiversität sowohl 
in der Bevölkerung als auch unter den Gemeindevertre-
terinnen und -vertretern kontrastiert mit dem Urteil der 
Wissenschaft, die den schlechten Zustand mit langen Ro-
ten Listen gefährdeter Arten, starken Bestandsabnahmen 
prioritärer Arten, der Verarmung der genetischen Vielfalt 
und einem Rückgang vielfältiger Lebensräume doku-
mentiert (Lachat et. al 2010).

 
Inventare, Vernetzung, Information und Natur-
schutzprojekte

Die Gemeinden setzen im Naturschutz – wie bereits 
aus den Websites in Umrissen erkennbar – eine Vielzahl 
unterschiedlicher Instrumente ein. Die Befragung er-
möglicht es, diese noch präzisier zu erfassen. Am häu-
figsten werden in den Gemeinden mit einer Verbreitung 
von 81% spezifische Gemeindeinventare genannt. Am 
zweithäufigsten sind Vernetzungsprojekte in der Land-
wirtschaft mit 71%. Gemäss Angaben des Bundesamts 
für Landwirtschaft sind 2014 gesamtschweizerisch 79% 
der Gemeinden an Vernetzungsprojekten beteiligt, was 
als ziemlich gute Übereinstimmung mit der vorliegenden 
Befragung gelten kann. Es folgen Informations- und Be-
ratungsangebote für die Bevölkerung mit 61% und die 
Durchführung eigener Naturschutzprojekte in 60% der 
Gemeinden. Verglichen mit lediglich 22% der Gemein-
den, die auf ihren Internetseiten zum Thema Biodiver-
sität auch über eigene Naturschutzprojekte berichten 
(Seite 27), sind diese 60% erstaunlich hoch. 
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Abb. 19. Zustimmung zur Aussage, dass die Gemeinde 
die nötigen Grundlagen habe, um den Zustand der Bio-
diversität kompetent beurteilen zu können (N=620). 
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15%
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Abb. 20. Beurteilung des Zustandes der Biodiversität (a) 
durch die Gemeinden (blau, vorliegende Untersuchung, 
N=620) und durch die Bevölkerung (grün, nach Bieri et 
al. 2013, vgl. auch Seite 35, N=1002). 

Abb. 18. In Frauenfeld informierten 2013 der zuständige Stadtrat und 
Mitarbeiter des Werkhofs über die Naturpflege auf Stadtgebiet. (Bild 
Informationsdienst der Stadt Frauenfeld). 
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Die Auswahlmöglichkeiten in der Originalformulierung 
(in Klammern absolute Werte, Abb. 21):

•	 Spezifische Gemeindeinventare (Naturschutzobjekte, 
Hecken, Baumgruppen, usw.) (485)

•	 Vernetzungsprojekte in der Landwirtschaft (405)

•	 Informationen oder Beratung für die Bevölkerung 
(362)

•	 Konkrete Naturschutzprojekte, die die Gemeinde sel-
ber umsetzt (354)

•	 Verträge mit GrundeigentümerInnen oder Bewirt-
schafterInnen zur Förderung und Erhaltung der Bio-
diversität (289)

•	 Weiterbildung für Gemeindeangestellte (z.B. Werk-
hof) (287)

•	 Ein speziell für den Naturschutz ausgewiesenes Bud-
get (271)

•	 Ein Baureglement oder andere Vorschriften mit Bezü-
gen zur Biodiversität (257)

•	 Ein Landschaftsentwicklungskonzept (LEK) (186)

•	 Eine gemeindeeigene Naturschutz- oder Biodiversi-
täts-Strategie (114)

Im Durchschnitt werden pro Gemeinde 4,8 der genann-
ten Naturschutzinstrumente eingesetzt. Mehr als fünf 
Instrumente kommen in 39% der Gemeinden zum Ein-
satz (247 Antworten), fünf oder weniger sind es bei den 
restlichen 61% (381 Gemeinden). Nur 14 Gemeinden 
setzen alle zehn genannten Instrumente ein (2%), ganze 
22 Gemeinden kein einziges (4%). 

Abb. 21. Eingesetzte Naturschutzinstrumente auf Ge-
meindeebene (mindestens eine Nennung: N=628).

Gemeinden bei Biodiversitätsförderflächen und 
Schutzgebieten am aktivsten 

Für vier konkrete Aktivitäten wurde in der Gemeindebe-
fragung nach der jeweiligen Intensität gefragt: (1) Förde-
rung prioritärer Arten, (2) Biodiversitätsförderflächen im 
Landwirtschaftsgebiet, (3) Biodiversität im Siedlungsge-
biet und (4) Aufwertung von Schutzgebieten. 

Am aktivsten sind die Gemeinden gemäss den vorliegen-
den Antworten (Abb. 22, Seite 31) beim Anlegen und 
Aufwerten von Biodiversitätsförderflächen in der Land-
wirtschaft (92 sehr aktiv, 283 eher aktiv). An zweiter 
Stelle folgt die Aufwertung bestehender Schutzgebiete 
(84 sehr aktiv, 259 eher aktiv). An dritter Stelle steht die 
Förderung prioritärer Arten (41 sehr aktiv, 249 eher ak-
tiv). Auf dem vierten Platz liegt die Biodiversität im Sied-
lungsgebiet (24 sehr aktiv, 184 eher aktiv). 83% aller 
Gemeinden sind nach eigenen Angaben in mindestens 
einem der vier Bereiche «eher» oder «sehr aktiv» (514 
von 617 Antworten), 17% in keinem (103 Antworten).  

Die Gemeinden gaben für jeden der vier Aktivitätsbe-
reiche zudem an, wie gross aus ihrer Sicht der Hand-
lungsbedarf ist (Abb. 23, Seite 31). Den grössten Bedarf 
für zusätzliche Massnahmen sehen die Gemeinden mit 
29% bei der Biodiversität im Siedlungsbereich (25 «sehr 
gross», 142 «eher gross»). An zweiter Stelle folgen mit 
28% Massnahmen für prioritäre Arten (10 «sehr gross», 
144 «eher gross»), gefolgt mit 23% von Massnahmen 
zum Anlegen und Aufwerten von Biodiversitätsförderflä-
chen in der Landwirtschaft (14 «sehr gross», 119 «eher 
gross»). Leicht weniger hoch wird mit 22% ein Bedarf 
für zusätzliche Massnahmen zur Aufwertung bestehen-
der Schutzgebiete gesehen (12 «sehr gross», 109«eher 
gross»). 42% aller  Gemeinden (262 Antworten) sehen 
in mindestens einem Bereich einen «eher» oder «sehr 
grossen» Bedarf. Nur 5% der Gemeinden (31 Antwor-
ten) sehen in allen vier Bereichen einen «sehr kleinen 
oder gar nicht vorhandenen» Bedarf und lehnen weitere 
Massnahmen damit ab. 
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Viele Gemeindebehörden werden bei der praktischen Ar-
beit von Freiwilligen, die oft in Naturschutzvereinen or-
ganisiert sind, unterstützt. In 35% der antwortenden Ge-
meinden hat es einen Naturschutzverein. Hochgerechnet 
auf alle Gemeinden ergäbe das 813 Naturschutzvereine 
in der Schweiz. 17% der Gemeinden wünschen sich 
«deutlich mehr» Unterstützung durch Freiwillige (101 
Gemeinden), 40% «eher mehr» (242), 39% «gleich 
viel» (232) und 4% «weniger» Freiwilligenengagement 
(25 Gemeinden). 

Grosse Unterstützung für Musterbaureglemente, 
Zielvorgaben und Standards 

Die Gemeinden äusserten sich zu drei konkreten Mass-
nahmen, mit denen die Biodiversität im Siedlungsgebiet 
auf der Ebene der Gemeinden gefördert werden kann:

•	 Musterbaureglemente mit Bezug zur Biodiversität als 
Arbeitshilfen für die Ortsplanung. 

•	 Gesamtschweizerische und regionale Zielvorgaben für 
Grün- und Freiflächen im Siedlungsraum. 

•	 Standards für eine biodiversitätsfreundliche Umge-
bungsgestaltung für die Präzisierung von Baunormen. 

Alle drei Massnahmen werden von klaren Mehrheiten 
unterstützt (Abb. 24, Seite 32). Am klarsten ist die Zu-
stimmung bei den Musterbaureglementen mit 74%  

Abb. 22. Gemeindeaktivitäten in vier 
Naturschutzbereichen (mindestens eine 
Aktivität: N=617). 

(127 «sehr sinnvoll» und 304 «eher sinnvoll»). Zielvor-
gaben für Grün- und Freiflächen sowie Standards für 
die Umgebungsgestaltung werden mit je 68% praktisch 
gleich stark unterstützt (Zielvorgaben: 101 «sehr sinn-
voll» und 296 «eher sinnvoll» / Standards: 104 «sehr 
sinnvoll» und 284 «eher sinnvoll»). 

Die Biodiversität im Siedlungsraum ist damit jener Be-
reich, in dem die Gemeinden bisher am wenigsten aktiv 
sind und für den sie den grössten Nachholbedarf aus-
machen. Musterbaureglemente, gesamtschweizerische 
und regionale Zielvorgaben sowie Standards für eine 
biodiversitätsfreundliche Umgebungsgestaltung werden 
dabei als sinnvolle Instrumente erachtet. 

Am grössten ist die Unterstützung für diese Massnah-
men in den bevölkerungsreicheren Gemeinden: 90% al-
ler Städte und 71% der Gemeinden mit 2‘000 bis 10‘000 
EinwohnerInnen finden die Mehrheit der Massnahmen 
zur Förderung der Biodiversität im Siedlungsgebiet sinn-
voll, während es bei den kleineren Gemeinden immerhin 
noch 65% sind. 

Bei den Musterbaureglementen, Zielvorgaben für Grün- 
und Freiflächen im Siedlungsraum sowie Standards für 
eine biodiversitätsfreundliche Umgebungsgestaltung 
handelt es sich um konkrete Massnahmen in einem eng 
definierten Bereich. Fragt man hingegen genereller nach 
einem Bedarf an klareren (Ziel-)Vorgaben oder besseren 

Abb. 23. Handlungsbedarf für zusätz-
liche Massnahmen in vier Naturschutz-
bereichen (N=626) 
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Gesetzesgrundlagen, sind die Gemeinden deutlich zu-
rückhaltender. Während sich immerhin noch 40% der 
Antwortenden mehr Zielvorgaben wünschen (58 Ge-
meinden antworten mit «deutlich mehr», 178 mit «eher 
mehr»), möchten 51% «gleich viele» (307 Antworten) 
und 10% «weniger» (60 Antworten). Zusätzliche Ge-
setzesgrundlagen wünschen sich noch 29% der Ant-
wortenden (41 «deutlich mehr» und 129 «eher mehr»), 
während 54% bei der gegenwärtigen Situation bleiben 
möchten (319 «gleich viel») und 18% sich einen Abbau 
wünschen (106 «weniger»).  

Regionale Unterschiede eher gering 

Die Resultate der Befragung wurden hinsichtlich struktu-
reller Unterschiede zwischen den Gemeinden untersucht. 
Generell lässt sich sagen, dass diese Unterschiede eher 
gering sind. 

Gemeindegrösse
Hier gibt es die ausgeprägtesten Unterschiede: So ver-
fügen die 12 antwortenden Städte mit über 30‘000 Ein-
wohnerInnen für den Naturschutz über durchschnittlich 
127 Stellenprozente, die 283 antwortenden Gemeinden 
mit weniger als 2‘000 EinwohnerInnen hingegen nur 
über deren 9. Erwartungsgemäss verfügen bevölkerungs-
reichere Gemeinden auch über grössere Budgets. So 
sind von den 98 antwortenden Gemeinden, die über ein 
Naturschutz-Budget von mehr als 50‘000 CHF verfügen, 
deren 45 Städte und weitere 42 dieser Gemeinden haben 
immerhin zwischen 2‘000 und 10‘000 EinwohnerInnen. 
Bei den Naturschutzinstrumenten ist die Wahrscheinlich-
keit, dass eine Gemeinde mehr als deren fünf einsetzt für 
Städte fast viermal höher als für Kleinstgemeinden unter 
700 Einwohnern (72% gegenüber 19%). Den Zustand 
der Biodiversität schätzen die Städte leicht pessimisti-
scher ein als die Gemeinden mit weniger als 10‘000 Ein-
wohnerInnenn. Hingegen beurteilen sowohl Gemeinden, 
die über viele Naturschutzinstrumente verfügen, als auch 
jene, die stärker aktiv sind, den Zustand der Biodiversität 
positiver, als Gemeinden, die über wenige Instrumente 
verfügen oder weniger aktiv sind. Es scheint, dass eigene 
Aktivitäten zur Erhaltung und Förderung der Biodiversität 
dazu führen, deren Zustand optimistischer einzuschät-

Abb. 24. Bedarf an Musterbaureglementen die 
die Biodiversität, Zielvorgaben für Grün- und 
Freiflächen und für Standards für die Umge-
bungsgestaltung  (N=623, 618, 619).

zen. Weiter gehen einwohnerstärkere Gemeinden eher 
davon aus, über die nötigen Grundlagen zur Beurteilung 
der Biodiversität zu verfügen als einwohnerärmere. So 
teilen in den Städten 70% diese Einschätzung, während 
es in den Kleinstgemeinden mit weniger als 700 Einwoh-
nerInnen nur 53% sind. 
Der Bedarf nach zusätzlichen Massnahmen zur Förde-
rung prioritärer Arten, für Biodiversitätsförderflächen in 
der Landwirtschaft, für die Biodiversität im Siedlungsge-
biet und für die Aufwertung von Schutzgebieten hängt 
ebenfalls mit der Gemeindegrösse zusammen. So sehen 
75% der Städte in mindestens einem von vier Bereichen 
einen «eher» oder «sehr grossen» Bedarf, bei den kleins-
ten Gemeinden mit weniger als 700 EinwohnerInnen nur 
deren 25%. Interessanterweise ist die Unterstützung für 
zusätzliche Gesetzesgrundlagen bei den Städten deutlich 
höher als bei den übrigen Gemeinden (51% gegenüber 
25% wünschen sich «deutlich» oder «eher mehr»). Bei 
den Zielvorgaben gibt es diesbezüglich jedoch keinen si-
gnifikanten Unterschied. 

Berggebiet und ländlicher Raum
Trägt man den unterschiedlich verteilten Bevölkerungs-
grössen Rechnung, bestehen zwischen den Gemeinden 
des Berggebiets und erweiterten ländlichen Raums und 
den übrigen (mehrheitlich urbanen) Gebieten nur ge-
ringe Unterschiede. So sind die Unterschiede bezüglich 
Stellenprozenten, Budget und Naturschutzinstrumen-
ten deutlich ausgeprägter, wenn man einwohnerstär-
kere Gemeinden mit einwohnerärmeren vergleicht, als 
beim Vergleich zwischen urbanen und ländlichen bzw. 
Berggebiets-Gemeinden. Beim Bedarf nach zusätzlichen 
Massnahmen, der Unterstützung für konkrete Massnah-
men im Siedlungsgebiet und bei den Grundlagen zur 
Beurteilung der Biodiversität ist die Spannweite bei Be-
trachtung der Gemeindegrösse ähnlich gross, wenn man 
urbane und ländliche bzw. Berggebiets-Gemeinden ver-
gleicht. Betrachtet man schliesslich die unterschiedlichen 
Einschätzungen zum Zustand der Biodiversität sowie die 
Unterstützung für Gesetzes- oder Zielvorgaben, findet 
man zwischen den Gemeinden des Berggebiets und er-
weiterten ländlichen Raums auf der einen und den übri-
gen (urbanen) Gemeinden auf der anderen Seite keine 
signifikanten Unterschiede.
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Fazit für die Biodiversitätspolitik des Bundes
Sowohl die Ergebnisse der Gemeinde-Befragung als auch die Analyse der Gemeinde-Websites dokumentieren 
ein breites Interesse an den Themen Naturschutz und Biodiversität. Trotz der im Vergleich zum Verkehr massiv 
geringeren finanziellen Mitteln kommunizieren die Gemeinden aktiv und setzen eine Vielzahl verschiedener Inst-
rumente ein, um die Biodiversität zu erhalten und zu fördern. In weniger als 5% der Gemeinden gibt es gar keine 
Aktivitäten für den Naturschutz. Wenig aktiv sind viele Gemeinden bei der Biodiversität im Siedlungsgebiet, wo sie 
gleichzeitig einen grösseren Bedarf sehen. 

Die Ressourcen für den Naturschutz sind von Gemeinde zu Gemeinde höchst unterschiedlich verteilt. So muss jede 
sechste Gemeinde im Naturschutz vollständig auf eigenes Personal verzichten und nur knapp die Hälfte verfügt 
über ein Minimum von 10 Stellenprozenten oder mehr. Der Mittelwert aller Gemeinden liegt bei 18 Stellenpro-
zenten, was hochgerechnet auf die ganze Schweiz etwa 350 Vollzeitstellen entspricht. Knapp die Hälfte der Ge-
meinden verfügt für Naturschutz und Biodiversität über jährlich weniger als 10‘000 Franken und nur jede fünfte 
Gemeinde kann in diesem Bereich mehr als 50‘000 Franken ausgeben. Ähnlich wie bei den Ressourcen verhält 
es sich auch bei den fachlichen Kompetenzen: Nur in der Hälfte der Gemeinden kann von einer Stelle ausgegan-
gen werden, die im Bereich Naturschutz fachlich qualifiziert ist (Umweltämter, Umweltbeauftragte, Naturschutz-, 
Landschafts- oder Umweltkommissionen etc.). 

Mit der vorliegenden Befragung lässt sich zwar nicht objektiv feststellen, wie hoch die personellen und finanziellen 
Mittel der Gemeinden sei müssten, damit diese ihre Aufgaben im Naturschutz und bei der Erhaltung der Biodiver-
sität wahrnehmen können. Allerdings beurteilt sowohl beim Personal als auch bei den Finanzen rund ein Drittel der 
Gemeinden die Situation als unzureichend. Zwei von fünf Gemeinden wünschen sich denn auch mehr fachliche 
Unterstützung und drei von vier Gemeinden benötigen zusätzliche finanzielle Beiträge. 

Die begrenzten fachlichen Kompetenzen spiegeln sich auch darin wider, dass zwei von fünf Gemeinden nach 
eigenen Angaben nicht über die nötigen Grundlagen verfügen, um den Zustand der Biodiversität kompetent be-
urteilen zu können. Ungeachtet dessen schätzen sieben von acht Verantwortlichen den Zustand der Biodiversität 
in ihrer Gemeinde als «sehr» oder «eher gut» ein – ganz im Gegensatz zur Wissenschaft.. 

Im Siedlungsbereich werden konkrete Massnahmen wie Musterbaureglemente, gesamtschweizerische und regio-
nale Zielvorgaben sowie Standards für eine biodiversitätsfreundliche Umgebungsgestaltung von den Gemeinden 
mit Zweidrittels- bis Dreiviertelmehrheiten deutlich unterstützt. 

Insgesamt lässt sich somit ein Bild der Schweizer Gemeinden zeichnen, die im Naturschutz und bei der Biodiversität 
zwar mehrheitlich engagiert und auf breiter Linie aktiv sind, denen jedoch zu einem wesentlichen Teil sowohl die 
benötigten personellen als auch die finanziellen Ressourcen fehlen. Auf der Umsetzungsebene existieren zumin-
dest für zentrale Teilbereiche wie die Siedlungen breit akzeptierte Massnahmen. Entsprechende Hilfsmittel und 
Vorgaben, wie sie im Rahmen des nationalen Aktionsplan Biodiversität für die Gemeinden diskutiert werden, sind 
vor diesem Hintergrund als nötig und erfolgversprechend zu bezeichnen.  

Landesregionen
Zwischen den Gemeinden der verschiedenen Landes-
regionen gibt es nur wenige Unterschiede. Die grösste 
Auffälligkeit ist, dass Gemeinden der Südschweiz den 
Zustand der Biodiversität signifikant schlechter einschät-
zen, als der Rest der Schweiz (nur 58% optimistische 
Einschätzungen gegenüber 90% im Rest der Schweiz). 
Gleichzeitig sind die Südschweizer Gemeinden in ver-
schiedenen Bereichen zur Erhaltung und Förderung der 
Biodiversität weniger aktiv als die übrigen Gemeinden. 

Abb. 25. Biodiversitätsförderflächen in der Landwirt-
schaft sind in den Gemeinden die am häufigsten umge-
setzte Aktivität.  
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Bevölkerung mit hoher Aufmerksam-
keit für die Biodiversität, spezifischer 
Betroffenheit und unrealistischer Ein-
schätzung des Zustands

Die Stimmbevölkerung hat sich in den vergangenen Jahren wiederholt für einen besseren 
Schutz und die Erhaltung ihrer natürlichen Lebensgrundlagen ausgesprochen. So wurde 
2013 die Revision des Raumplanungsgesetzes, angestossen durch die eidgenössische Land-
schaftsinitiative, mit 63% der Stimmen deutlich angenommen. Im Kanton Zürich erzielte die 
Kulturlandinitiative 2012 einen ähnlichen Erfolg. Der steigende Marktanteil von als biodi-
versitätsfreundlich gekennzeichneten Produkten mit Labels wie «TerraSuisse», «Bio Suisse» 
oder «Hochstamm Suisse» macht deutlich, dass ein beachtlicher Teil der Konsumentinnen 
und Konsumenten bereit ist, beim Einkaufen auf Natur und Biodiversität zu achten. Auch 
repräsentative Umfragen bestätigen diese Bereitschaft. Sie dokumentieren gleichzeitig die 
Unterstützung für Massnahmen der öffentlichen Hand zur Förderung und Erhaltung der Bio-
diversität. Im Folgenden werden die Ergebnisse der neusten Umfrage des Forschungsinstituts 
gfs.bern vom September 2013 zusammengefasst und mit Erhebungen des Bundesamts für 
Statistik (BFS) und der Eidg. Forschungsanstalt WSL sowie mit einer ähnlichen Befragung in 
den Nachbarländern der Schweiz verglichen. 

3
Abb. 26. Forderungen aus der Bevölkerung im Internationalen Jahr der Biodiversität 2010. 
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Wahrnehmung des Begriffs der 
Biodiversität

Während in der Schweiz seit Ende des 19. Jahrhunderts 
intensiv über «Naturschutz» diskutiert wurde, ist der Be-
griff «Biodiversität» relativ jung. Geprägt wurde er 1986 
an einer wissenschaftlichen Konferenz in den USA, und 
am Weltgipfel von Rio stand er 1992 erstmals auf der 
internationalen Agenda. In der Schweiz wurde in den 
folgenden Jahren ausserhalb der Wissenschaft allerdings 
kaum über Biodiversität gesprochen. 

Die erste repräsentative Erhebung des Forschungsins-
tituts gfs.bern von September 2009 fand bei 47% der 
Bevölkerung eine Wahrnehmung des Begriffs, was ge-
genüber 2005, als mit anderer Methode nur speziell am 
Thema Interessierte befragt worden waren, bereits eine 
starke Steigerung darstellte. Das Internationale Jahr der 
Biodiversität 2010 erhöhte die Wahrnehmung per Ende 
2010 auf 65%. Bis 2013 stieg der Wert nochmals leicht 
auf 67% (Abb. 27). Die Autoren der gfs.bern-Studie 
kommen zum Schluss: «Biodiversität geniesst auch 2013 
eine beachtlich hohe Themenaufmerksamkeit.»

Abb. 27. Wahrnehmung des Begriffs «Biodiversität» in 
der Schweizer Bevölkerung 2009, 2010, 2013,% der 
EinwohnerInnen (aus Bieri et al. 2013).

Ein Blick über die Landesgrenzen zeigt allerdings, dass in 
den Nachbarländern der Anteil derjenigen, die den Be-
griff «Biodiversität» gehört haben, deutlich höher ist als 
in der Schweiz (Abb. 28). 

In Deutschland und Österreich sind es jeweils 92%, in 
Frankreich 87% und in Italien 77%. Vor dem Hinter-
grund, dass in der EU momentan bereits die 3. Biodi-
versitätsstrategie in Kraft ist (die erste wurde 1998 be-
schlossen) und auch die Verabschiedung nationaler 
Biodiversitäts-Strategien und -Aktionspläne in diesen 
Ländern bereits mehrere Jahre zurückliegt (die neueste 
Biodiversitätsstrategie legte Italien 2011 vor), ist diese 
höhere Wahrnehmung wenig erstaunlich. Auf gleichem 
Niveau wie die Schweiz liegen die Niederlande (67%), 
leicht tiefer folgt Grossbritannien (64%). 12 

 

3.1 Wahrnehmung und Informiertheit 

Auch 2013 erscheint der Begriff Biodiversität mehrheitlich bekannt: 

Grafik 4 

 

Zwei Drittel der Befragten haben den Begriff schon einmal gehört oder gele-
sen. Damit ist die im Umfeld des Biodiversitätsjahres stattgefundene, gestei-
gerte Themenwahrnehmung nachhaltig.  

Trend Wahrnehmung "Biodiversität"
"Ganz generell: Haben Sie schon einmal den Begriff 'Biodiversität' gehört oder gelesen, oder ist das bei Ihnen 
nicht der Fall?"

© gfs.bern, Biodiversität 2013, September 2013 (N = jeweils ca. 1'000)
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Im Gegensatz zur Wissenschaft und zu den Behörden, 
die den Zustand der Biodiversität kritisch beurteilen, 
überwiegt in der Bevölkerung eine positive Einschätzung 
(Abb 29). So gingen 2013 gemäss gfs.bern 74% der Be-
völkerung davon aus, dass der Zustand der Biodiversität 
in der Schweiz gut bis sehr gut ist. Im Vergleich zu 2010 
hat dieser Anteil sogar um 4 Prozentpunkte leicht zuge-
nommen (nur gegenüber 2009 ist die Zunahme statis-
tisch signifikant). 

Abb. 29. Einschätzung des Zustands der Biodiversität in 
der Schweiz 2009, 2010, 2013, % der EinwohnerInnen 
(aus Bieri et al. 2013). 
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Abb. 28. Wahrnehmung des Begriffs der Biodiversität 
2013 in Deutschland (D), Frankreich (F), Italien (I), 
 Österreich (A) und der Schweiz (CH), % der Einwoh-
nerInnen (TNS Political & Social 2013, Bieri et al. 
2013).
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Im inhaltlichen Zentrum dieser Wahrnehmung steht die Vielfalt, sei dies für 
Natur im generellen oder Pflanzen und Tieren im Spezifischen. Auch wenn da-
mit die inhaltliche Wahrnehmung der Biodiversität unverändert nicht auf einer 
fundierten Detailtiefe gründet, entspricht sie doch den kommunikativen Vorstel-
lungen, welche Vertreterinnen und Vertreter der Biodiversität aktuell verwen-
den. Entsprechend erscheint die aktuelle quantitative und inhaltliche Ausrich-
tung zum Thema Biodiversität in der Schweizer Bevölkerung korrekt ausgestal-
tet. Auf der Bildebene werden mit dem Begriff an erster Stelle Landwirtschaft 
und Nahrungsmittel in Verbindung gebracht. An zweiter Stelle steht Bezug zu 
Natur und Natürlichkeit, während an dritter Stelle die Vielfalt von Natur, Pflan-
zen und Tieren erwähnt wird.  

Eine Mehrheit von 57 Prozent fühlt sich eher oder sehr gut, 40 Prozent sehr 
oder eher schlecht informiert. 34 Prozent möchten mehr über Biodiversität 
wissen – vor allem die bis 39-Jährigen wünschen mehr Informationen. 

3.2 Problembeurteilung und -betroffenheit 

Eine Entwicklung findet sich in der Beurteilung des Zustandes der Biodiversität: 

Grafik 10 

 

So ist die Einschätzung, dass die Biodiversität in der Schweiz in einem guten 
Zustand sei, marginal angewachsen. Neu gehen 74 Prozent (+4) davon aus, 
dass der Zustand der Biodiversität in der Schweiz gut bis sehr gut ist. Gegen-
über 2010 ist die Veränderung knapp auf dem 95-Prozent-Signifikanzniveau 
nicht signifikant, weshalb sie mit einer Wahrscheinlichkeit von über fünf Pro-
zent zufällig sein kann. Im Vergleich zu 2009 beobachten wir eine (statistisch 
signifikante) Zunahme der Wahrnehmung eines sehr oder eher guten Zustan-
des. Seit 2009 praktisch unverändert gehen minderheitliche 21 Prozent (+1) 
vom Gegenteil aus.  

Trend Zustand Biodiversität in der Schweiz
"Alles in allem, ist die Biodiversität in der Schweiz Ihrer Meinung nach in einem sehr guten, eher guten, eher 
schlechten oder sehr schlechten Zustand?"

in % EinwohnerInnen

© gfs.bern, Biodiversität 2013, September 2013 (N = jeweils ca. 1'000)
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Vergleich: Einschätzung der Umwelt- 
und Landschaftsqualität 

Vergleicht man die Biodiversität mit dem politisch brisan-
ten Thema Landschaft, fällt auf, dass die Bevölkerung 
auch hier überwiegend positiv urteilt. 2011 waren ge-
mäss einer Umfrage der Forschungsanstalt WSL 82% 
der Bevölkerung mit der Landschaftsqualität in ihrer 
Wohnumgebung sehr zufrieden oder eher zufrieden  
(Abb. 31, Kienast et. al 2013). Mit der Zufriedenheit in 
der Wohnumgebung wurde beim Landschaftsbild al-
lerdings stärker nach einem subjektiven Urteil gefragt, 
während die Frage nach dem Zustand der Biodiversität 
auf einen objektiveren Sachverhalt zielte. Letzterer dürfte 
für viele Teilnehmerinnen und Teilnehmer der Biodiversi-
täts-Befragung schwieriger einzuschätzen gewesen sein.  

Fragt man statt nach Biodiversität oder Landschafts-
bild nach der Umweltqualität und vergleicht das Urteil 
zur nahen Wohnumgebung mit jenem zur gesamten 
Schweiz, so sinkt der Anteil jener, die den Zustand als 
sehr gut beurteilen und der Prozentsatz der Befragten, 
die von einem eher schlechten Zustand ausgehen, steigt. 
Der Anteil derjenigen, die den Umweltzustand in der 
Wohnumgebung als eher schlecht beurteilen, bleibt je-
doch auch hier unter 10% (Abb. 32, BFS 2012).

Die überwiegend positive Einschätzung der Umweltqua-
lität im Allgemeinen dürfte auch auf die Einschätzung 
des Zustandes der Biodiversität abfärben. Der Anteil von 
21% der Bevölkerung, welcher den Zustand der Biodi-
versität in der Schweiz als schlecht oder eher schlecht 
beurteilen, ist deshalb vergleichsweise hoch.

Abb. 30. Obwohl die Biodiversität seit Jahrzehnten 
ärmer wird, gehen 74% der Befragten davon aus, dass 
sie in einem eher guten bis sehr guten Zustand sei. 
Beispiel: Die früher häufige Mehlschwalbe musste 2010 
auf der Roten Liste der bedrohten Arten als potenziell 
gefährdet eingestuft werden. 

> Neue Ansätze zur Erfassung der Landschaftsqualität BAFU 2013 56

Mit der «wahrgenommenen Landschaftsqualität im Wohnumfeld» sind 51 Prozent der 
Befragten eher zufrieden (Werte von 7 bis 9 in Abb. 4.21), während 31 Prozent ange-
ben, sehr zufrieden zu sein (Wert 10). Weitere 13 Prozent äussern sich neutral (Wert 4 
bis 6), und 4 Prozent sind unzufrieden (Wert von 0 bis 3). Von den einzelnen Eigen-
schaften (vgl. Tab. 4.2) am positivsten bewertet werden solche des – statistisch ermit-
telten (Faktorenanalyse) – Oberthemas «Ruhe und Erholung». Dabei stehen die Merk-
male «Privatsphäre» und «komfortable Strassen und Zufahrten» (gute Bedingungen 
für den motorisierten Individualverkehr) an oberster Stelle, was bedeutet, dass Perso-
nen, die im Wohnumfeld Ruhe suchen, gerne in gut erschlossenen Quartieren mit aus-
reichender Privatsphäre wohnen. Beim Thema «Kontinuität und Identität» zeigt sich 
eine grosse Streuung: Elemente, die einen Bezug zur Natur ermöglichen – zum Bei-
spiel Orte zum Spazieren – werden als deutlich wichtiger beurteilt als Landschaftsele-
mente, die einen kulturellen Bezug zur Vergangenheit herstellen (z. B. erkennbares 
Ortszentrum).

Der Zugang zu Naherholungsgebieten wird von den Befragten als eher gut bezeichnet. 
Am besten wird der Zugang zu Wiesen und Landwirtschaftsland bewertet, gefolgt vom 
Wald. Stadtpärke und Grünanlagen werden im schweizerischen Durchschnitt als weni-
ger gut zugänglich bezeichnet als Gewässer. Dies dürfte damit zu tun haben, dass in 
vielen ländlichen Gebieten solche Grünanlagen im Siedlungsgebiet kaum existieren. 
Die erfragten Störungen werden im Durchschnitt als eher nicht störend bis gar nicht 
störend bezeichnet. Am meisten stört der Strassenlärm, Bahnlärm am wenigsten.

Wunsch nach ruhigen  

und erholsamen Landschaften

Abb. 4.21   > Zufriedenheit mit der Landschaftsqualität in der Wohnumgebung insgesamt 
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Abb. 32. Einschätzung der Umweltqualität in der Woh-
numgebung, in der Schweiz und weltweit 2011, % der 
Bevölkerung (aus BFS 2012).  
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UMWELTQUALITäT IN DER WOHNUMGEBUNG, IN DER SCHWEIz UND WELTWEIT

Die Bevölkerung der Schweiz gibt der Umweltqualität in 
ihrer Wohnumgebung gute Noten: 95% schätzen die 
Umweltqualität in ihrer Wohnumgebung als sehr gut 
oder eher gut ein (G1). Etwas weniger gut fällt das Urteil 
für die Umweltqualität in der Schweiz insgesamt aus, 
welche von 92% als sehr gut oder eher gut bezeichnet 
wird. Deutlich fällt die Einschätzung der Umweltqualität 
weltweit ab: Nur gerade 23% der Bevölkerung der 
Schweiz beurteilen diese als sehr gut oder eher gut. 

Die Differenz in der Einschätzung der Umweltqualität 
in der Wohnumgebung und der Schweiz insgesamt wird 
von der Bevölkerung der Deutschschweiz gemacht, nicht 
aber in den französisch- und italienischsprachigen Lan-
desteilen (G2). Auch wird in ländlichen Gebieten deutli-
cher zwischen der Wohnumgebung und der Schweiz ins-
gesamt differenziert (98% gegenüber 91%) als in 
städtischen (94% gegenüber 92%). Die Bevölkerung mit 
ausländischer Staatszugehörigkeit schätzt die Umwelt-
qualität in der Schweiz insgesamt mit 97% häufiger als 
sehr gut oder eher gut ein als die Schweizerinnen und 

Schweizer, bei welchen diese nur 90% ebenso einschät-
zen. Ausserdem beurteilen Personen mit ausländischer 
Nationalität – im Gegensatz zu den Schweizerinnen und 
Schweizern – die Umweltqualität in ihrer Wohnumge-
bung nicht besser als die Umweltqualität in der Schweiz 
insgesamt. Die Umweltqualität weltweit wird ausserdem 
mit zunehmendem Alter und zunehmender Bildung 
schlechter eingeschätzt. 

1 Umweltqualität in der Wohnumgebung, 
in der Schweiz und weltweit

G 1

Quelle: Bundesamt für Statistik © BFS
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Abb. 31. Zufriedenheit mit der Landschaftsqualität in 
der Wohnumgebung auf einer Skala von 0-10. 0-3 = 
unzufrieden; 4-6 = neutral; 7-9 = eher zufrieden; 10 = 
sehr zufrieden. (Kienast et al. 2013).
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Im Zusammenhang mit der unrealistisch positiven Ein-
schätzung des Zustands der Biodiversität ist auch die 
Umfrage des BFS (2012) interessant, in welcher 84% 
der Befragten den Verlust der Biodiversität als sehr oder 
eher gefährlich für Mensch und Umwelt einschätzen  
(Abb. 33). Der Verlust der Biodiversität lag damit in der 
Einschätzung der Bevölkerung gleichauf mit den Gefah-
ren durch Kernkraftwerke. Die Befragung fand zwischen 
Mai und Juli 2011 statt, also wenige Monate nach der 
Reaktorkatastrophe von Fukushima. 

Die Einschätzung der Gefährlichkeit des Biodiversitäts-
verlusts in der Schweiz stimmt überein mit den Antwor-
ten zur Frage, als wie gravierend das Problem des Bio-
diversitätsverlusts in den Nachbarländern eingeschätzt 
wird. 

In der aktuellsten Biodiversitätsbefragung in den Nach-
barländern wurde nicht die Einschätzung des Zustands 
erfragt, sondern ermittelt, als wie gravierend das Prob-
lem des Verlusts der Biodiversität eingeschätzt wird. Die 
Situation im eigenen Land wird von einem hohen Anteil 
der Bevölkerung als sehr gravierend oder als gravierend 
beurteilt, und zwar in Deutschland von 80%, in Frank-
reich von 90%, in Italien von 94% und in Österreich von 
70% der Befragten. Während bei der Frage zum Zustand 
sowohl positive Aspekte (Schönheit, Erholung etc.) als 
auch negative Aspekte (Gefährdung, Verlust etc.) in die 
Beurteilung einfliessen können, überwiegt bei der expli-
ziten Frage nach gravierenden Problemen der kritische 
Blickwinkel. 
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EINSCHäTzUNG DER GEFAHR VON TECHNOLOGIEN UND UMWELTVERäNDERUNGEN

5 Einschätzung der Gefahr 
von Technologien 
und Umweltveränderungen

Je 81% der Bevölkerung schätzen den Verlust der Bio-
diversität sowie Kernkraftwerke als sehr gefährlich oder 
eher gefährlich für Mensch und Umwelt ein (G7). 
Hierzu ist anzumerken, dass sich eineinhalb Monate vor 
dem Beginn der Befragungsperiode der Kernreaktorun-
fall in Fukushima ereignet hatte. Der Klimawandel wird 
von 79% als sehr gefährlich oder eher gefährlich einge-
stuft. Bei der Einschätzung der Gefahr von Gentechnik 
zeigen sich je nach Anwendungsgebiet deutliche Unter-
schiede: Während Gentechnik zur Herstellung von Le-
bensmitteln von 72% der Bevölkerung als sehr gefähr-
lich oder eher gefährlich für Mensch und Umwelt 
eingeschätzt wird, sind es bei Gentechnik in Medizin 
und Forschung 51%.

Mobilfunkantennen werden in der italienisch-
sprachigen Schweiz häufiger als sehr gefährlich oder 
eher gefährlich beurteilt als im französisch- oder 

deutschsprachigen Landesteil (G8). zudem schätzen 
Frauen deren Gefahr höher ein als Männer (62% gegen-
über 42%, G9). In ländlichen Gebieten wird Gentechnik 
in Medizin und Forschung als gefährlicher betrachtet als 
in städtischen (G10). Ausserdem stufen Schweizerinnen 
und Schweizer die Ausbreitung der Siedlungsflächen 
häufiger als gefährlich ein als die Bevölkerung ausländi-
scher Nationalität (Tabelle 4). zwischen den übrigen 
Subgruppen bestehen keine signifikanten Unterschiede.

zwischen der Belastung durch nichtionisierende Strah-
lung in der Wohnumgebung und der Einschätzung der 
Gefahr von Mobilfunkantennen zeigen sich Parallelen: 
81% der Personen, die sich zuhause durch Strahlung 
von Mobilfunkantennen oder Hochspannungsleitungen 
gestört fühlen, schätzen Mobilfunkantennen als sehr ge-
fährlich oder eher gefährlich ein, während dies bei den 
nicht belasteten Personen lediglich auf 48% zutrifft.

G 7

Quelle: Bundesamt für Statistik © BFS

Gefahreneinschätzung von Technologien und Umweltveränderungen, 2011
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Abb. 33. Einschätzung der Gefährlichkeit des Verlusts der Biodiversität und anderer Gefährdungen von Mensch 
und Umwelt (sehr gefährlich und eher gefährlich) 2011, % der Bevölkerung (aus BFS 2012).  

Abb. 34. Die Einschätzung des Zustands der Biodiversi-
tät und der Gefährlichkeit des Biodiversitätsverlustes ist 
je nach Bevölkerungsgruppe unterschiedlich. 



38

Betroffenheit von der Verarmung der 
Biodiversität

Von einer Verarmung der Biodiversität sahen sich 2013  
37% der Schweizer Bevölkerung eher oder stark  be-
troffen, wie die Studie des gfs.bern zeigt (Abb. 35). Per-
sonen, die den Begriff Biodiversität bereits vor der Be-
fragung wahrgenommen hatten, fühlten sich häufiger 
von einer Verarmung betroffen, als Personen ohne ent-
sprechende Wahrnehmung (Anteil von 46% gegenüber 
22% Betroffener). 

In den Nachbarländern wurde die Betroffenheit etwas 
anders untersucht als in der Schweiz. So wurden die Teil-
nehmerinnen und Teilnehmer der Studie gefragt, ob sie 
glaubten, schon  heute vom Biodiversitätsverlust betrof-
fen zu sein, erst in Zukunft betroffen zu sein, ob erst die 
Generation der Kinder betroffen sein würde oder ob sie 
davon ausgingen, dass der Biodiversitätsverlust keinen 
Effekt haben werde. Am ähnlichsten zur Frage in der 
Schweiz war dabei die Frage nach der eigenen Betroffen-
heit zum heutigen Zeitpunkt. In Deutschland stimmten 
dieser Aussage 11% zu, in Frankreich, in Italien und in 
Österreich je 15%. Im Vergleich zu diesen Zahlen ist die 
Betroffenheit in der Schweiz mit 37 Prozent relativ hoch 
(Abb. 36).
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Siedlungen (51%) sind sie vergleichsweise kritisch. Die Italienischsprachigen 
beurteilen den Zustand der Wiesen (90%) oder Tiere (82%) als besser. 

Als weniger positiv beurteilen auch die Mitglieder von Naturschutzorganisatio-
nen den Zustand der Biodiversität, insbesondere den Zustand der Wiesen 
(59%), der Tierwelt (59%) und der Natur in Siedlungen (54%). Frauen sind kriti-
scher in der Beurteilung des Zustands der Pflanzen (70%), Tiere (65%) und 
Mooren (46%) als die Männer. Analoges findet sich bei den politisch Linksste-
henden (Pflanzen 65%, Wiesen 47%, Tierwelt 60%, Natur in Siedlungen 49%).  

Wer sich mehr Informationen über die Biodiversität wünscht, bewertet den 
Zustand der Wälder, der Pflanzen (je 70%) und der Moore (47%) unterdurch-
schnittlich. 

Bei den bis 39-Jährigen empfinden unterdurchschnittliche 66 Prozent den Zu-
stand der Wälder als gut, bei den Mooren 43 Prozent. Die 40- bis 64-Jährigen 
sind dafür kritischer bezüglich des Zustandes der Natur in Siedlungen (55%). 
Personen mit hoher Bildung beurteilen den Zustand der Wiesen (64%) nur un-
terdurchschnittlich gut. 

Eine Adressierung einzelner Elemente von Biodiversität löst, insbesondere bei 
Wiesen, der Tierwelt, des Zustands der Natur in Siedlungsgebieten, aber auch 
von Mooren, eine leicht erhöhte Problemwahrnehmung aus. Allerdings bleibt 
diese auch auf der Ebene konkreter Elemente sichtbar minderheitlich ausge-
prägt. 

Die Schweizer EinwohnerInnen gehen in abnehmendem Masse von einer Di-
rektbetroffenheit aus: 

Grafik 14 

 

2013 gehen noch 37 Prozent (−2) davon aus, eher oder stark von einer Verar-
mung der Biodiversität betroffen zu sein. Auch wenn die einzelnen Abwärts-
bewegungen von 2009 auf 2010 und von 2010 auf 2013 für sich statistisch 
nicht signifikant sind, zeigt sich aufsummiert seit 2009 eine signifikante Ab-
nahme der erfühlten Betroffenheit (−5). Im gleichen Zeitraum hat die Wahr-
nehmung von schwacher oder fehlender Betroffenheit zugenommen und ist 

Trend Betroffenheit von der Verarmung der Biodiversität
"Haben Sie das Gefühl, dass Sie persönlich von einer Verarmung der Biodiversität stark betroffen, eher 
betroffen, eher nicht betroffen oder gar nicht betroffen sind?"

© gfs.bern, Biodiversität 2013, September 2013 (N = jeweils ca. 1'000)
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Abb. 35. Einschätzung zur Betroffenheit von der Ver-
armung der Biodiversität in der Schweiz 2009, 2010, 
2013, % der EinwohnerInnen (aus Bieri et al. 2013). 
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Abb. 36 Wahrnehmung einer heutigen direkten Betrof-
fenheit durch den Verlust an Biodiversität 2013 in A, 
CH, D, F, I, % der EinwohnerInnen (TNS Political & So-
cial 2013, Bieri et al. 2013).

Folgen der Verarmung der Biodiver-
sität

In der gfs.bern-Studie wurde nicht nur nach einer all-
gemeinen Betroffenheit gefragt, sondern auch nach 
Aussagen über konkrete Folgen einer verarmten Biodi-
versität (Abb. 37). Die Zustimmung war mit 58 Prozent 
(Verlust an Lebensqualität), 54% (Auswirkungen auf die 
Gesundheit) beziehungsweise 44% der Antwortenden  
(Risiko, von Naturgefahren betroffen zu sein) generell 
höher, als bei der Frage nach einer unspezifischen Betrof-
fenheit. Nur negative wirtschaftliche Folgen wurden mit 
29% von einem geringeren Prozentsatz der Teilnehmen-
den konstatiert. 

In den Nachbarländern wurden die einzelnen Folgen 
nicht separat erhoben. 

Abb. 37. Betroffenheit von Einzelaspekten des Biodi-
versitätsverlustes 2009, 2010, 2013, in Prozent der Ein-
wohnerinnen und Einwohner der Schweiz (aus Bieri et 
al. 2013).
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In der Wahrnehmung von Einzelaspekten rund um die eigene Betroffenheit 
findet sich ein mehrheitlicher und angewachsener Bezug zum Verlust an Le-
bensqualität (58% sehr oder eher einverstanden, +5). Bei Auswirkungen auf die 
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Herausforderungen für die Bio-
diversität

Von acht verschiedenen Herausforderungen, die für die 
Biodiversität ein Problem darstellen, wurden in der ak-
tuellsten Studie des gfs.bern alle von einer Mehrheit der 
Befragten als ein sehr oder eher grosses Problem einge-
stuft (Abb. 38). Am häufigsten traf dies für den Einsatz 
von Pestiziden (72% sehr oder eher grosses Problem) 
und den Klimawandel zu (70%). Danach folgten nega-
tive Auswirkungen des Freizeitverhaltens (65%) und in-
vasive Arten (63%). Schliesslich war auch eine Mehrheit 
der Befragten der Ansicht, dass der Natur zu wenig Platz 
gelassen wird (57%) und dass die landwirtschaftliche 
Nutzung für die Biodiversität problematisch ist (55%). 
Das Fehlen zusammenhängender Lebensräume (53%) 
und neue Technologien wie die Gentechnik oder die Na-
notechnologie (52%) wurden von einer knappen Mehr-
heit der Bevölkerung als Problem für die Biodiversität 
gesehen. 
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entwickelt. Weiterhin minderheitlich vermutet werden ein erhöhtes Risiko für 
Naturkatastrophen (44%, +2) und wirtschaftliche Folgen (29%, ±0). 

Wer mehr Informationen über die Biodiversität erhalten möchte, stimmt allen 
vier Aussagen stärker zu: Vor allem ein Verlust an Lebensqualität (71%) und 
Auswirkungen auf die eigene Gesundheit (64%) werden in dieser Gruppe be-
fürchtet, überdurchschnittlich auch das Risiko von Naturkatastrophen betroffen 
zu sein (50%) oder wirtschaftliche Folgen zu erleiden (36%). 

Personen mittleren Alters befürchten überdurchschnittlich negative Folgen für 
ihre Gesundheit (59%), für die Wirtschaft (33%) und Naturkatastrophen (48%). 
Mitglieder von Naturschutzorganisationen weisen bei den Folgen für Lebens-
qualität (66%), Gesundheit (63%) und Wirtschaft (34%) eine stärkere Betrof-
fenheit auf als Nicht-Mitglieder. Frauen befürchten überdurchschnittlich negati-
ve Auswirkungen auf ihre Gesundheit (61%), aber auch die potenzielle Betrof-
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In den Nachbarländern wurden von den in der Schweiz 
erhobenen Herausforderungen nur deren drei unter-
sucht: 

– 	 Klimawandel: Deutschland 88%, Frankreich 91%, 
Italien 96%, Österreich 89% (Schweiz 70%).

– 	 Landwirtschaftliche Nutzung (allerdings in den Nach-
barländern zusammen mit Abholzung und Überfi-
schung): Deutschland 95%, Frankreich 95%, Italien 
95%, Österreich 96% (Schweiz: 55%).

– 	 Gebietsfremde Arten: Deutschland 79%, Frankreich 
80%, Italien 79%, Österreich 83% (Schweiz: 63%).

Abb. 38. Einschätzung, inwieweit verschiedene Herausforderungen für die Biodiversität ein Problem darstellen, 
2013, % der EinwohnerInnen (aus Bieri et al. 2013).
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Gründe für die Erhaltung der 
Biodiversität

Verschiedene Gründe für die Erhaltung der Biodiversi-
tät wurden gemäss der Untersuchung des gfs.bern von 
grossen Mehrheiten der Schweizer Bevölkerung als sehr 
oder eher zutreffend erachtet (Abb. 40). Insbesondere 
das Offenhalten aller Möglichkeiten zugunsten zukünf-
tiger Generationen (97%), die Verbundenheit mit der 
Natur (96%), die Schönheit der Natur (95%) und die 
moralische Pflicht gegenüber der Natur (93%) waren für 
einen grossen Teil der Bevölkerung starke Argumente für 
die Erhaltung der Biodiversität. Leicht weniger verbreitet 
waren die Zustimmung zu wirtschaftlichen (85%) und zu 
existenziellen Gründen «weil wir als Menschen ohne Bio-
diversität nicht existieren können» (83%).
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welt, des Zustands der Natur in Siedlungsgebieten, aber auch von Mooren, 
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geführt. 

Die Schweizer EinwohnerInnen verknüpfen eine Reihe von Herausforderungen 
mit der Biodiversität: Dabei werden alle ausgetesteten Herausforderungen 
mehrheitlich als sehr oder eher grosses Problem für die Biodiversität einge-
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3.3 Problemlösung 

Die Notwendigkeit des Erhalts der Biodiversität ist auf hohem Niveau unbestrit-
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"Und jetzt lese ich Ihnen einige mögliche Gründe vor, die für die Erhaltung der Biodiversität sprechen können. 
Sagen Sie mir bitte wieder jeweils, ob diese Gründe Ihrer Meinung nach sehr zutreffen, eher zutreffen, eher 
nicht zutreffen oder gar nicht zutreffen. Die Erhaltung der Biodiversität ist wichtig …"
für zukünftige Generationen "… weil wir zukünftigen Generationen alle Möglichkeiten offen halten sollten."
Verbundenheit mit der Natur "… weil ich mich als Mensch mit der Natur verbunden fühle."
Schönheit der Natur "… weil die Biodiversität die Schönheit der Natur ausmacht."
moralische Pflicht "… weil das eine moralische Pflicht gegenüber der Natur ist."
wirtschaftliche Gründe "… aus wirtschaftlichen Gründen, weil sie unter anderem eine Grundlage für die 

Nahrungsmittelproduktion ist."
keine menschliche Existenz ohne Biodiversität "… weil wir als Menschen ohne Biodiversität nicht existieren können."

in % EinwohnerInnen, Anteil sehr und eher zutreffend
Abb.40. Gründe für die Erhaltung der Biodiversität in der Schweiz 2009, 2010, 2013. % der EinwohnerInnen (aus 
Bieri et al. 2013).

 
In den Nachbarländern wurde auch ein Teil der Gründe 
für die Erhaltung der Biodiversität erfragt (immer Zustim-
mung und eher Zustimmung): 

–	 Moralische Pflicht: Deutschland 96%, Frankreich 
96%, Italien 99%, Österreich 83% (Schweiz: 93%)

– 	 Wirtschaftliche Gründe: Deutschland 62%, Frank-
reich 67%, Italien 81%, Österreich 71% (Schweiz: 
85%) 

Abb. 39. Die Herausforderungen für den Schutz und die Förderung der Biodiversität in der Schweiz sind vielfältig. 
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Massnahmen für die Biodiversität 

Alle sieben Massnahmen, die den Teilnehmerinnen und 
Teilnehmern der gfs.bern-Befragung als mögliche Be-
standteile eines Aktionsplans Biodiversität unterbreitet 
wurden, ernteten grossmehrheitliche Zustimmung (Abb. 
41). Am höchsten war der Anteil jener, die sich voll oder 
eher einverstanden erklären, mit der Forderung, dass die 
Landwirtschaft mehr Rücksicht auf die Biodiversität neh-
men solle (91%). Nur minim tiefer war der Prozentsatz 
Zustimmender, wenn es darum geht, dass die Planung 
von Anlagen zur Produktion erneuerbarer Energien auf 
Naturgebiete Rücksicht nimmt (88%) und dass das An-
gebot biodiversitätsfreundlicher Produkte verbessert 
wird (87%). Schliesslich stiessen auch die Forderung 
nach biodiversitätsreichen Siedlungsräumen mit Lebens-
raum für möglichst viele Tiere und Pflanzen (85%), Ar-
tenförderungsprogramme für gefährdete Arten (84%), 
das Korrigieren biodiversitätsschädlicher Subventionen 
(82%) und das Bezeichnen ausreichender Flächen, in de-
nen die Biodiversität vor allen anderen Nutzungen Vor-
rang hat (79%), bei einer Mehrheit der Bevölkerung auf 
Zustimmung. 
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In Bezug auf politische Forderungen zeigt sich eine breite Zustimmung zu allen 
abgefragten Massnahmen, während die Kritik bei allen Massnahmen nur in 
Form einer klaren Minderheit stattfindet. Eine eindeutig gegenüber den ande-
ren favorisierte Massnahme schält sich jedoch nicht heraus.  
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"Wie ist das bei Ihnen, für wie wichtig halten Sie es, dass man sich persönlich für den Erhalt der Biodiversität/ der 
Natur engagiert? Bitte antworten Sie mir auf einer Skala von 0 bis 10. 0 bedeutet dabei, dass Sie ein persönliches 
Engagement zum Erhalt der Biodiversität/der Natur für völlig unwichtig halten. 10 bedeutet, dass Sie ein 
persönliches Engagement zum Erhalt der Biodiversität/der Natur für ausgesprochen wichtig halten. Mit den 
Werten dazwischen können Sie Ihre Einschätzung abstufen."
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Mögliche Massnahmen (1)
"Der Bundesrat erarbeitet aktuell einen Aktionsplan Biodiversität mit konkreten Massnahmen. In der Folge lese 
ich Ihnen einige mögliche Massnahmen vor, und Sie sagen mir bitte jeweils, ob Sie mit einer solchen 
Massnahme voll einverstanden, eher einverstanden, eher nicht einverstanden oder überhaupt nicht 
einverstanden sind."
Rücksicht durch Landwirtschaft "Die Landwirtschaft soll mehr Rücksicht auf die Biodiversität nehmen."
Rücksicht bei Planung von Kraftwerken "Die Planung von Anlagen zur Produktion von erneuerbaren Energien soll auf die 

Naturgebiete Rücksicht nehmen."
Produkteangebot verbessern "Das Angebot an biodiversitätsfreundlichen Produkten soll verbessert werden."
Biodiversitätsflächen in Siedlungen "In der Siedlung sollen Pärke, Gärten, Balkone und die Umgebung von Gebäuden aller Art 

Lebensraum bieten für möglichst viele Pflanzen und Tiere."

in % EinwohnerInnen
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Am meisten Zustimmung geniesst die Aussage, dass die Landwirtschaft mehr 
Rücksicht auf die Biodiversität nehmen soll. Fast flächendeckende 91 Prozent 
sind damit sehr oder eher einverstanden. Leicht weniger sind der Meinung, 
dass bei der Planung von Anlagen zur Produktion erneuerbarer Energien auf 
Naturgebiete Rücksicht genommen (88%) und dass das Produktangebot bio-
diversitätsfreundlicher ausgestaltet werden soll (87%). Letztgenannte Mass-
nahme wurde mit demselben Wortlaut, aber leicht verändertem Einleitungstext 
bereits 2010 befragt, wo sie mit 86 Prozent praktisch gleich viel Zustimmung 
erhielt. 85 Prozent sind sehr oder eher damit einverstanden, dass auch in Sied-
lungsgebieten Lebensraum für möglichst viele Pflanzen und Tiere vorhanden 
sein soll. 

Massgeschneiderte Förderprogramme für gefährdete Arten sind für 84 Prozent 
eine valable Massnahme. 82 Prozent wünschen, dass biodiversitätsschädliche 
Subventionen korrigiert werden. 2010 stimmten 78 Prozent der ähnlichen For-
derung zu, dass Subventionen stärker auf den Erhalt der Biodiversität ausge-
reichtet sein sollen.  

Am wenigsten Zustimmung erhält der Vorschlag, ausreichend Flächen zu be-
zeichnen, wo der Biodiversität Vorrang vor anderen Nutzungen zugestanden 
wird. Die Mehrheitsverhältnisse sind mit 79 Prozent Zustimmung gegen  
17 Prozent Ablehnung jedoch deutlich zugunsten der Massnahme. 2010 war 
die Zustimmung zur ähnlich gelagerten Aussage, dass es mehr Flächen zur 
Förderung der Biodiversität, mit 74 Prozent etwas tiefer. 

Grafik 23 

 

Naturschutzorganisationsmitglieder votieren in fast allen Bereichen stärker zu-
gunsten der Biodiversität: Insbesondere bei der Rücksichtnahme durch die 
Landwirtschaft (96%), den massgeschneiderten Förderprogrammen und den 
Anpassungen der Subventionen (je 89%) unterstützen sie überdurchschnittlich 
die Massnahmen. Bezüglich Rücksichtnahme bei der Planung von Kraftwerken 
ist der Unterschied zu den Nicht-Mitgliedern nicht signifikant. Frauen befürwor-
ten die Massnahmen überdurchschnittlich, was vor allem bei den Förderpro-
grammen (87%), Anpassungen der Subventionen (84%) und Flächen mit Priori-
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Mögliche Massnahmen (2)
"Der Bundesrat erarbeitet aktuell einen Aktionsplan Biodiversität mit konkreten Massnahmen. In der Folge lese 
ich Ihnen einige mögliche Massnahmen vor, und Sie sagen mir bitte jeweils, ob Sie mit einer solchen 
Massnahme voll einverstanden, eher einverstanden, eher nicht einverstanden oder überhaupt nicht 
einverstanden sind."
Förderprogramme für gefährdete Arten "Besonders gefährdete Tier- und Pflanzenarten sollen mit massgeschneiderten 

Förderprogrammen unterstützt werden."
biodiversitätsschädliche Subventionen korrigieren "Subventionen, die der Biodiversität schaden, sollen korrigiert werden."
Flächen mit Priorität Biodiversität "Es sollen ausreichend Flächen bezeichnet werden, wo die Erhaltung und Förderung der 

Biodiversität vor allen anderen Nutzungen Priorität hat."

in % EinwohnerInnen
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Am wenigsten Zustimmung erhält der Vorschlag, ausreichend Flächen zu be-
zeichnen, wo der Biodiversität Vorrang vor anderen Nutzungen zugestanden 
wird. Die Mehrheitsverhältnisse sind mit 79 Prozent Zustimmung gegen  
17 Prozent Ablehnung jedoch deutlich zugunsten der Massnahme. 2010 war 
die Zustimmung zur ähnlich gelagerten Aussage, dass es mehr Flächen zur 
Förderung der Biodiversität, mit 74 Prozent etwas tiefer. 
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Abb. 41. Einverständnis mit verschiedenen Massnahmen im Hinblick auf den Aktionsplan Biodiversität 2013. 
% der EinwohnerInnen (aus Bieri et al. 2013).

In den Nachbarländern wurde gefragt, was die EU für die 
Biodiversität machen solle. Abb. 42 zeigt die Ergebnisse 
für die ganze EU. Die Unterstützung der Massnahmen ist 
noch etwas deutlicher als in der Schweiz. 

Zwei Massnahmen, die in der EU erfragt wurden, sind 
vergleichbar mit Fragen in der Schweiz: 

– 	 Erreichen, dass die Beiträge an Sektoren wie Landwirt-
schaft oder Fischerei die Biodiversität berücksichtigen: 
Deutschland 85%, Frankreich 75%, Italien 91%, Ös-
terreich 89%. (Vergleich Schweiz (Landwirtschaft): 
91%). 

– 	 Vergrösserung der Gebiete, in welchen die Natur ge-
schützt ist: Deutschland 86%, Frankreich 94%, Italien 
96%, Österreich 88% (Vergleich Schweiz: 79%). 

Abb. 42. Einverständnis mit verschiedenen Massnah-
men für die Biodiversität in der EU28 2013. % der 
EinwohnerInnen EU28 (TNS Political & Social 2013).
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5.2. The measures the EU should take to protect biodiversity 

Europeans were asked whether they agreed or disagreed that the EU should take various 
measures to protect against biodiversity loss.16 Nearly three quarters of them totally 
agree that the EU should better inform citizens about the importance of biodiversity 
(72%). Two thirds of them totally agree that the EU should increase the areas where 
nature is protected in Europe (65%). Six in ten Europeans totally agree that the EU 
should make sure that subsidies to sectors like agriculture and fisheries also take account 
of biodiversity (63%), that the EU should promote research on the impact of biodiversity 
loss (59%), or that the EU should allocate more financial resources to nature protection 
in Europe (59%). More than half of Europeans (54%) totally agree that the EU should 
create financial rewards for farmers or fishermen for nature conservation. 

 

                                                            
16  Q8 In order to protect biodiversity please tell me if you agree or disagree that the EU should take each of 

the following measures… Q8.1 Increase the areas where nature is protected in Europe; Q8.2 Create financial 
rewards (e.g. for farmers or fishermen) for nature conservation; Q8.3 Make sure that subsidies to sectors 
like agriculture or fisheries also take account of biodiversity; Q8.4 Allocate more financial resources to 
nature protection in Europe; Q8.5 Promote research on the impact of biodiversity loss; Q8.6 Better inform 
citizens about the importance of biodiversity.        
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Eigener Beitrag zur Biodiversität

Neben diesen Massnahmen, die eine Änderung staatli-
cher oder unternehmerischer Rahmenbedingungen er-
fordern, wurde in der Studie des gfs.bern auch gefragt, 
in welchem Bereich der oder die Einzelne auf einen scho-
nenden Umgang mit der Biodiversität achtet (Abb. 44). 
Am stärksten war dies bei der Gartenarbeit und bei Frei-
zeitaktivitäten der Fall (Mittelwert von jeweils 7,2 auf ei-
ner Skala von 0 bis 10). Etwas weniger stark geben die 
Befragten an, beim Einkaufen auf die Biodiversität zu 
achten (Mittelwert 6,8). Nochmals etwas geringer sind 
das politische Engagement (Mittelwert 5,8) und die Be-
reitschaft, sich als Mitglied oder Spender von Umweltor-
ganisationen für die Biodiversität einzusetzen.

In den Nachbarländern sind drei Beiträge vergleichbar 
(% statt Skala): 

– 	 Natur respektieren, z.B. ... keine Störung von Wildtie-
ren: Deutschland 98%, Frankreich 98%, Italien 96%, 
Österreich 99%. 

– 	 Ökologische Produkte kaufen: Deutschland 85%, 
Frankreich 79%, Italien 74%, Österreich 88%.

–	 Mitglied einer Naturschutzorganisation: Deutschland 
18%, Frankreich 11%, Italien 8%, Österreich 23%.
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tät Biodiversität (83%) zutage tritt. Auch die politische Ausrichtung spielt eine 
Rolle: Rechts der Mitte erhalten die Massnahmen weniger Zustimmung – 
Rücksichtnahme durch die Landwirtschaft 86%), biodiversitätsfreundliche Pro-
dukte (83%), Förderprogramme (78%), Anpassung an den Subventionen (77%), 
Biodiversitätsflächen (74%) –, ohne dass die ablehnende Haltung annähernd 
eine Mehrheit erreicht. 

Die älteren Befragten wünschen zwar stärker Lebensräume für Pflanzen und 
Tiere in Siedlungen (91%), dafür sind sie etwas seltener damit einverstanden, 
dass die Landwirtschaft Rücksicht nehmen soll (86%). Dass Subventionen, 
welche der Biodiversität schaden, korrigiert werden sollen, wird von Befragten 
mittleren Alters (40 bis 64 Jahre) überdurchschnittlich gewünscht (86%). 

Sprachregional werden Artenschutz-Förderprogramme im Tessin flächende-
ckend (100%) gefordert. Auch sind sie überdurchschnittlich mit Anpassungen 
der Subventionen (96%) und Flächen mit Priorität für die Biodiversität einver-
standen (86%). Letztgenannter Forderung vertritt man in ländlichen Gegenden 
weniger vehement (75%), ebenso ist man etwas weniger damit einverstanden, 
dass beim Bau von Kraftwerken besonders auf Biodiversität geachtet werden 
soll (85%). 

Grafik 24 

 

Die einzelne Person engagiert sich am liebsten bei Gartenarbeiten (Mittelwert 
7.2 auf einer Skala von 0 bis 10) und Freizeitaktivitäten (7.2) zugunsten der Bio-
diversität. Etwas weniger wichtig wird die Beachtung der Biodiversität beim 
Einkaufen eingestuft (6.8). Schwächer will man sich durch politisches Engage-
ment (5.8) und noch weniger durch Mitgliedschaften oder Spenden an entspre-
chende Organisationen (4.8) für die Biodiversität einsetzen. 

Auch hier engagieren sich Mitglieder von Naturschutzorganisationen über-
durchschnittlich zugunsten der Biodiversität: Dementsprechend gewichten sie 
die Mitgliedschaft und Spenden an Umweltorganisationen (7.4) und politisches 
Engagement (6.8) deutlich höher als der durchschnittliche Befragte. Aber auch 
in der Freizeit, bei der Gartenarbeit (je 7.6) und beim Einkaufen (7.5) votieren 
sie für eine stärkere Beachtung der Biodiversität. 
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Eigener Beitrag zur Biodiversität
"Jede und jeder kann selber zur Biodiversität beitragen. In welchem Masse achten Sie sich bei den folgenden 
Aktivitäten auf einen schonenden Umgang mit Biodiversität? Sagen Sie mir das bitte anhand einer Skala von 0 
bis 10. 0 bedeutet, dass sie sich gar nicht achten, 10 bedeutet dass sie sich sehr stark achten."

in % EinwohnerInnen

© gfs.bern, Biodiversität 2013, September 2013 (N = 1005)
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Abb. 44. Eigener Beitrag zu Schutz und Förderung der Biodiversität 2013. Mittelwert der EinwohnerInnen auf einer 
Skala von 0 bis 10 (aus Bieri et al. 2013).
.

Abb. 43. Coop und Migros bieten Biodiversitäts-
produkte an. 
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Wichtigkeit des Engagements für den 
Erhalt der Biodiversität/der Natur 

Ohne auf spezifische Beiträge einzugehen, liegt die Be-
reitschaft, sich persönlich für den Erhalt der Natur res-
pektive der Biodiversität einzusetzen in der Studie des 
gfs.bern im Durchschnitt bei 7,5 (Mittelwert auf einer 
Skala von 0 bis 10). Gegenüber 2010 hat der Wert von 
7,8 leicht aber statistisch signifikant abgenommen. 

Wurde die eine Hälfte der Umfrageteilnehmenden nach 
der Wichtigkeit eines Engagements zur Erhaltung der 
«Biodiversität» gefragt und der anderen Hälfte die glei-
che Frage mit dem Stichwort «Natur» gestellt, resultierte 
in beiden Untersuchungsjahren ein um 3 Prozentpunkte 
höherer Wert bei «Natur». Angesichts der relativ kur-
zen Zeitspanne, seitdem der Begriff Biodiversität in der 
Schweiz zum vertrauten Vokabular zählt, erstaunt dieser 
geringe Unterschied. 

Fazit für die Biodiversitätspolitik des Bundes

Biodiversität ist für die Mehrheit der Schweizer Bevölkerung innert weniger Jahre zu einem Thema geworden, das 
wahrgenommen wird und das in der einen oder anderen Form Betroffenheit auslöst. Im Vordergrund stehen dabei 
die Lebensqualität und die Gesundheit. Der Verlust der Biodiversität wird grossmehrheitlich als gefährlich beurteilt 
und der persönliche Einsatz für die Erhaltung der Biodiversität wird von einer Mehrheit als wichtig eingeschätzt. 
Vorschläge für Massnahmen zum Schutz der Biodiversität in unterschiedlichen Bereichen wie Landwirtschaft, 
Energie, Konsum etc. finden bei 80 bis 90% der Bevölkerung eine klare Unterstützung. 

Gleichzeitig wird der Zustand der Biodiversität von einer Mehrheit der Bevölkerung als unrealistisch positiv einge-
schätzt, und eine generelle Betroffenheit von Biodiversitätsverlusten wird zum heutigen Zeitpunkt nur von einer 
Minderheit festgestellt. Wichtige Ursachen für den aktuell schlechten Zustand der Biodiversität wie beispielsweise 
der fehlende Raum oder die Zerschneidung der Lebensräume werden von relativ knappen Mehrheiten als solche 
erkannt. 

Generell kann davon ausgegangen werden, dass ein verstärktes Engagement zur Erhaltung und Förderung der 
Biodiversität bei einer Mehrheit der Schweizer Bevölkerung auf positives Echo stösst. Das Thema wird als relevant 
wahrgenommen und das Ergreifen von Massnahmen als gerechtfertigt. Diese Haltung scheint weniger durch die 
Wahrnehmung eines unbefriedigenden Zustands gestützt zu sein, als vielmehr durch den hohen Wert, den man 
der Biodiversität in wichtigen Lebensbereichen beimisst. Die Zustimmung von 93% bis 97% der Befragten zu mo-
ralischen, ethischen und ästhetischen Begründungen für die Erhaltung der Biodiversität unterstreicht den hohen 
Stellenwert der biologischen Vielfalt als etwas Schützenswertes. In diesem Aspekt ähnelt das Thema Biodiversität 
stark der Situation beim Thema Landschaft. 

In den europäischen Untersuchungen wurde nach dem 
generellen persönlichen Einsatz für die Biodiversität ge-
fragt. Als Antwortmöglichkeiten standen die Optionen 
zur Auswahl, dass man sich bereits für die Biodiversität 
einsetze, dass man noch mehr tun möchte oder dass man 
nichts tue. Der Anteil der Antwortenden, die angaben, 
sich bereits zu engagieren oder dies künftig stärker tun zu 
wollen, betrug in Deutschland 63%, in Frankreich 80%, 
in Italien 64% und in Österreich 70%. 
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Figure 1.1: The Global Risks Landscape 2014 

Source: Global Risks Perception Survey 2013-2014.
Note: Survey respondents were asked to assess the likelihood and impact of the individual risks on a scale of 1 to 7, 1 representing a risk that is not likely to happen or have 
impact, and 7 a risk very likely to occur and with massive and devastating impacts. See Appendix B for more details. To ensure legibility, the names of the global risks are 
abbreviated. Please see Appendix A for the full name and description.
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Federführend für die Untersuchung sind die Swiss Re, die 
Zurich Versicherungen, die Universitäten Oxford, Penn-
sylvania und Singapore sowie Marsh & McLennan Com-
panies. 

Der Verlust der Biodiversität und der Zerfall von Öko-
systemen rangierten unter den gut dreissig grössten 
weltweiten Risiken für die Wirtschaft und nimmt unter 
diesen gar Platz zehn ein. Sowohl in Bezug auf die Wahr-
scheinlichkeit des Eintreffens, als auch in Bezug auf die 
Grösse der Auswirkungen liegt der Verlust der Biodiver-
sität deutlich über dem Mittel (rechtes oberes Feld in der 
Abbildung 45).  

Der Biodiversitätsverlust steht damit deutlich vor Gefah-
ren wie Terrorattacken, Zusammenbrüchen von Staaten 
oder dem Ölpreisschock. Die Wirtschaftsführerinnen und 
-führer kommen zum Schluss, dass der Biodiversitätsver-
lust besonders gefährlich ist, weil er schleichend und oft 
unbemerkt vor sich geht und vor allem weil er nicht um-
kehrbar ist. Ausgestorbene Arten sind unwiederbringlich 
verloren.  

x-Achse

y-Achse

Risiko des Biodiversitätsverlustes für 
die Wirtschaft wird immer deutlicher

Der Biodiversitätsverlust rangiert seit Jahren unter den 
grössten Risiken für die Wirtschaft, doch lag er zu Beginn 
noch im Feld links unten, wurde also als grosses Risiko 
erkannt, aber nicht als eines, das mit hoher Wahrschei-
lichkeit eintrifft und das einen grossen Einfluss auf die 
Wirtschaft hat. 

Die Veränderung der Risikoeinschätzung ist wohl auf ein 
zunehmendes Bewusstsein für die Bedeutung des Bio-
diversitätsverlusts zurückzuführen; das Risiko wurde bis 
vor kurzem nicht richtig eingeschätzt. Die ganze Dimen-
sion des Verlustes an Arten, aber auch an genetischer 
Vielfalt und an Ökosystemleistungen wird erst seit ein 
paar Jahren in seiner vollen Tragweite erkannt. 

Thema 
Biodiversitätsverlust als Risiko für die Wirtschaft auf der ganzen Welt

Jährlich veröffentlicht das Weltwirtschaftsforum WEF im Hinblick auf seine Jahrestagung vom Januar in Davos eine Beurteilung der 
weltweit grössten Risiken für die Wirtschaft. Der Verlust der Biodiversität wird dabei von über 700 Wirtschaftsführerinnen und -
führern und weiteren Expertinnen und Experten weltweit als eines von 31 Risiken für die Wirtschaft eingeschätzt. 

Abb. 45. Die 31 weltweit 
grössten Risiken für die 
Wirtschaft, analysiert 
nach der Wahrschein-
lichkeit ihres Eintreffens 
(x-Achse) und dem Aus-
mass ihrer Auswirkungen 
(y-Achse). 
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Figure 1.3: The Global Risks Landscape 2014 - Age

Source: Global Risks Perception Survey 2013-2014.
Note: To ensure legibility, the names of the global risks are abbreviated. Please see Appendix A for the full name and description.

Older respondents (30 or over)

Younger respondents (under 30)

ecosystem, and the occurrence of natural catastrophes as 
considerably more likely and impactful than those over 30 
years of age. Furthermore, while both age groups agree on 
the likelihood of environmental risks, younger respondents 
consider risks such as water crises, man-made natural 
catastrophes, the loss of biodiversity and extreme weather 
events more impactful if they were to occur. As with gender 
differences, similar findings emerge from broader literature 
about links between age and concern for the environment.11  

Younger respondents were also more concerned than their 
older counterparts about the impact of the failure of a major 
financial institution, unemployment and political and social 
instability, which fits with the mindset of the “Generation 
Lost”, explored in Part 2.3.

Abb. 46. Die 31 weltweit gröss-
ten Risiken für die Wirtschaft 
analysiert nach der Wahrschein-
lichkeit ihres Eintreffens (x-
Achse) und dem Ausmass ihrer 
Auswirkungen, aufgeschlüsselt 
nach dem Alter der Befragten 
(orange unter 30 Jahre; violet: 
über 30 Jahre). 

y-Achse

x-Achse

Biodiversitätsverlust ist für jüngere 
Wirtschaftsführerinnen und Experten 
ein besonders grosses Risiko

Die befragten Wirtschaftsführerinnen und -führer sowie 
andere Expertinnen und Experten unter 30 Jahren er-
achten den Biodiversitätsverlust als deutlich gravierender 
und problematischer als die älteren.   

Bei den Jüngeren rangiert der Biodiversitätsverlust un-
ter den 6 grössten Problemen für die Wirtschaft. Dies 
zusammen mit der Wasserkrise, der Steuerkrise, der Ar-
beitslosigkeit, den extremen Wetterverhältnissen und 
dem Klimawandel (Abb. 46). In ähnlicher Weise beur-
teilen die Frauen das Risiko des Biodiversitätsverlustes als 
besonders gravierend.  

Damit wird der Biodiversitätsverlust von Wirtschaftsfüh-
rerinnen und -führern sowie anderen Expertinnen und 

Experten als gravierendes Risiko erkannt, ähnlich wie 
jenes des Klimawandels. Diese Ergebnisse stimmen in-
teressanterweise weitgehend mit der Einschätzung der 
gesamten Bevölkerung in der Schweiz überein, wo der 
Verlust der Biodiversität in der Umfrage des Bundesamtes 
für Statistik 2011 bezogen auf die Gefährlichkeit dem Kli-
mawandel gleichauf liegt (Abb. 33 auf Seite 37). 

Diese Risikoeinschätzung geht wohl auch mit der Ein-
schätzung des finanziellen Risikos einher. Die Studie zu 
den Kosten des Nicht-Handelns für die Biodiversität (Braat 
et al. 2008) ergab, dass für 2050 diese Kosten weltweit 
auf 7% des Bruttoinlandprodukts (BIP) geschätzt werden 
müssen, für Europa immerhin auf 4% des BIP oder 1110 
Milliarden Euro. 
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In den Nachbarländern Deutschland, Frankreich, Italien und Österreich liegen Strategien und 
Aktionspläne zum Schutz und zur Förderung der Biodiversität zum Teil bereits seit einigen 
Jahren vor. Frankreich wählte den gleichen Weg wie die Schweiz und entwickelte seine 10 
Aktionspläne erst nach der Erstellung der Biodiversitätsstrategie. Die übrigen Länder erar-
beiteten Strategie und Aktionsplan in einem Schritt. In Österreich datiert die erste Biodi-
versitätsstrategie von 1998, sie wurde 2005 ein erstes Mal überarbeitet und liegt aktuell 
als dritte, weiterentwickelte Version vor. Frankreich folgte 2004 (weiterentwickelt 2011), 
Deutschland 2007 und Italien 2011. Im Folgenden werden diese Biodiversitätsstrategien und 
ihre Aktionspläne beschrieben, mit einem Schwerpunkt bei Aufbau und Massnahmen.  

Die Ausarbeitung von nationalen Biodiversitätsstrategi-
en und Aktionsplänen ist eine der wenigen, bindenden 
Verpflichtungen der Biodiversitätskonvention (CBD,  
Art. 6, SR 0.451.43). Bis heute (Frühjahr 2015) sind be-
reits 184 der insgesamt 194 Vertragsparteien der CBD 
(95%) dieser Verpflichtung nachgekommen. 

Schon kurz nach Inkrafttreten der Biodiversitätskonven-
tion im Jahr 1993 starteten einzelne Länder und die EU 
mit der Erarbeitung ihrer Biodiversitätsstrategien bezie-
hungsweise ihrer Aktionspläne. Dies auch im Hinblick auf 
das globale Biodiversitätsziel 2010, welches eine signifi-
kante Reduktion des Verlusts der biologischen Vielfalt bis 
zum Jahr 2010 als Leitziel festlegte. Im Oktober 2010 
stellten die Vertragsstaaten der Biodiversitätskonvention 
fest, dass dieses Ziel von keinem einzigen unter ihnen 
erreicht worden war. Daraufhin verabschiedeten sie ei-

Abb. 47. Die deutsche Bundeskanzlerin Angela Merkel eröffnete das Internationale Jahr der Biodiversität 2010 in Berlin (Bild 
Bundesregierung). 

nen überarbeiteten Strategischen Plan (2011-2020) mit 
dem Ziel, den Verlust der biologischen Vielfalt bis 2020 
zu stoppen.

Deutschland integrierte den Strategischen Plan (2011-
2020) in die Umsetzung ihrer 2007 beschlossenen Stra-
tegie. Frankreich revidierte seine Strategie von 2004 in 
kürzester Zeit, behielt die bestehenden Aktionspläne aber 
bei, da sie ohnehin regelmässig nachgeführt werden. Ita-
lien veröffentlichte seine erste Strategie – wie auch die 
Schweiz – erst nach 2010 unter Berücksichtigung des 
Strategischen Plans. Österreich hat seine Biodiversitäts-
strategie im Lichte des überarbeiteten Strategischen 
Plans (2011-2020) weiterentwickelt und im Herbst 2014 
publiziert.

Die Biodiversitätsstrategien der Nachbarländer der 
Schweiz lassen sich wie folgt charakterisieren:

Vergleich der Schweizer Biodiversitäts-
politik mit jener der Nachbarländer 4
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Biodiversitätsstrategie 

Deutschland

Deutschland hat seine Biodiversitätsstrategie in einem 
partizipativen Prozess erarbeitet und 2007 unter Bundes-
kanzlerin Angela Merkel beschlossen. Die Strategie, mit 
einem Zeithorizont bis zum Jahr 2020, hat zum Ziel, den 
Rückgang der biologischen Vielfalt bis 2020 aufzuhalten; 
danach soll eine positive Trendentwicklung stattfinden. 
Zu diesem Zweck definiert die Strategie rund 330 Ziele, 
welche durch rund 430, in Aktionsfeldern gegliederte, 
Massnahmen spezifiziert werden. Die Umsetzung erfolgt 
in einem Dialogprozess aller Akteure (EU/Bund, Länder, 
Kommunen, NGOs, Verbände, Privatwirtschaft etc.), z.B. 
anlässlich regelmässig stattfindender Länderforen oder 
der jährlich stattfindenden grossen Nationalen Foren. 

Die 180 Seiten umfassende «Nationale Strategie zur bio-
logischen Vielfalt (NBS)» enthält Visionen und konkrete 
Zielsetzungen zu folgenden Themen:

1 Schutz der biologischen Vielfalt

1.1 Biodiversität 
1.1.1 Biodiversität insgesamt
1.1.2 Artenvielfalt
1.1.3 Vielfalt der Lebensräume
1.1.4 Genetische Vielfalt von wildlebenden und domestizier-
         ten Arten

1.2 Lebensräume 
1.2.1 Wälder
1.2.2 Küsten und Meere
1.2.3 Seen, Weiher, Teiche und Tümpel
1.2.4 Flüsse und Auen 
1.2.5 Moore 
1.2.6 Gebirge
1.2.7 Grundwasserökosysteme

1.3 Landschaften
1.3.1 Wildnisgebiete 
1.3.2 Kulturlandschaften 
1.3.3 Urbane Landschaften 

2 Nachhaltige Nutzung der biologischen Vielfalt 

2.1 Naturverträgliches Wirtschaften
2.2 Vorbildfunktion des Staates
2.3 Auswirkungen deutscher Aktivitäten auf die biologische
      Vielfalt weltweit
2.4 Landwirtschaft
2.5 Bodennutzung
2.6 Rohstoffabbau und Energiegewinnung
2.7 Flächeninanspruchnahme für Siedlung und Verkehr 
2.8 Mobilität
2.9 Naturnahe Erholung und Tourismus

3 Umwelteinflüsse auf die biologische Vielfalt 

3.1 Flächendeckende diffuse Stoffeinträge
3.2 Klimawandel

4 Genetische Ressourcen

4.1 Zugang zu genetischen Ressourcen und gerechter 
      Vorteilsausgleich
4.2 Erhaltung und nachhaltige Nutzung genetischer 
      Ressourcen (in situ, ex situ, on farm) 

5 Gesellschaftliches Bewusstsein

Die 430 akteurbezogenen Massnahmen sind ge-
mäss folgenden Aktionsfeldern organisiert: 

– Biotopverbund und Schutzgebietsnetze 
– Artenschutz und genetische Vielfalt 
– Biologische Sicherheit und Vermeidung von 
   Faunen- und Florenverfälschung
– Gewässerschutz und Hochwasservorsorge
– Zugang zu genetischen Ressourcen und gerechter 
   Vorteilsausgleich
– Land- und Forstwirtschaft 
– Jagd und Fischerei
– Rohstoffabbau und Energieerzeugung
– Siedlung und Verkehr 
– Versauerung und Eutrophierung
– Biodiversität und Klimawandel
– Ländlicher Raum und Regionalentwicklung 
– Tourismus und naturnahe Erholung 
– Bildung und Information
– Forschung und Technologietransfer
– Armutsbekämpfung und Entwicklungszusammenarbeit

Die Nationale Strategie zur biologischen Vielfalt wird seit 
2011 durch das Bundesprogramm Biologische Vielfalt (le-
ben.natur.vielfalt) umgesetzt: www.biologischevielfalt.de

Auf Länderebene wurden ebenfalls Biodiversitätsstrate-
gien ausgearbeitet.

www.bfn.de/0304_biodivstrategie-nationale.html
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Biodiversitätsstrategie 

Frankreich

Die erste Biodiversitätsstrategie Frankreichs «Stratégie 
française pour la biodiversité, enjeux, finalités, orien-
tations (2004-2010)» von 2004 orientiert sich an den 
verschiedenen Ökosystemen. Die Strategie definiert auf 
49 Seiten nationale Ziele, welche von den verschiedenen 
Ministerien in sektoriellen Aktionsplänen spezifiziert und 
umgesetzt werden. Die Haupterkenntnis aus der Umset-
zung der ersten Strategie ist, dass eine verbesserte Koor-
dination der Akteure/Gouvernanz ein Schlüsselfaktor für 
eine erfolgreiche Umsetzung der Biodiversitätspolitik ist. 

In Zusammenhang mit der neuen Biodiversitätsstrategie 
der EU und mit dem Strategischen Plan der CBD mit sei-
nen Biodiversitätszielen 2020 wurde die französische Bio-
diversitätsstrategie überarbeitet und 2011 in der neuen 
Version «Stratégie nationale pour la biodiversité 2011-
2020» (SNB) als 61-seitiges Dokument publiziert.

Unter der Bezeichnung «Ambitions» nennt die SNB fol-
gende übergeordnete Ziele: 
–   Préserver et restaurer, renforcer et valoriser la biodi-
     versité
– 	 En assurer l’usage durable et équitable
– 	 Réussir pour cela l’implication de tous et de tous les 

secteurs d’activité.

Die 20 Ziele der SNB werden in 6 «Orientations stra-
tégiques» zusammengefasst: 

A Susciter l’envie d’agir pour la biodiversité
1 Faire émerger, enrichir et partager une culture de la nature
2 Renforcer la mobilisation et les initiatives citoyennes
3 Faire de la biodiversité un enjeu positif pour les décideurs

B Préserver le vivant et sa capacité à évoluer
4 Préserver les espèces et leur diversité
5 Construire une infrastructure écologique incluant un 
   réseau cohérent d’espaces protégés
6 Préserver et restaurer les écosystèmes et leur fonctionnement

C Investir dans un bien commun, le capital écologique
7 Inclure la préservation de la biodiversité dans la décision 
    économique
8 Développer les innovations pour et par la biodiversité
9 Développer et pérenniser les moyens financiers et humains 
   en faveur de la biodiversité
10 Faire de la biodiversité un moteur de développement et 
   de coopération régionale en outre-mer

D Assurer un usage durable et équitable de la 
biodiversité
11 Maîtriser les pressions sur la biodiversité
12 Garantir la durabilité de l’utilisation des ressources 
     biologiques
13 Partager de façon équitable les avantages issus de l’utilisation
     de la biodiversité à toutes les échelles

E Assurer la cohérence des politiques et l’efficacité
   de l’action
14 Garantir la cohérence entre politiques publiques, aux 
     différentes échelles
15 Assurer l’efficacité écologique des politiques et des 
     projets publics et privés

www.developpement-durable.gouv.fr
Ministère de l’Écologie,
du Développement durable, 
des Transports et du Logement
92055 La Défense Cedex
Tél. 01 40 81 21 22
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16 Développer la solidarité nationale et internationale entre 
     les territoires
17 Renforcer la diplomatie environnementale et la gouvernance
     internationale dans le domaine de la biodiversité

F Développer, partager et valoriser les connaissances
18 Développer la recherche, organiser et pérenniser la 
     production, l’analyse, le partage et la diffusion des 
     connaissances
19 Améliorer l’expertise afin de renforcer la capacité à 
     anticiper et à agir, en s’appuyant sur toutes les 
     connaissances
20 Développer et organiser la prise en compte des enjeux 
     de biodiversité dans toutes les formations

Frankreich nennt damit in seiner übergeordneten Bio-
diversitätsstrategie die Instrumente und Abläufe, wäh-
renddem die konkreten Massnahmen weiterhin in den 
Aktionsplänen der einzelnen Ministerien ausgearbeitet 
und umgesetzt werden. Die Aktionspläne werden alle 
paar Jahre nachgeführt. 

Bisher wurden folgende 10 Aktionspläne mit insgesamt 
384 Massnahmen erstellt und dem Sekretariat der 
Biodiversitätskonvention übermittelt (in Klammern An-
zahl Massnahmen, Stand 2009): 

– patrimoine naturel (65)
– agriculture (45)
– international (58)
– urbanisme (13)
– infrastructures de transports terrestres (19)
– mer (73)
– forêt (36)
– outre-mer (44)
– recherche (18)
– tourisme (13) 

Auf subnationaler Ebene haben die meisten Gebietskör-
perschaften – sei dies auf Ebene der Regionen oder der 
Departemente – eine Biodiversitätsstrategie erstellt.

www.developpement-durable.gouv.fr/Presentation-generale-de-la.html
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Biodiversitätsstrategie 

Italien 

Im Herbst 2009 wurde der partizipative Prozess zur Er-
stellung der italienischen Biodiversitätsstrategie gestartet. 
2011 hat die Regierung Italiens Biodiversitätsstrategie für 
die Jahre 2011-2020 erlassen.

Auf 204 Seiten beschreibt «La Strategia Nazionale per 
la Biodiversità (SNB)» die Strategie und nötigen Mass-
nahmen. Der Aktionsplan ist demnach in der Strategie 
integriert. Für 2015 ist eine umfassende Überprüfung 
vorgesehen. 

Die Strategie steht unter folgender Vision: «La biodiver-
sità e i servizi ecosistemici, nostro capitale naturale, sono 
conservati, valutati e, per quanto possibile, ripristinati, 
per il loro valore intrinseco e perché possano continuare 
a  ostenere in modo durevole la prosperità economica e 
il benessere umano nonostante i profondi cambiamenti 
in atto a livello globale e locale.»

Die Strategie nennt dann drei strategische Ziele: 

1. Biodiversità e servizi ecosistemici: Entro il 2020 garan-
tire la conservazione della biodiversità, intesa come la varietà 
degli organismi viventi, la loro variabilità genetica ed i comp-
lessi ecologici di cui fanno parte, ed assicurare la salvaguardia e 
il ripristino dei servizi ecosistemici al fine di garantirne il ruolo 
chiave per la vita sulla Terra e per il benessere umano.

2. Biodiversità e cambiamenti climatici: Entro il 2020 
ridurre sostanzialmente nel territorio nazionale l’impatto dei 
cambiamenti climatici sulla biodiversità, definendo le oppor-
tune misure di adattamento alle modificazioni indotte e di 
mitigazione dei loro effetti ed aumentando le resilienza degli 
ecosistemi naturali e seminaturali. 

3. Biodiversità e politiche economiche: Entro il 2020 
integrare la conservazione della biodiversità nelle politiche 
economiche e di settore, anche quale opportunità di nuova oc-
cupazione e sviluppo sociale, rafforzando la comprensione dei 
benefici dei servizi ecosistemici da essa derivanti e la consape-
volezza dei costi della loro perdita.

Die Biodiversitätsstrategie definiert 15 Arbeitsfelder: 

1. 	 Specie, habitat, paesaggio;
2. 	 Aree protette;
3. 	 Risorse genetiche;
4. 	 Agricoltura;
5. 	 Foreste;
6. 	 Acque interne;
7. 	 Ambiente marino;
8. 	 Infrastrutture e trasporti;
9. 	 Aree urbane;
10.	Salute;
11.	Energia;
12.	Turismo;
13.	Ricerca e innovazione;
14.	Educazione, informazione, comunicazione e partecipazio-

ne;
15.	L’Italia e la biodiversità nel mondo.

Jedes Arbeitsfeld enthält eine kurze Analyse der Akteure 
und eine ausführliche Darstellung der bestehenden Ins-
trumente. Der Bedarf an neuen Instrumenten wird aus-
gewiesen. Auf dieser Grundlage aufbauend werden für 
die Arbeitsfelder 134 Detailziele sowie insgesamt 171 
Massnahmen definiert. 

Italien hat eine 54-seitige 
Kurzfassung der Strategie 
«Breve guida alla Stra-
tegia Nazionale per la 
Biodiversità» publiziert. 
Bereits existiert auch ein 
1. Bericht über die Umset-
zung der Strategie «Stra-
tegia nazionale per la 
biodiversità 1° Rapporto 
2011-2020» (81 Seiten, 
undatiert), in welchem der  
Stand der Massnahmen 
mit einer Farbskala illust-
riert wird (Beispiel unten).

www.minambiente.it/pagina/strategia-nazionale-la-
biodiversita
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Biodiversitätsstrategie

Österreich 

Österreich hat bereits 1998 eine erste Biodiversitätsstra-
tegie verabschiedet und diese 2005 erstmals überarbei-
tet. Seit 2014 verfügt das Alpenland bereits über die drit-
te Fassung seiner Biodiversitätsstreategie. 

Anlass für die erneute Überarbeitung ist die Tatsache, 
dass seit 2010 der Strategische Plan der CBD und seit 
2011 die Biodiversitätsstrategie der EU vorliegen: Bis 
zum Jahr 2020 sollen in der EU der Verlust an biologi-
scher Vielfalt sowie die Verschlechterung der Ökosys-
temleistungen angehalten werden. Gleichzeitig soll der 
weltweite Beitrag der EU zur Verhinderung des Verlustes 
an Biodiversität erhöht werden. 

Die «Biodiversitäts-Strategie 2020+» zielt darauf 
ab, die Biodiversität in Österreich zu erhalten,                                             
den Verlust an Arten, genetischer Vielfalt und Lebens-
räume sowie deren Verschlechterung einzubremsen und 
die Ursachen der Gefährdungen aktiv anzugehen und zu 
minimieren. 

Dazu formuliert die Biodiversitätsstrategie 2020+ auf 34 
Seiten, in 5 Handlungsfeldern, in 12 Ziele und in 
147 Massnahmen die Schwerpunkte, an denen sich 
die Akteure aus Bund, Ländern und Gemeinden, aus 
NGOs sowie aus allen anderen relevanten Stakeholdern 
künftig orientieren sollen. 

Die Weiterentwicklung der Biodiversitätsstrategie erfolg-
te in einem partizipativen Prozess. Der Kick-off Workshop 
fand am 22. November 2012 in Wien statt. Die Nationale 
Biodiversitäts-Kommission hat an ihrer Sitzung vom 28. 
August 2014 einhellig der «Biodiversitäts-Strategie Ös-
terreich 2020+» zugestimmt und diese dem Bundesmi-
nister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Was-
serwirtschaft empfohlen. Dieser fordert die Umsetzung 
der Massnhamen von allen Akteuren und Stakeholdern 
der Biodiversitätspolitik Österreich ein.

Der Aufbau der neuen (dritten) Biodiversitätsstrategie ist 
nach folgenden Handlungsfeldern strukturiert (Kasten 
rechts). 

www.umweltbundesamt.at/umweltsituation/naturschutz/biolat/
biodivstrat_2020/

Biodiversität kennen und anerkennen

Ziel 1 Bedeutung der Biodiversität ist von der Gesellschaft aner-
kannt (9 Massnahmen)

Ziel 2 Biodiversitätsforschung und Biodiversitätsmonitoring sind 
ausgebaut (14 Massnahmen)

Biodiversität nachhaltig nutzen

Ziel 3 Land- und Forstwirtschaft tragen zur Erhaltung und Ver-
besserung der Biodiversität bei (19 Massnahmen)

Ziel 4 Wildtierbestand und Fischbestand sind an naturräumliche 
Verhältnisse angepasst (20 Massnahmen)

Ziel 5 Tourismus und Freizeitaktivitäten erfolgen im Einklang mit 
Biodiversitätszielen (11 Massnahmen)

Biodiversitätsbelastungen reduzieren

Ziel 6 Energieversorgung erfolgt biodiversitätsschonend (7 Mass- 
nahmen)

Ziel 7 Schadstoffeinträge sind reduziert (12 Massnahmen)

Ziel 8 Negative Auswirkungen invasiver gebietsfremder Arten 
sind reduziert (10 Massnahmen)

Ziel 9 Biodiversitätsgefährdende Anreize, einschließlich Subven-
tionen, sind abgebaut oder umgestaltet (3 Massnahmen)

Biodiversität erhalten und entwickeln

Ziel 10 Arten und Lebensräume sind erhalten (16 Massnahmen)

Ziel 11 Biodiversität und Ökosystemleistungen sind in den Be-
reichen Raumordnung und Verkehr/Mobilität berücksichtigt 
(15 Massnahmen)

Biodiversität weltweit sichern (EU Ziel 6)

Ziel 12 Beitrag zur Bewältigung der globalen Biodiversitätskrise 
ist geleistet (11 Massnahmen).

Die Biodiversitätsstrategie wird durch die breitangelegte 
Kampagne Vielfaltleben umgesetzt:

www.vielfaltleben.at 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 

BIODIVERSITÄTS-STRATEGIE 
ÖSTERREICH 2020+ 
VIELFALT ERHALTEN – LEBENSQUALITÄT 
UND WOHLSTAND FÜR UNS UND  
ZUKÜNFTIGE GENERATIONEN SICHERN! 
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Vergleich der Schweiz mit ihren 
Nachbarländern  

Die hier vorgestellten Biodiversitätsstrategien der Nach-
barländer und die Strategie Biodiversität Schweiz sind 
sich in der methodischen Herangehensweise sehr ähn-
lich. Alle Biodiversitätsstrategien wurden aufgrund eines 
partizipativen Prozesses erstellt, um die verschiedensten 
Akteure einzubinden und einen grossen Rückhalt in der 
Gesellschaft zu erwirken. Weiter legen alle Strategien 
einen Fokus auf jene Tätigkeitsbereiche, welche einen 
Druck auf die Biodiversität ausüben. 

Auch der Aufbau der Schweizer  Biodiversitätsstrategie 
ist ähnlich wie in Deutschland, Italien und Österreich, wo 
ebenfalls Wirkungsziele definiert werden. Frankreich hin-
gegen definiert eher Umsetzungsziele in der Strategie, 
indem entsprechende Instrumente und Vorgehenswei-
sen spezifiziert werden.

Auffallend ist die grosse Anzahl von Massnahmen in den 
Nachbarländern (Abb. 36). 

Abb. 48. Für die Biodiversitätsstrategie und den Aktionsplan ist der Bundesrat zuständig, für Gesetzesänderungen und Finanzbe-
schlüsse das Parlament und für die Umsetzung Kantone, Gemeinden, Städte, Wirtschaft, Wissenschaft, Bildung, Organisationen, 
Zivilgesellschaft und alle Einwohnerinnen und Einwohner der Schweiz (Offizielle Bundesratsfoto 2015, Foto: Christian Grund, 
Maurice Haas). 

Fazit für die Biodiversitätspolitik des 
Bundes 

Verglichen mit ihren Nachbarn legt die Schweiz ihre 
Biodiversitätsstrategie und den zugehörigen Akti-
onsplan spät vor. Es gilt deshalb, ihre Wirkung nicht 
durch eine zusätzliche Reduktion bzw. eine weitge-
hend offene Formulierung der Massnahmen abzu-
schwächen. 

Die Strategie Biodiversität Schweiz und den Entwurf 
des Schweizer Aktionsplans zeichnet eine starke Pri-
orisierung aus. Im partizipativen Prozess für den Ak-
tionsplan wurden 500 mögliche Massnahmen ermit-
telt, 300 wurden eingehend diskutiert, 180 wurden 
definitiv der Projektleitung übermittelt, welche sie 
weiter priorisierte und zu den Ende November 2013 
vorliegenden 110 prioritären Massnahmen konden-
sierte. 

Im Vergleich weisen die Biodiversitätsstrategien der 
Nachbarländer der Schweiz mehr Massnahmen auf. 
Die Wirksamkeit der Biodiversitätsstrategie und des 
Aktionsplans hängt aber nicht primär von der Anzahl 
Massnahmen ab, sondern von deren Verbindlichkeit 
und davon, ob die Instrumente und Mittel zur Um-
setzung bereitsgestellt werden. Die kleinste Zahl von 
Massnahmen der Nachabrländer liegt bei 147 (Öster-
reich), die höchste bei 430 (Deutschland). Dazwischen 
liegen Italien (171) und Frankreich (384). 

Abb. 36. Anzahl Biodiversitätsmassnahmen nach 
Ländern.
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Im Februar 1998 verabschiedete die EU ihre erste Biodi-
versitätsstrategie. Im März 2001 beschloss die EU-Kom-
mission eine ganze Reihe von Aktionsplänen zum Schutz 
der Biodiversität in vier Sektoren: 

– Erhaltung der natürlichen Ressourcen
– Landwirtschaft
– Fischerei
– Wirtschafts- und Entwicklungszusammenarbeit

Der Europäische Rat beschloss im Juni 2001 das Ziel, 
den Verlust der Biodiversität in der EU bis 2010 
zu stoppen. Dieses Ziel wurde 2003 von den Umwelt-
ministern aller europäischen Staaten übernommen, in-
klusive der Schweiz.

Im Juli 2004 beschäftigte sich der EU-Umweltrat intensiv 
mit der Biodiversität auf Grund einer von der EU orga-
nisierten Konferenz im irischen Malahide. Im Dezember 
2005 startete die EU-Kommission eine achtwöchige In-
ternetanhörung zu Massnahmen für die Biodiversität, 
aus welcher im Mai 2006 der (zweite) EU-Plan für 
die biologische Vielfalt hervorging. 

Zwei Jahre vor Ablauf der Frist für das Biodiversitätsziel 
2010 und in der Mitte der Vierjahresperiode seit dem Be-
schluss über den EU-Biodiversitätsplan von 2006 zog die 
EU 2008 im Sinn eines Mid-Term Review Bilanz über 
die Zielerreichung. 

Anfang 2009 starteten die Arbeiten für die Nach-
2010-Biodiversitätspolitik der EU mit neuen Zielen 
und einer neuen Strategie. Am 27./28. April 2009 fand 
eine grosse Konferenz über die künftige Biodiversitäts-
politik der EU in Athen statt, welche konkrete Vorschläge 
für den Fahrplan der künftigen Biodiversitätspolitik zwi-
schen den EU-Mitgliedstaaten sowie Vertretern der Wis-
senschaft, der NGOs und von Unternehmen erarbeitete.

Im Januar 2010 eröffnete die EU-Kommission eine  
Diskussion zur Frage: «Schutz der Biodiversität – wie 
schreitet die EU voran?» und legte 4 Optionen für Biodi-
versitätsziele 2020 vor: 

– 	 Option 1: Spürbare Senkung der Verlustrate (Biodi-
versität und Ökosystemdienstleistungen) in der EU 
bis 2020. 

– 	 Option 2: Aufhalten des Verlustes an Biodiversität 
und Ökosystemdienstleistungen in der EU bis 2020.

– 	 Option 3: Aufhalten des Verlustes an Biodiversität 
und Ökosystemdienstleistungen in der EU bis 2020 
und Wiedernutzbarmachung im Rahmen des Mögli-
chen. 

– 	 Option 4: Aufhalten des Verlustes an Biodiversität 
und Ökosystemdienstleistungen in der EU bis 2020 
und Wiedernutzbarmachung im Rahmen des Mög-
lichen sowie Verbesserung des Beitrags der EU zur 
Vermeidung globaler Biodiversitätsverluste.

Im März 2010 einigte sich der Umweltrat auf die am wei-
testen gehende Option (4), und der Europäische Rat ent-
schied, dass dies das EU-Biodiversitätsziel 2020 ist, das 
damit auch für alle Nachbarländer der Schweiz gilt.

Im Hinblick auf die neue Biodiversitätsstrategie startete 
die EU im August 2010 eine zweimonatige internetge-
stützte Meinungsumfrage, um bei den verschiedensten 
Interessengruppen Anregungen für mögliche Massnah-
men zu sammeln. Auf die Konsultation gingen 2905 
Antworten ein. Ebenfalls 2010 veröffentlichte die EU ihre 
abschliessende Bilanz zu den Biodiversitätszielen 2010.

Im April 2010 startete die EU eine Biodiversitätskampag-
ne, welche auf der Website bis Ende jenes Jahres von 3,5 
Millionen Leuten besucht wurde.

Oberziel 2020 der EU betreffend 
Biodiversität 

Der Europäische Rat bestätigte im Dezember 2010 das 
für die EU und damit für unsere Nachbarländer geltende 
Biodiversitätsziel wie folgt: 

Aufhalten des Verlustes an biologischer Vielfalt und der 
Verschlechterung der Ökosystemdienstleistungen in der 
EU und deren weitestmögliche Wiederherstellung bei 
gleichzeitiger Erhöhung des Beitrags der Europäischen 
Union zur Verhinderung des Verlustes an biologischer 
Vielfalt weltweit.

Thema  
Biodiversitätsstrategie der EU

In der EU ist seit 2010 die dritte Biodiversitätsstrategie in Kraft. Die ersten beiden 
Strategien datieren von 1998 und 2006. 
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http://ec.europa.eu/environment/nature/biodiversity/
comm2006/2020.htm

Biodiversitätsstrategie der EU 
bis 2020

Die neue EU-Biodiversitätsstrategie (die dritte) 
wurde von der Europäischen Kommission im Mai 2011 
beschlossen unter dem Motto «Our life insurance, 
our natural capital: an EU biodiversity strategy 
to 2020». Der Umweltrat konkretisierte die Strategie an 
zwei Sitzungen 2011. 

Das EU-Parlament besprach die Biodiversitätsstrategie 
im April 2013. Dabei standen insbesondere die aus dem 
Verlust an Biodiversität resultierenden ökonomischen 
Einbussen im Vordergrund. 

Ziele und Massnahmen

Die Strategie umfasst 6 Ziele und 20 übergeordnete 
Massnahmen, welche in Einzelmassnahmen aufgeteilt 
sind. Zu jedem Ziel werden quantifizierte Indikatoren un-
ter der Bezeichung «Bewertungen» aufgeführt. Genannt 
werden im Folgenden die übergeordneten Massnahmen: 

Ziel 1: Vollständige Umsetzung der Vogelschutz- und 
der Habitat-Richtlinie (10 Massnahmen)
Vogelschutzrichtlinie 1979 Habitat-Richtlinie 1992: Die Mitglieds-
länder der EU haben im Rahmen des Netzwerks Natura 2000 über 
26‘000 Schutzgebiete mit einer Fläche von 750‘000 Quadratkilo-
metern geschaffen, die 18% der Landesfläche umfassen. 

1 	 Vollendung des Natura-2000-Netzes und Sicherstellung 
seiner ordnungsgemäßen Bewirtschaftung

2 	 Sicherstellung einer angemessenen Finanzierung für 
Natura-2000-Gebiete

3 	 Verstärkung der Sensibilisierung und Einbindung von Inte-
ressenträgern und Verbesserung der Durchsetzung. 

4	 Verbesserung und Rationalisierung von Überwachung und 
Berichterstattung

Ziel 2: Erhaltung und Wiederherstellung von Ökosyste-
men und Ökosystemdienstleistungen (5 Massnahmen)
Unter anderem grüne Infrastruktur und Wiederherstellung von 
mindestens 15% der verschlechterten Ökosysteme. 

5 	 Verbesserung der Kenntnisse über Ökosysteme und Öko-
systemdienstleistungen in der EU

6 	 Festlegung von Prioritäten für die Wiederherstellung von 
Ökosystemen und Förderung der Nutzung grüner Infra-
strukturen

7 	 Vermeidung von Nettoverlusten an Biodiversität und Öko-
systemdienstleistungen 

Ziel 3: Erhöhung des Beitrags von Land- und Forstwirt-
schaft zur Erhaltung und Verbesserung der Biodiversi-
tät (8 Massnahmen)

8 	 Verstärkung der Direktzahlungen für öffentliche Umwelt-
güter im Rahmen der Gemeinsamen Agrarpolitik der EU

9 	 Bessere Ausrichtung der ländlichen Entwicklung auf die 
Erhaltung der Biodiversität

10 	 Erhaltung der genetischen Vielfalt der europäischen Land-
wirtschaft 

11	 Förderung des Schutzes und der Verbesserung der Wald-
biodiversität durch Waldbesitzer

12	 Einbeziehung von Biodiversitätsmassnahmen in Waldbe-
wirtschaftungspläne 

Ziel 4: Sicherstellung der nachhaltigen Nutzung von
Fischereiressourcen (5 Massnahmen)

13 	 Verbesserung der Bewirtschaftung befischter Bestände
14	 Eliminierung negativer Auswirkungen auf Fischbestände, 

Arten, Lebensräume und Ökosysteme 

Ziel 5: Bekämpfung invasiver gebietsfremder Arten
 (2 Massnahmen)

15 	 Verschärfung der Pflanzen- und Tiergesundheitsvorschriften 
der EU

16	 Einführung eines speziellen Instruments für invasive gebiets-
fremde Arten 

Ziel 6: Beitrag zur Vermeidung des globalen
Biodiversitätsverlustes (7 Massnahmen)

17	 Verringerung der indirekten Ursachen des Biodiversitätsver-
lustes 	

18	 Mobilisierung zusätzlicher Ressourcen für die Erhaltung der 
globalen Biodiversität

19	 «Biodiversitätsgerechte» EU-Entwicklungszusammenarbeit
20	 Regelung des Zugangs zu genetischen Ressourcen und des 

angemessenen und fairen Ausgleichs der Vorteile aus ihrer 
Nutzung

Da die EU im Verhältnis zu ihren Mitgliedsländern nur für 
einen Teil der Politikbereiche zuständig ist, ist die Zahl der 
Massnahmen mit 37 relativ gering. Bei Fragen der Um-
setzung werden insbesondere die Stichworte der Mobili-
sierung von Ressourcen und der Partnerschaft genannt. 
Ein gemeinsamer Umsetzungsrahmen soll Effizienz und 
Effektivität garantieren. 

Im Juli 2013 veröffentlichte die Europäische Kommission 
einen umfassenden Bericht zu den Kosten der Umset-
zung von Ziel 2 der Strategie. 
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